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Übrigens: Zu d iesem sensationellen Sonderangebot kann man 
auch die roten blätter verschenken! 

Und das sind einige Themen des Dezember-Heftes: 

• Natürlich alles über den bundesweiten Str~ik der Studenten 
• Tod in Stammheim 
• Brief einer Genossin an Böll 
• DDR: Große Politik an der Drehbank 
• August Kühn über Franz Xaver Kroetz 
• WOR: Entlassung des Medienkritikers Brundiers 
• Portrait: Alfred Andersch 



AlB-Aktuell: Die neue Lage in Chile 
Wie sehr der verstärkte internalionale und innere Druck auf 
die faschistische Pinoihcl-J unta an deren Substanz zehren 
muß. illust rierten in jüngster Zeit ihr erstmaliges Eingf~ständ­
nis der Existenz von geheimen Lagern für politische Ge­
fange.ne (also von " Verschwundenen"), ihre Schcinaullösung 
der völlig diskrcditicrlcn Geheimpolizei D1NA oder alleh die 
Aberkennung der Staatsbürgerschaft für den exilierten Gene­
ral Sergio POblcle, der die nunmehr organisierten demokra­
tischen chilenischen Militärs verkörpert (siehe Beitrag lvan 
Ljubetics zur Mi litärfrage in diesem Heft). 

Zweifelsohne hat gerade die 1977 in Chile erreichte neue 
Qualität des antifaschistischen Widerstands das Pinochcl­
Regime in eine schwierige Lage manövrie rt: Während die 
Junla einer Bewältigung der ve rheerenden Wirtschaftskrise 
keinen Sch ritt näherkommt und ihre vorgetäuschten "Libe­
ralisierungs"akle keine Glaubwürdigkeit erlangten, sind die 
anti faschistischen Kräfte Chiles nach einer Phase der Reorga­
nisation im Untergrund seit Mitte 1977 zur direkten politi­
schen Konfrontation mit dem Regime übergegangen. Davon 
zeugen der von einer mächtigen Welle der Solidarität im 
In - und Ausland get ragene Hungerstreik von 26 Patrioten im 
Juni in San tiago, die Demonstration vor dem Justizpalast am 
12. August oder die nichtabreißenden Protestmanifestationen 
der Gewerkschaftsbewegung. 
Im E rgebnis der spek takulären Hungerstreikaktion sah sich 
die J unta zu dem Versprechen gegenüber UN-Generalsekre­
tär Waldheim genötigt. innerhalb von drei Monaten umfas­
sende Auskunft über den Verbleib der verschwundene.n An­
gehörigen der 26 Patrioten zu geben. Die Junta bli~b die 
Einlösung dieses Versprechens zwar schu ldig, doch si nd ihr 
heute in der bevorzugten Praxis des Versehwindenlassens 
sichtbar die Hände gebunden, ist doch die Zahl der Verhaf­
tungen und Verschleppungen derLeit rückläufig. 

Gewiß wären diese ermutigenden ncuen Entwicklungen ohne 
die Stärke internat ionaler Solidarität kaum denkbar, deren 
fester Bestandtei l die bundesrepublikanische Chile-Bewegung 
und insbesondere das Antiimperialistische Solidaritätskomi­
tee (AS K) sind. Sie erwarb sich im Ictzten Jahr mit dc r Vcr­
anstaltung der Nürnberger Verhandlungen gegen die Ver­
brechen der chilenischen Militärjunta im November 1976 
(siehe A lB, Nr. 111977). des internationalen Solida.ritäts-

,------ASK -AUFRUF: 

konzerts im September 1977 und der Erzielung eines Spen­
dcnaufkommens von nunmehr 2,3 Mio DM internationale 
Anerkennung. Sie vermochte 1977 in den Septemberaktionen 
zugunstcn der Verschwundenen und des BoykOits der Junta 
gegenüber dem Vorjahr ein deutliches Ansteigen der Aktivi­
täten zu verbuchen: über 100 Aktionen. davon 50 größere 
Veranstaltungen und Demonstrationen, fanden statl. Einer 
Vereinbarung des Initiativausschusses Xl. Weltfestspiele und 
der UP-Jugend zufolge (Wort laut in AlB, NT. 11 / 1977) wur­
den Chile-Solidaritätsaktivitäten in den Minelpunkt der 
Festivalvorbereitungen für Havanna 1978 gerückt. 
Auf einer bedeutsamen internationalen Konferenz Ende 
August d. J . in Rotterdam erklärten es die UP-Parteien, die 
Sozialist ische Internationale (S I) und ihre sozialdemokrati­
schen Mitgliedsparteien zur gemeinsamen " POicht, die Soli­
daritätsarbeit mit dem chilenischen Volk aufzubauen und zu 
intensivie ren" (Wortlaut dcs Kommuniqucs in diesem Heft). 
In seiner Funktion als Vorsitzender der SI gelangte Will i 
Brandt in Rotterdam zu der höchst bemerkenswerten Fest­
stellung: " Viel wäre gewonncn , wenn diese Konferenz im 
übrigen dazu beitragen würde, daß die politisch Verantwort­
lichen in allen Teilen der Welt sich ihrer Verantwortung im 
Hinblick auf die Zukunft Chiles noch stärker bewußt wür­
den ," 
Ein solches hohes "Verantwortungsbewußtsein" aber wäre 
geradc der soziall iberal geführten Bundesrepublik illlgemes­
sen, die neben den USA als Handelspartner und Waffen­
lieferam dc r J unta in vorderster Front rangiert und sich 1976 
bei deren Verurteilung durch die UNO der Stimme enthiell. 
Die E instellung dieser ausgedehnten Bonner Unterstützung 
des ch ilenischen Faschismus aber gilt es durch die gemein­
same Anstrengung aller demokratischen Kräfte unseres Lan­
des durchzusetzen. Aktuelle Prüfsteine fü r eine solche späte 
Wandlung der Chile-Politik der Bonner Regierung sind ihr 
Verhalten in der Chile-Debatte der XXX II . UN-Vollver­
samm lung und gegenüber der vom Deutsch-Chilenischen 
Freundeskreis organisierten Propagandareise, der von keinem 
geringeren als Außenminister Genscher (siehe Beitrag in die­
sem Heft) Unterstützung zuteil wurde. 
Das Ringen um die Boykouierung der Junta bleibt so ge­
sehen ge rade hicrzulande ein gewichtiger Solidaritätsauftrag 
in den Vorweihnachtsaktionen 1977. 

• s .. ':-
~." .. ~..:.... CHILE BRAUCHT U.'S WEITER! 

Seit dem Putsch der faschistischen Generäle in Chile am 11. September 1973 leidet das chilenische Volk unter Hunger, Elend und Terror. . .. 
Fast ein Viertel der erwerbsfähigen Bevölkerung des Landes ist arbeitslos und bekommt keinerlei finanzielle Unterstützung. Jede dritte Familie 
hat kein festes Einkommen mehr. Selbst die. die Arbeit haben, bekommen dafür oft nur einen Hungerlohn. Der von der Junta festgesetzte 
Mindestlohn reicht nicht einmal zum Kauf der von den Vereinten Nationen errechneten Obertebensrat ion. 
tn Chile regiert der Hunger. Schäden, die dureh die UnteremähTllng bei Kleinkindern verursacht werden, sind nie wieder gutzumachen. Öffent­
liche Kinderspcisungsstättcn. die unter dem Patronat human:itärer Organisationen unterhalten werden. geben heute ca. 30 000 Kindern in Chile 
täglich eine warme Mahlzeit. Aber es sind \0 mal mehr Kiniter im ganzen Land, die diese Hilfe benötigen. Erst wenn man sich diese Tatsachen 
vergegenwärtigt, kann man ermessen. welch unsägliches Leid über die Familien hereingebrochen ist. wo der Vater oder Bruder von der Ge­
heimpolizei verschleppt worden ist. Nicht nur die ständige Ungewißheit und die Angst um das Leben der Angehörigen, die erniedrigenden 
Gänge von Behörde zu Behörde. die alle Nachforschungen ablehnen, die zynischen Behauptungen der Junta, die verschwundenen Personen 
seien ins Ausland gegangen, lasten auf diesen Familien. Ihnen ist auch der Ernährer geraubt worden. die Frauen finden angesichts der hohen 
Arbeitslosigkeit keine Anstellung, die Familien stehen völti!~ mittellos da und sind auf Almosen angewiesen . .. 
Deshalb wenden wir uns an Sie: 

• "·ordern Ste die Aufklärung des Schicksals der verschleppten chilenischen Patrioten! Die demokratische Weltöffentlichkeit muß die Junta 
zwingen , ihren Aufenthaltsort bekanntzugeben und die Verschleppten freizulassen . 

• Helfen Sie den Familien, deren Angehörige durch die GI:heimpoli1.ci \'ersch!cppt wurden! 
• Helfen Sie durch eine Spende, die materielle Not dieser 'Familien zu lindern! 
• Spenden Sie auf das Sonderkonto Prof. Erich Wutff, Postsch« kaml Frankfurt/Main, Konlo-Nr. 527 055 602, Kenn..-ort: Chile-Solidarität 
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Chile 

lvan Ljubetic Die 

Die chilenische Erfahrung zeigt. daß das Entscheidende an 
einer Revolution der politische Aspekt ist , daß jedoch das 
Mi litärproblem. als Teil davon, eine gcwichti'gc Rolle spiel t. 
Es muß ein Kräftcvcrhältnis erreicht werden. das den revo· 
lutionären Prozcß begünstigt. Und dies erfordert nicht allein 
e ine rein numerische Mehrheit. sondern entscheidende Fak­
toren, wie es u. a. die Streitkräfte sind. auf seiner Seite zu 
haben. 
Wenn man den unbewaffneten Weg zum Soz;,llismus wählt, 
wie es Chile tat. stell t sich als uncrläßlichc Bedingung für 
den Erfolg, ein günstiges militärisches Kräftcvcrhällnis zu 
erreichen, das zur Umwandlung der St reitkräfte führt, so daß 
sie sich auf die Seite des Volkes stellen. Es geht dabei nicht 

I. ABRISS DER GESCHICHTE DER CHILEN ISCHEN 
STRE ITKRÄFTE BIS 1970 

I. Periode der Unabhängigkcitskricgc und d Clr Anarchie 
(I 81 G-30) 

Kennzeichnend für diese Periode sind die rivaJisierenden 
Führungsansprüche unter den Militärs. 
Die erste Nationale Regierungsj uma schuf 1810 die patrioti­
schen Mi lizen, die sich im Unabhängigkeitskrieg (1813-1818) 
bewähren mußten. Während der Regierungszeit lIon O'Hig­
gins (1817-1823), in der die endgültige Unabhängigkeit 
Chiles vom span ischen Kolonialismus besiegelt wurde, orga­
nisierte man im Dezember 1817 das eigentliche Heer und 
im A ugust 1818 die Kriegsmarine. 
Nachdem O' Higgins 1923 durch einen Teil dcs Heeres ge­
stür.tt wurde, verfiel das Land in eine Periode völliger Anar-
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im Fall 

unbedingt um einen bewaffnete n Aufstand oder einen Bür­
gerkrieg, sondern darum. zu verhindern, daß die Reaktion mit 
Hilfe der Waffen den revolutionären Prozeß unterbrechen 
kann. Daher ist es notwendig, die Unterstützung der Massen 
und der Streitkräfte für sich zu gewinnen. 
Die Geschehnisse in Chile bestätigen einmal mehr. .. wie 
wichtig es ist. die revolutionären Errungenschaften zu vertei­
digen zu wissen und darauf vorbereitet zu sein, schnell von 
friedlichen Kampfformen auf nicht friedliche Kampfformen 
übcr.wwechscln, d. h. fähig zu sei n. mit revolutionärer Ge­
walt auf die konterrevolutionäre Gewalt der ßourgeoi~ie zu 
antworten.'" Im Fall Chiles wurde einmal mehr deutlich. daß 
die alten Klassen die Macht nicht freiwillig abgeben. 

chie. in der ein Staat~streich den anderen ablöste. Sie endete 
mit einem Bürgerkrieg, der durch den Aufstand von einem 
Teil des Heeres gegen die liberale Regierung ausgelöst wurde 
und bei dem sich schließlich die Konservativen durchsetzen 
konnten. 

2. Unte rwerfung der Streitkräft e durch die Bourgeoisie 
(I R3G-90) 

Diego Portales, ein Minister, der die aufkommende chileni­
sche Bourgeoisie vertrat, machte sich zum Ziel, die Streit­
kräfte zu reorganisieren und sie der Z ivilmacht zu unterwer­
fen. Dazu entfernte er alle Regierungsgegner aus ihren Rei ­
hen, ließ das Heer auf etwa 4000 Mann zusammenschrump­
fen. löste die Kriegsmarine fast völlig auf und gründete zivile 
Milizen , die etwa 60000 Mann stark waren und sich aus 
Händlern, Handwerkern , Angehörigen fre ier Berufe, Ange-



stellten und Arbeitern zusammensetzten. Dank dieser Maß­
nahmen konnten zwischen 1830 und 1891 etwa 15 Meute­
reien und Mllitiiraufständc \'creitelt ~ erden . 1837 wurde je­
doch bei einer dieser Re\'olten Portales mn den aufständi­
schen Militärs ermordet. De r Auf:'land selber aber schlug 
feh l und wurde von den Zivilmilizen in Valparaiso niederge­
schlagen . 

Dic!>C Periode relat iver Stabilitiit endete 1891 mit eine m Bür­
gerkrieg. de r durch den Aufstand vonn Teilen des Heeres 
und de r Marine gegen den Präsidenten Balmaceda ausge­
löst wurde. Hinter dem Putsch standen de r englische Impe­
rialismus. die Großgrundbesitzer und die Finanzoligarehie. 
die ihre Interessen durch die fortschrittliche und patriotische 
Politik Balmaccdas gerährdet sahen und de:.halb seinen SturL 
herbeiführten. 

3. Einflußnahme de r Mift elschic:htclI Duf die Strei tkräfte 
(1891- 1932) 

Im Jahr 1886 war von Präsident Olllnlllceda eine preußische 
M i litärmi~sio ll , die von Hauptmunn Emil Körner angeführt 
wurde. ins Land gerufen worden . Sie sollte das chilenische 
Heer nach preußischem Muster aufbauen. Fünf Jahre später 
leitete dann Körner. der inzwischen 7Um General a\'anc1ert 
"ur, den Aufstand gegen den Prä~idcn ten. in dt.'ssen Dienst 
e r stand. Nach dem Sieg der Auf~tändischen wurde Körner 
zum Chef des Regimentstabs ernannt und ruhrte in diesem 
Amt die Neuorganisierung des Heeres zu Ende. 1900 wur­
den die Zivilmilizen .aufgelösI und die Mi1i!iirdienstpflicht ein­
geführt. Ocr professionelle Chardkter der Streitkräfte wurde 
"crstiirkt . Gleichzeit ig rückten immer mehr VertrClerder Mit­
tc lschichten in die vorher nur von Angehörigen der Oligarchie 
besctzten Offi:dersposten auf und gewannen dort wachsenden 
Einfluß. 
Das Heer spielte den Werktätigen gegenüber eine reprcssi\'e 
Rolle . Allein zv,'ischen 1900 und 1920 erstickte es über 300 
Streiks, nicht selten durch grausame Massaker. 

Ab 1907 entstanden innerhalb des Heeres geheime Verbin­
dungen von Offizieren, die immer deut licher soziale Ziele 
vertra te n. 1924 ent wicke lten junge Offiziere politische Tätig­
ke iten zur Unterstützung der sozialen Reformen der Regie­
rung A rturo Alc!i.'Ianclr i. Viele Offizie rc nahmen an Kundge­
bungen des Gewerkschaftsbundes Arbciterbund von Chile 
(FOCl'I) und der Kommunistischen Purtei tei l. Ois 1927 gab 
es mehrere fortschri ttliche und rCllktioniire Staatsstreiche. 
1927 begann die Diktatur \'on Oberst Ib:lnez. der das Korp:. 
der Carabineros (unifonnierte Po1i7ei) grundete und damit 
das Hee r \'on den repressiven Tätigkeiten befreite. 1931 
organisierte er die Luftwaffe. Noch im gleiehen Jahr wurde 
die Diktatur lbanez von einer mucht\'o llcn Masscnbewegung 
gesturzt. 
Vom 1.- 5. September 193 1 fand ein Aufstand der Marine 
stall . ausgelöst durch die Absicht der Regierung, ihre Ent­
soldung zu künen und wegen der großen Arbeitslosigkeit, die 
im Land herrschtc . Die Be"'egung halle cinen deutlichen 
Volkscharukle r und wurde durch Angriffe der Luftwaffe 
gegen die Flotte, die in den Händen der Aufständischen war. 
erstickt. 

Am 4 . 6 . 1932 fand ein zivil-militärischer Putsch sozialisti­
scher Orientierung statt, der \'om Luftwaffengeneral Manna­
duke Grove angeführt wurde (d ieser gehörte ein Jahr spätcr 
'tu den G ründern der Sozialis tischen Partei). Die .,sozialisti­
sehe Republik", die die Putschisten ausriefen, wurd\! zwölf 
Tage späler von e inem reaktioniire ll Gcgenputsch wieder ge­
stUr!.t und es begann die Diktlltu r von Davi la . Am 13.9. 1932 
übernahm Gene ral ßlanche d urch ei nen weiteren Putsch die 
Präsidentschaft der Republik bis zum 2. 10. 1932. a ls \'er­
fassunptreue Offiziere die Regierungsgewalt Z ivi lkräflen 
übergaben . 

4 , J.eriodc der poli tischen Enthli llsamkeil der Streitkräfte 
(1932-1970) 

Kennzeichnend für diese Periode ist, daß die Streilkräfte 
die politische Verfassung achten und sich der Zi\'ilmacht 
unterwerfen. Sie greifen ab Insti!ution nicht in die Politik 
ein. wenngleich innerhalb ihrer Reihen Offlziersgruppcn 
meist faschistischer Tendenz konspir.lth·e Tätigkeiten ent­
wickeln. die von den stärkeren ... erfassungstreuen Kreisen 
neut ralisiert oder niedergeschlagen werden können. 
Im Jahr 1938 konnte der Versuch. den Wahlsieg \'om Präsi­
dentschaftskandidaten der Volksfront Pedro Aguirre Cerda 
zu hintertreiben, verei!elt werden. "eil der Oberkommandie­
rende des Heeres die Verfassung respektierte und sich einem 
Eingriff "ideTSCl7.te. 

In den 50er Jahren begann die US-imperialistische Einnuß­
nahme auf die chilenischen Sireitkr'.if!e . 1950 reiste die erste 
Gruppe chilenischer Offiziere zur Ausbildung in die USA und 
zwei Jahre später wurde ein Militärpakl zwischen Chile und 
den USA unter!.ciehnet. der die Abhängigkeit der ch ileni­
schen Strcit kr1ifte vnm US-lmperilll i!Ömus noch vergrößerte. 
T rotzdem gab es gegen Ende der 60cr Jahre eine GruPI>C 
vun verfassungstreuen Offizieren. deren hervorragendster 
Vert reter der Oberkommandierende des Heeres. General 
Ren~ Schneider. war. Während des Wahlkampfes zu den Prä­
sidentschaftswahlen 1970 erklärte General Schneider in 
einem Interview: .. Wir bürgen für einen legalen Ablauf. auf 
dem das gesamte institutionelle Leben des Landes be ruht". 
Und er fügte hinzu: .,Politische Eingriffe liegen auBerhalb 
unserer Doktrin". l Nach dem Wahlsieg A llendes bekräftiget 
er diese Einstellung: " Ich !>llgte. daß ich dieses Verfassungs­
system verteidigen würde und das werde ieh bis zuletzt tun . 
Denn hier ging es nicht darum. es nur zu verteidigen, wenn 
derjenige Kandidat siegte, der eine r gewissen Schicht genehm 
i:.t". ' 
Am 22. 10. 1970 kam es zu einem Putsch\'ersoch. der die 
AmtS3ufnahme Allendes verhindern sollte. General Schnei­
der wurde dabei e rmordet. Im Amt als Oberkommandieren­
der des Heeres folgte ihm General Carlos Prats. 

Charakterisierung der chilenischen Streitkrähe 

AuS der geschichtlichen Entwicklung der chilenischen Streit­
kriifte kann man mehrere Schlußfolgerungen ziehen: 

a) Eine völlige politische Enthaltsamkeit hat es nie gegeben. 
E:. gab Perioden. in denen die Streitkräfte aktiv poli tisch tätig 
wurden. und Zeiten. in denen sie die zivilen Regierungen 
achteten und als InstitutK>o keine politischen Eingriffe durch­
führten. Dies trifft besonders auf die 7...ei t von 1932 bis 1970 
zu. Innerhalb der Streilkräfte gab es Omziere, besonders 
fa:..chistischer Tendenz, die gegen fortschrittliche Regierungen 
ko nspirierten . 

b) Besonderheiten der chilenischen Entwicklung. 
Es bestehen Unterschiede zwischen dem historischen Prozeß 
in Chile und den anderen lateinamerikanischen Lände rn . in 
Chile halte die Bourgeoisie bereits um 1830 eine gewisse 
Homogenität erreicht. war gut organisiert und besaß fes te In­
stitutionen. was die Aktion "on Militärführern und die Eta­
blierung \'on Militärdiktaturen, wie sie für andere Länder 
La teinamerikas typisch sind, \'erhinderte. 

c) Vorhe rrschaft der Oligarchie und der Mittelschiehten im 
Offizierskorps. 

Die Millclschichten gewannen im Laufe der Zeit immer grö­
ßeren Ei nfl uß unte r den Offizieren der Streitkräfte, ohne daß 
d ie O ligarchie ihren Einflußbe reich dabei vollkommen ver­
lo r. 
Von 83 chilenischen Generälen kommen 23 aus dem Adel 
und der Großbourgeoisie. 40 aus dem Mittelstand und 20 aus 
dem städtischen und ländlichen Kleinbürgertum. BcTÜcksich-
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tigt man den gesamten Offizierskorps, so gehören -12 % zur 
Großbourgeoisie, 39 % zum wohlhabenden Millelstand und 
19 % stammen aus dem Kleinbürgertum. ' 
d) Die Klassenzugehörigkeit der Soldaten wird neutralisiert. 
Die Mehrheit der Soldaten sind Kinder von Arbeitern oder 
änneren Landwirten. doch ihre Klassenherkunft äußert sich 
im Mili tär in keiner Weisc, da dies durch das von den deut­
schen Ausbilde rn Ende des vorigen Jahrhunderts etablierte 
System verhindert wird. Innerhalb der Streitkriifle herrschen 
eine hierarchische Struktur, innerer Zwang und Angst vor 
Strafe. Kennzeichnend sind die .. drakonischen Regeln preußi­
scher Disziplin, denen jede bewußte Disziplin fremd und ent­
gegengesetzt ist" und die .. gerade versucht, jeden eigenen 
Ausdruck der Soldaten zu beschneiden oder zu verbieten". 
wobei sie .. vielen ein falsches sozia les Bewußtscin einprägt·· . 

Einübung eines falSt:hen sozialen Bewußtseir.ls 

e) Die Streitkräfte können an der Seite der Arbeiterklasse 
stehen. 

Man darf keine fatalistische Auffassung der St reitkräfte 
haben. Es ist eine Tatsache, daß sie im allgemeinen als be­
waffnete r Garant für Regierungen auftraten. di,e das Volk 
unterdrückten. Doch gleichzeitig gab es in ihren Reihen fort­
schritt liche und demokratische Kräfte. denen es zeitweise ge­
lungen ist. die Streitkräfte an die Seite des Volkes;m stellen. 

f) Isolierung der St reitkräfte wirkte sich negativ aus. 
Die Isolierung der Streitkräfte vom politischen und sozialen . 
Leben des Landes war negativ. Im Januar 1974 sch rieb dies­
bezüglich General Prats in sein Tagebuch: " Die SoO gerühmte 
,politische Enthaltsamkeit· der chileniSChen Streitkräfte hat zu 
ih rer Isolierung vom sozialen Geschehen gefüh rt und zu 
einem extremen Mangel an Verständnis ihrer Mitglieder für 
die sozio-polilischen Probleme. Ich selbst hätte nicht festge­
stellt. daß es so ist. wenn ich nicht die Erfahrung als Ober­
kommandierender eies Hee res gemacht häue und besonders 
in der A usübung der Ämter als Innen- und Veneidigungs­
minister··. 6 

g) hochqual ifizie rte Ausbildung. 
Die chilen ischen Streitkräfte haben ein gutes Organisations­
niveau. ihre Mitglieder besitzen ein hervorragendes fachli ­
ches Wissen und eine gute berufliche Ausbildung. Wichtig ist 
außerdem. daß das Bewußtsein. eine geschlos!>Cne Insti tution 
zu bilden. stark ausgeprägt ist und damit auch das Zusam­
mengehörigkeitsgefühl. 

h) Die reaktionäre Einstellung der Mehrheit der Offiziere. 
Die Mentalität eines hohen Prozelllsatzes der Offiziere kann 
mit fo lgenden Merkmalen charakterisiert werden: Klassen­
haß, Mißtrauen und Angst sowie Mißachtung gegenüber den 
Arbeitern; Obcrsteigerung de r k l einbii rgerlich,~n Werte : 
Mißtrauen gegenüber den Zivilisten: Ablehnung alles Aus­
ländischen gepaart mit notorischer Unterwürfigkeit zu allem 
Nord:lmerikanischen. 7 

i) Großer Einnuß de r USA. 
Das stä ndige und zunehmende Eindringen der USA in die 
chilenischen Streitkräfte. dils nach dem 2. Weltkrieg begann. 
hatte einen en tscheidenden Einnuß der multinationalen Kon­
ze rne auf die MCnlalität und die Hilndlungsweise der chileni­
schen Offiziere zur Folge. 

11. IMPERIALI STISCHE DURCHDR INGUf\-:G DEH 
CH ILEN ISCHEN STRE ITKHÄFfE 

Der Durchdringungsprozeß der chilenischen und im allge­
meinen de r lateinamerikanischen Streitkriifte fand im Rah ­
men der reaktionären Strategie der .. Sicherheit des ifmeri­
kanischen Kontinenls" Stilt\. Dazu gehörte eine systemati-
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sehe antikommunistische Indoktrinierung und eine alllbub­
versive Ausbildung. Dabei wurde das Ziel verfolgt, eine sol­
che Abhängigkeit der lateinamerikanischen Streitk räfte zu er­
reichen, daß sie direkt zur Verteidigung der Interessen der 
imperialistischen Konzerne eingesetzt werden können . 
Vor der Panamerikanischen Gesellschaft von New Vork er­
klärte im März 1968 der US-ameri kanische General Robert 
W. Porter J r., damals Chefkommandierender des Militäri­
schen Südkommandos m;t Sitz in Panama: .. Bedenken Sie. 
daß die kleine Menge öffentlicher Fonds der Vereinigten 
Staaten, die für Militärhilfe und die Programme für öffent­
liche Sicherheit der A1D ausgegeben werden. nur eine oc­
seheidene Versicherungspolice darstellen. die die enormen 
Pri vatinvestitionen in diesem Gebiet (Lateinamerika). das 
von so ungeheurem strategischen und kommerl iel1en Wen 
(ür unser Land ist, schützt:· a 
In einem vom nordamerikimischen Senator William Proxmirc 
Anfang 1971 erstellten Bericht wird festgestellt, daß se it 
1945 insgesamt 175 Mrd Dollar fü r die .,Unterweisung von 
320000 Militärs alls 70 unabhängigen Ländern" investiert 
wurden 9. 

Was Chile anbetrifft. so wurden zwischen 1950 und 1968 in 
den USA 2064 Offiziere ausgebildet und weitere 549 in den 
Militärstützpunkten am Panamakanal. 11) Dem Bericht der 
nordameri kanischen Senatskommission :w fol gc. die von F. 
Church angeführt wurde . sind zwischen 1969 und 1974 noch 
1118 chilenische Offiziere ausgebildet worden. 11 Allein im 
Jahr 1975 waren es sogar 575. Außerdem fand auch eine ähn­
liche Ausbildung auf chilenischem Territorium sta tt , die von 
einer zahlenstarken nordamerikanischen M.i litärmission 
durchgeführt wurde, die eine ganze Etage vom Vertcidi­
gungsministerium in Santiago für sich in Anspruch nahm. 

Bezüglich des Ziels dieser Ausbildung latei namerikanischer 
Offiziere in den USA erklärten nordameri kanische Offizierc 
bei einem Interview mit der New York Times im November 
1970. daß es der Po litik der Vereinigten Staaten cntspricht. 
,.den lateinamerikanischen Armeen. ihren Offizieren zu ver­
trauen. daß sie in der Lage sind. jede Volksbewegung zu 
unterdrücken, ohne daß ein direktes Eingreifen der nord­
amerikanischen Streitk räfte erforderlich wird" 12. Oder mit 
den Worten eines anderen Ilordamerikanischen Milit iirspc­
zia listen ausgedrückt: "Es geht, kurz gesagt. darum, daß die 
ausländischen Offiziere die außenpolitischen Ziele der USA 
mit ihren eigenen nationalen Interessen identifizieren. wo­
bei unter dieser Außenpolitik der USA in erster Linie der 
Schutz der Interessen der großen Pri vat unternehmen zu ver­
stehen is\"o 1J. 

Der Einnuß des Imperialism us auf die chilenischen Streit ­
hiifte brachte ihnen den gewünschten Erfolg. Diesbezüglich 
schrieb General Prats Olm 27.8. 1973: ,. lch glaube. daß weder 
Pr:isident Allende noch die Anhänger der Unidad Popular 
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wissen, wie weit der no rdamcrikanische EinOuß aut unsere 
Streitkräfte reicht, insbesondere auf die Mentalität de r chile­
nischen Militärs. Dieser durch nichts ausgewogene EinOuß ist 
ein Faktor, der bei den zu erwartenden Ereignissen eine 
schreckl ich negat ive Rolle spielen kann" ". 

111 . DIE CHILEN ISCHEN STR EITKRÄFTE WÄHREND 
DE R VOLKSREGIERUNG 

Die chte Pcriode (3_ 11. 197()-2_ 11. 1972) 

Als die Regierung der Unidad Popular (UP) ins Amt kam, 
gab es keinen einzigen sozialistischen oder kommunistischen 
General. Die Mehrheit der Offiziere war gegen das Pro­
gramm der UP, sie hatten jedoch ein ausgeprägtes Bewußt­
sein der Ve rfassungstreue und politischer Enthaltsamkeit. 
Die ideologische Ausbildung des Offizierskorps war ant i­
kommunistiseh. Nur eine Gruppe. zu der auch General Rene 
Schneider zählte, war demokratisch gesi nnt. Andrerseits 
machten aber auch die Faschisten nicht mehr als I % aus. 
Die Tatsache, daß die Regierung der Unidad Popular die 
militärische Rolle und das Hierarehieprinzip der Streitkräfte 
respe kt ierte. trug dazu bei, daß diese ihrerseits die Autorität 
des Präsidenten achteten. 

Se it dem 4. 9. 1970 suchten die Parteien der UP und be­
sonders die Kommunistische Partei Kontakt zu einigen Gene­
rälen. Dies wirkte sich positiv aus: sie begannen den sozialen 
Umwälzungsprozeß mit besseren Augen zu sehen. Dabei darf 
jedoch nicht vergesSen werden, daß die Regierung nur dann 
auf die Unterstützung der Streitkräfte zählen konnte, wenn 
sie den Rahmen de r Verfassung nicht verließ. 

Die Faschisten begannen unmittelbar nach dcr Amtsauf­
nahme Allendes ihre aufrührerischen Tätigkeiten. Am 25. 3. 
1972 schlug ihr e rster Putschversuch fehl . Am 13.4. 1972 
kame n die Faschisten im RegimentSslab zu dem Schluß. daß 
"der Konmkt zwischen dem Präsidenten und dem Parlament 
keine verfassungsmäßige Lösung mehr zuließ" ' ~. Im Juli e r­
wogen sie in einem Memorandum •. die Möglichkeit . die 
Kontrolle der Nation zu übernehmen""· 1m September 1972 
wurde e in weiterer Putschversuch vereite lt. 
Im Oktober fand der Unte rnehmerstreik statt . der das Ziel 
verfolgte, die Regierung zu stürJ;en. Bei dieser Gelegenheit 
spielte n die St reitkräfte eine wichtige Rolle in der Verteidi­
gung des Regimes. Am 2. November 1972 traten die drei 
Oberbefehlshaber der Streitk rärte und die beiden höchsten 
Führer der Einhei tszcntrale der Werktätigen (CUT) der 
Volksregie rung bei. 

Die zM'cite Phase (2. 11. 1972-29. 6. 1973) 

Es begann so eine Periode der Zusammenarbeit der UP mit 
dem patriotiSChen Sektor der Streitkräfte. Das Kabinett UP­
Streit krä ft e-CUT zwang die Aufrührer, den Unterne hmer­
streik zu beenden und fe stigte die Regierung. Am 29. Novem· 
bcr 1972 übernahm der Innenminister General Carlos PralS 
als Vizepräsident während einer Auslandsreise Allendes für 
mehre re Tage die Regierungsgewalt . 
Bei den Parlamentswah len am 4. März 1973 vereite lte die 
Unterstützung der We rktätigen für die UP den Versuch der 
Opposition, dureh die Erlangung einer zwei Drittel Mehrheit 
Allende verfassungsgemäß abzusetzen. Damit wuchs die Ge· 
fahr eines Putsches. In dieser Situation beging die UP den 
großen Fehler. die Militärs aus dem Kabinett zu entlassen. 
"General Prals vereinigte als Vorsitzender des Kabinens 
einen bedeutenden Teil der regierungstreuen Streitkräft e, die 
bereit waren. sich für deren Verte idigung einzusetzen. Sein 
Austritt aus dem Ministerium schwächte die Regierung, er­
mutigte die Reaktion und machte die Konspiration innerhalb 
des Heeres leichter"n. 
Am 20. März 1973 unterschrieben acht Generäle eine Akte, 

in der sie sich dazu verpOichtelen. die verfassungsmäßige Re­
gierung zu stürzen" 

In den gleichen Tagen hatte die Kommunistische Partei die 
Losung "Nein zum Bürgerkrieg" aufgestellt. die das Ziel ver­
fo lgte. breite Kreise gegen die Aufrührer zu verein igen und 
bei einem Teil der Christdemokraten und bei der Katholi­
schen Kirche Unterstützung fand . 
Im Märl übergaben Funktionäre des Erliehungsminisleriums 
- ohne es zuvor mit der Regierung ode r der UP abzuspre­
chen - der Öffentlichkeit einen ßericht über das Projekt 
e ine r nationalen Einheitsschule (Escuela Nacional U"ifi­
cada. EN,U). Dieses gründete sich im allgemeinen auf richtige 
Leitlinien, enthielt aber gle ichzeitig ultralinke, sek tie reri­
sche Elemente. die von der Reak tion geschickt benutzt wurde. 
um große Teile der Mittelschichten gegen die Regierung auf­
zuwieg~ln, was sich wiederum negativ auf die Streitkräfte 
auswi rkte. 
Am 5. 4. 1973 überreichte der Generalstab Allende cin 
Memorandum, in dem Vorschläge zur überwindung der 
Krise enthalten waren, zu denen aueh die Not ..... endigkeit 
eines Dialogs mit der Christdemokratischen Partei gehörte. 
Die ne ue Möglichkeit eines Bündnisses mit patriotiSChen 
Militärs. die sich damit e röffnete. scheiterte am Widerstand 
der Sozialistischen Panei. 

Am 6. Mai 1973 schrieb General Prats in sein Tagebuch: 
" Die ENU-Angelegenheit ist ein grobe r Fehler der Regie­
rung gewesen und hat die negative Wirkung. daß sich die 
regie rungsfeindlichen Äußerungen innerhalb der Strei tkräfte, 
besonders bei der Marine. verstärken". '8 
Z um e rsten Mal übten Militärs Qffene Krit ik an der Regie­
rung und den Faschisten gelang es. ihren Anhängerkreis be­
trächtlich zu vergrößern. 
Am 29. 6. 1973 kam es zum Aufstand des 2. Panzcrregi­
mc nts, das versuchte, das Regierungsgebäude La Moneda zu 
stürmen. Der Putschversuch wurde durch die Aktion der 
patriotischen Militärs. die General Prats anführte, und durch 
die Mobilisierung der Werktätigen niedergeschlagen. 

Die dri tte Phase (20. 6. 1973-11. 9. 1.973) 

Der geSCheiterte Putschversuch schuf die Bedingungen, um 
die bekanntesten Fasch isten aus den St reitkräften zu entfer­
nen. Selbst in Offizierskreisen wurden energische Maßnah· 
me n gefordert. Die Kommunistische Partei sprach sich ent­
schieden für die " Durchführung gründlicher Säuberungs­
aktionen" aus 20. Ähnlich äußerten sich auch andere Parteien 
de r Unidad Popular. Die Regierung traf jedoch keinerlei 
Maßnahmen außer der Einleitung eines Militärverfahrens 
gegen die am Putsch beteiligten Offiziere. Diese Schwäche 
der Regierung ermunterte die Aufrührer. Am 1. Juli 1973 
schrieb General Prats: "Eine bet rächtliche Anzahl von Offi­
ziere n und Generälen der St re itkräfte und von den Cata­
bineros unterhält enge politische Beziehungen zu Opposi­
tionsführern , wobei diese Ve rbindungen konspirativen Cha­
rakter annehmen".2' 

Man begann das G~set2 zur Waffen kontro lle. das im Oktober 
1972 verabschiedet worden war. gegen die Werktätigen an­
zuwenden. Fabriken und Arbeitersiedlungen wurden unter 
Anwendung unberechtigter Gewalt durchsucht . ..... obei es zu 
offenen Provokationen von Seiten der OffIZiere kam : die 
Truppe wurde auf den Putsch vorbereitet. 
Am 27. 7. 1973 e rmordete ein faschis tisches Kommando den 
Hauptmann Arturo Araya, Marineadjutant Allendes und ent­
schiedener Patriot. Am gleichen Tag verhaftete der Sicher· 
hcitsdienst der Marine in ValparaiSO und Talcahuano 500 
Marinesoldaten, die man der Durchführung subversiver Tä­
tigke iten bezichtigte . Man verfolgte damit ein klares Ziel: 
alle Patrio ten aus der Marine zu entfernen . 
Am 20. 8. 1973 fand cin Putschversuch der Luftwaffe statt. 
Er schlug fehl. Allcnde forderte den Rücktritt des Oberbe-
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fehlshabcrs . der als Anführer aufgetreten war, und ernannte 
General Gustavo Leigh als Nachfolger. General Prau kom­
mentie rte: .. Das Ergebnis: ein plumper, ehrgeizige r und 
mitte lmäßiger Putschist wurde durch einen intelligenten, 
durchtriebenen und zehn Mal ehrgeizigeren Putschisten er­
setzt"n. l.eigh war einer der vier Verräter. die am I I. Se»" 
tember 1973 die Macht an sich rissen. 

Am 21. August fühten mehrere Hundert Offtziersfraucn, 
darunter sechs Eherrauen von Generälen, eine Demonstra­
tion gegen General PralS vor seiner Wohnung durch. Am 
Tag darauf forderte dieser als Oberkommandierender des 
Heeres den Generalsrat auf. die gegen ihn gerichteten Be­
le idigungen zu verurteilen. Von den 25 Generälen solidari­
sie rten sich nur 6 mit ihm: Pinochet, Urbina, Gonzälez. 
Brady, Sepulveda und Pickering. Daraufhin reichte Prats 
seinen Rücktrill als Oberkommandierender des Heeres ein. 
Sein Nachfolger wurde General Pinochet. Auch die patrioti­
schen Generäle Sepulveda und Pickering. welche die in San­
liago stationierten Truppen. d. h. die wichtigste Garnison des 
Landes befehligten, traten zurück. Damil ließ der pat rioti­
sche Sektor der Streitkräfte alle Macht aus den Händen. 
Die aufrühre rischen Pläne der Faschisten hallen zum Erfolg 
geführt. Bedenkt man außerdem, daß sich zu diesem Zeit· 
punkt das soziale Kräfteverhältnis zugunsten der Faschisten 
verschoben halle - sie halten die Unterstützung breiter Kreise 
und aller Oppositionsparteien erreicht -, so wird deuliich, 
daß der Weg zum Putsch offen war. 

IV. DI E MILITÄRPOLITIK DER REGIERUNG UND 
DER PARTEIEN DER UNlDAD POPULAR 

Die Milit ärstrategie der Unidad Popular, sich auf den demo­
kratischen Sektor der Streitkräfte zu stützen, war richtig, 
wurde jedoch nicht konsequent genug verfolgt. Dabei war es 
der besle Weg, die Putschisten zu neutralisieren oder im Falle 
eines Aufstandes über regierungstreue Militärkräfte zu ver­
fügen, um ihn niederzuschlagen. 
Die Militärpolitik der Volksregierung hane mehrere positive 
Asprekte: man bemühte sich darum, die Isolierung der 
Streitkräfte von der sozioökonomisch~n Realität des Landes 
zu brechen ; zu dem Prinzip der poli tiSChen Souveränität 
wurde die Verteidigung der wirtschaftlichen Unabhängigkeit 
hinzugefügt und man übertrug hohen Offizieren Verantwor­
tung bei der Leitung verstaatlichter Unternehmen. Die Aus­
rüstung des Militärs und seine Besoldung wurden verbessert . 

Man beging aber auch ernsthaft e Fehler: das Militärproblem 
wurde nicht genügend angegangen. Es fehlte eine umfassende 
und realistische Militärdoktrin. Die Unterwerfung der Streit­
kräfte unter die Zivilmacht, ihre politische Enthaltsamkeit 
und ihre rein professionelle Einstellung wurden überbe ..... er­
tet. Andrerseits hat man den Klassencharakter des Offiziers­
kOrps und die Beeinflussung durch den US- Imperialismus 
unterbewertet . 
Man trug nicht der Notwendigkeit Rechnung, den Staats­
apparat und den Charakter der Streitkräfte zu verändern . 
Militärftihrer und leitende Carabineros, die sich renitent oder 
sogar offen aufrührerisch zeigten, beließ man viel zu lange im 
Amt. Man war sich nieht im klaren über die wirklichen Ideen 
und Absichten vieler Militärflihrer. Das gravit'rendste Bei­
spiel ist General Pinoc::het, doch so wie er \oVaren noch andere 
verkappte Faschisten vom Präsidenten fü r verantwortungs­
reiche Ämter bestimmt .... 'Orden. Dies beweist selbstmörde­
rische Mängel im Informationsdienst der Regierung. 

Auf dem Plenum ihres Zentralkomitees vom August 1977 
übte die Kommunistische Partei bezüglich ihrer Mililärarbeit 
ernste Selbstkritik. Man erklärte, daß das Fehlen einer Mili­
lärdoktrin e in sehr schwerwiegender Fehler war. Im Be­
rieht wurde darauf hingewiesen, daß die Partei seit 1963 
einigen ihrer Mitgl ieder eine militärische Ausbildung gab. Sie 
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zählte auf "etwa 1000 Mitglieder, die den Gebrauch ver­
schiedener Arten ' ·on automatischen Waffen beherrschten, 
zum Teil auch Kenntnisse übe r militärische Taktik und Stra­
tegie und auf anderen Gebieten besaßen. Weitere 2000 hatten 
den Gebrauch kurzer Waffen gelernt. sich in der Selbstver­
teidigung und in verschiedenen Formen \'On Straßenkämpfen 
geübt"']. 
Aber all dies reichte nicht aus: die Kommunistische Partei 
"war nicht darauf vorbereitet, die Volksregierung auf jedem 
Gebiel erfolgreich verteidigen zu können'·'· . Bezüglich der 
auf die Strei tkräfte ausgerichteten Arbeit hat die Kommuni­
stische Parte i besonders im Dialog mit dem Heer eine wich­
tige Rolle gespielt. Mitglieder ihres Zentralkomitees "führten 
verschiedene Versammlungen mit mehreren Generälen durch 
und waren die Haut"erminler zwischen diesen und dem Ge­
nossen Allende·· 2$. Es wurde jedoch unterlassen. sich stärker 
auf die UnterofrlZiere und die Truppe zu stützen. die von 
ihrcr Klassenherkunft her der Volksregie rung näher scanden. 

V. DIE ULTRALINKE UN D DAS MIUTÄRPROBLEM 

Die Uhralinke (die MIR sowie Teile der zur UP ge hörllnden 
Sozialistischen Partei, MAPU und Christ lichen Linken) wi­
dersetztcn sieh immer wieder einem Bündnis z ..... ischen der 
Volksbewegung und dem patriotischen Sek tor der Streitkräf­
te. Als das Kabinett UP-Streitkräfte-ClIT gebildet wurde, 
gab die MIR am 8. 11. 1972 eine Erklärung heraus, in der 
sie die Arbeiter dazu aufrid, "die Bildung des Militärkabi­
netts zurückzu ..... eisen ... , weil es fü r das Volk gefahrlieh 
ist, Bündnisse , die mit hohen OfrlZieren in seinem Namen 
gemacht wurden, zu akzeptieren, ohne Garantien zu sichern 
und das Bündnis an ein Programm zu binden"28. Die auf­
richtige Haltung der Militärs, die von General Pmts ange­
führt wurden und ihre Achtung vor dem Programm de r UP 
bewiesen, wie falsch diese Einschätzung gewesen war. Doch 
das Sektierertum schwächte die Stellung der patriotischen 
Militärs und gab den Faschisten neuen Auftrieb. Die Ultra­
linken innerhalb der UP setzten nach den Parlamentswahlen 
vom März 1973 die Entlassung der patriotischen Militärs aus 
dem Kabinett durch und widersetzten sich später einem neuen 
Bündnis. 
Ein weiterer Ausdruck von Sektierertum und falschen Ein­
ste llungen bei der Militiirarbeit der Ultralinken wurde in 
ihrer Propaganda deutlieh, die mechanistisch die Streitkräfte 
in horizontaler Form teilte und behauptete , der entschei· 
dende Widerspruch sei der zwischen Offizieren und Truppe. 

Die Arbeit der Ultralinken in Richtung auf die Streitkräfte 
wies auch große Mängel auf. Es wurde nicht die mindeste 
Maßnahme rur konspirative Tätigkeiten beachtet und oft mit 
unverant ..... o rtlichem Infantilismus gehandelt. Außerdem gab 
die MIR ihre militärische Ausbildung öffentlich bekannt. 
Ihre "Milizen'· marschierten durch die Straßen: einige hun­
dert Männer und Jugendliche mit Helmen und bewaffnet 
rriit Stöcken . Diese konnten - außer daß sie den Faschisten 
Argumente lieferten - am 11. September 1973 keinerlei 
Widerstand leisten. Andrerseits ..... ar die gesamte Aktion der 
MIR nicht darauf ausgerichtet. die Regierung der Werktäti­
gen zu "erteidigen, sondern verstand sich als Machtaltema· 
tive zu ihr. 

VI. DER PlJfSCH VOM J 1. SEPTEMBER 197.1 

Die vorübergehende Niederlage der Volksbewegung am J I . 
September 1973 war nicht nur militärischer sondern vor allem 
politische r Natur: "Die lsolicrung der Arbei tcrklasse e rleich­
terte die Ent fcsse lung der reak tioniiren Gewalt und machte 
ei ne bewaffnete Antwort der Arbeiterkillsse und des Volkes 
... unmöglich, da sie einem nHlssiven Opfer gleichgekom­
men wärc·'.27 
Den Faschisten gelang es, die patriotischen OffIZiere und 



Soldaten zu neutralisieren (in der Nacht vom 10. zum 11. 9. 
1973 wurden etwa 3 000 regierungstreue Soldaten emlordet) 
und die große Mehrheit der Streitkräfte und der Carabineros 
hinter sich zu bringen. Die Putschisten kannten außerd.em die 
militärische Verteidigungsstrategie der UP und der CUT 
(letztere hatte etwa 10000 Arbeiter in Selbslverteid:igungs­
brigaden organisiert). Deshalb führte sie einen vernichtenden 
Schlag durch, bei dem höchste Waffengewalt eingesetzt 
wurde. 
Der Plan der Konterrevolutionäre, die von der CIA heraten 
und unterstützt wurden, wurde so angelegt und durchg;eführt, 
daß es ihnen gelang, in wenigen Stunden die Situat ion unter 
Kontrolle zu bekommen und die Volksbewegung zu zersplit­
tern . Hinzu kam noch, daß weder die Regierung noch die ur 
mit den regierungstreuen Militärs einen operativen Plan ent­
wickelt hatten, um im Falle eines Putsches diesem wirkungs­
voll entgegentreten zu können. 
Trotz alledem kam es aber am 11. $cptember zu Zusammen­
stößen. Nicht wenige Patrioten waren bereit, den Faschisten 
um jeden Preis entgegenzutreten. An vielen Orten wurde 
gekämpft. Aber der Kampfgeist allein war nicht genug. Dem 
Heldenmut waren durch die tatsächliche MachtJc,sigkeit 
Grenzen gesetzt. Es war unmöglich, den gesamten Streit­
kräften und Carabineros ( insgesamt etwa 90 000 Mann), 
die außerdem noch mit der Unterstützung der Mehrheit der 
Bevölkerung zählen konnten. wirkungsvoll entgegenzutre­
ten. 
Am 11. September wurden auch gewisse Schwächen der 
Volksbewegung deutlich. Die Kommunistische Partei gab zu, 
daß in ihrem orga'llisalOrischen Apparat Mängel auftraten, 
" die eine gewisse Verbindungslosigkeil bewirkten, wodurch 
nicht einmal einige Widerstandsaktionen durchgefüh rt wer­
den konnten, die den Zweck erfüllt hättcn, dcn Rückzug auf 
mehr oder weniger bewußte Weise zu vollziehen und so ein 
jähcs Abfallen der Moral der Massen zu verhindern" . 21 

Andererseits hatte die richtige Entscheidung, unter den gege­
benen Umständen keinen Kampf zu bieten, die positiven 
Folgen , daß die UP ihr Militärpotential bewahren konr.lte und 
viel patriotischen Militärs weiterhin in den St reitk räften blie­
ben. 

VII. DIE STREITKRÄFTE NACH DEM PUTSCH 

Der chilenische Faschismus ist wegen der entscheidenden 
Rolle, die darin die Streitkräft e spielen, als Militärfaschis­
mus bezeichnet worden. Die fehlende Massenunterstützung 
für die Diktatur wird durch militärische Gewalt erset;: t. 
Die Tatsache, zu einem Werkzeug der Tyrannei geworden 
zu sein, hai sich auf die Militärs sehr negativ ausgt~wirkt. 

General Carlos Prats schreibt im Januar 1974 diesbezüglich: 
"Generale. Oberste, Majore, mit glänzenden Personalakten, 
Offiziere, die sich bei der Durchführung komplexer Militär­
aufgaben ausgezeichnet hatten, treten bei den neuen Verant­
wortungen. die ihnen die Junta gibt, mit der Ungesch icklich­
keit von Kindern auf ... Diese Männer, die fü r die Vertei­
Cligung der Heimat und für den Krieg vorbereitet wurden. 
gleichen ihre Unfähigkeit und Mängel für Regierungsauf­
gaben mit Repression und extremer Grausamkeit aus. 
Als Ergänzung dazu beginnt ein neues und trauriges Kapitel: 
das der Korruption". 29 

Die Repression hat auch vor Angehörigen der Streitkräfte 
nicht Halt gemacht. Dabei spielt die DINA. heute Nat ionale 
Infonnationszcntrale (CNI), eine vorrangige Rolle. General 
Prats wurde am 30. $cptember 1974 in Buenos Aires t~rmor­
det; General Bachelet starb im Gefängnis; Hunderte von Sol­
daten wurden verhaftet, gefoltert und des Landes verwiesen. 

Seit 1975 wurden Widerspruche unter den Putschisten deut­
lich. Mehrere Generäle. die der Christdemokratischcn Partei 
nahestanden und während des Putsches und in den ersten 
Monaten der Diktat ur aktiv mitwirkten, mußten ihre Heihen 

verlassen: General Bonilla, Innenminister der Junta, kam am 
3. 3. 1975 bei einem ungeklärten Flugzeugunglück ums Le­
ben; mehrere hohe Offiziere wurden in den Ruhestand ver­
setzt: Vizeadmiral lustiniano am 30. 12. 1975, General Arel­
lano Stark am 6. 1. 1976 und General Palacios am 9. 3. 1977. 
Im September 1977 sind weitere sieben Generäle des Heeres, 
darunter solche. die hohe Regierungsämter innehatten, und 
fü nf Adm irale in den Ruhestand gerufen worden. 
Auch gewisse Meinungsunterschiede unter den luntamit­
gliedern traten an die Offentlichkeit. Admiral Merino er­
klärte gegenüber der Zeitschrirl Ercilla; " Ich wünsche nichts 
anderes, als möglichst bald zu gehen" (26. 1. 1977) und ver­
sicherte wenig später, daß "wir bald Wahlen haben werden" 
(20.5. 1977). Dies wurde von Pinochet dementiert , der sei­
nerseits einen langen Weg zu ei ner autoritären Demokratie 
ankündigte (9. 7. 1977), was wiederum von Leigh in Frage 
gestellt wurde, der behauptete, das könne nur von der Junta 
entschieden werden (l I. 7. 1977). 

Es zeigen sich auch Widersprüche zwischen den drei Waffen­
gattungen und zwischen diesen und den Carabineros. Letzte­
re fühlen sich versetzt und benaChteiligt. Sie wollten u. a. 
ihren Flugzeug- und Kleinpanzerbestand erneuern. Doch 
die Luftwaffe bzw. das Heer wideTSCtzten sich. Außerdem 
wird auch der Besoldungsunterschied zwischen Militärs und 
Carabineros immer größer. 
Ein weiterer Schwierigkeitsherd für die Faschisten ist die 
wachsende Ablehnung der Geheimpolizei Pinochcts durch 
die Mitglieder der Streitkräfte und Carabincros. In einem 
der vielen Enlführungsfälle, in dem des ehemaligen Stadt­
verordneten von Concepci6n, Carlos Contrcras Maluje, er­
klärten drei Carabinero-Offiziere vor dem BerufungsgeriCht, 
Zeugen seiner Verhaftung durch die DlNA gewesen zu sein. 
Die allgemeine Abscheu, die die Geheimpolizei weckte, 
zwang Pinochet dazu, die DINA umzutaufen: Jetzt heißt sie 
Nationale Infonnationszentrale (CNI), doch die demagogi­
sche Maßnahme hat weder die Struktur noch die Methoden 
der DlNA geändert. Das Scheitern der Junta, die wirtschaft­
liche Krise, der Terror und das Abbröckeln der sozialen und 
politischen Basis der Diktatur haben viele Soldaten, die an­
fangs an die Versprechen der Verrätcrgeneräle geglaubt hat­
ten, die Augen geöffnet. 

Andererseits gewinnt die Aktion der patriotischen Militärs. 
die im Exil leben, nachdem sie verhaftet, gefoltert und aus 
der Heimat verwiesen wurden, immer größere Bedeutung. 
In mehreren Städten haben sie sich organisiert , Am 4. April 
1977 gab General Sergio Poblete in Brüssel die Konstituie­
rung der Demokratischen Chilenischen Streitkräfte im Aus­
land, Abteilung Belgien, bekannt. Einen Tag darauf wurde 
die entsprechende O rganisation in Großbri tannien gegründet 

I 



und späte r in der DDR, Bulgarien und anderen ländern. 
D ie Aktion dieser patriotischcn Soldaten hat nicht nur im 
Ausland sonde rn auch in Chile ein großes Echo. Die J unta 
reagierte darauf. indem sie am 23 . 9. 1977 durc:ll e ine Ge­
sctzcsverfügung General Sergio Poblete die chileni.sche 
Staatsangehörigkeit absprach. 

VII I. D IE UNIDAD POPULA R UND DIE ZUKUN FT 
DE R STRE ITKRÄ FfE 

Fü r die Volksbewegung gibt es keine Trennun g zwischen 
Z ivilkräften und Militär. sondern zwischen Faschisten und 
Nichtfaschisten. Die Soldaten, d ie sich der Verbrechen gegen 
das Volk schuldig gemacht habe n, werden \'erurtei lt und hart 
gestraf! werden. Die anderen erwartet ein Platz an de r Seite 
des Vo lkes. 
Das August-Plenum der Ko nlnmnistischen Partei erarbei tete 
e inige Vorschläge zur Gegenwart und Zukunft der Strei t­
kräfte ; 
• .. D ie Kommun istische Partei mißt der Betci.ligung der 
ant ifaschistischen und nichtfaschis tischen Militärs am Kampf 
zur Beendigung von Pinochets Tyrannei und zum Wieder­
au fbau unserer He imat eine besondere Bedeutung zu''' lO 

• •. Es besteht die Notwendigkei t tiefgreifender demokrat i­
scher Ve ränderungen der Struktur der St reitkräft(:".l ' 
• .. Wir sind nicht der Ansicht. daß die Militärs gezwu ngen 
werde n sollen. ihre Eigenschaft als Staatsbürger a ufzugeben. 
Wir schlagen nicht als Lösung fü r die gegenwärt ige Lage die 
einfache .Rückkehr in die Kase rnen' ,·o r. Wir gla uben, daß 
man sich die lntegrierung der Militärs in die Gcsellschaft 
vornchmen muß".]2 
• " Davon ausgehend . daß es inncrhalb der Streitkräfte wirk­
liche patriotische Soldaten gibt und tro tz allem immer geben 
wi rd. sp richt sich d ie Kommunistische Partei dafü r aus. daß 
in de r Regie rung, die der Ausdruck der brcitcn Einhei totiCin 
soll , zu der wir be itragen wollen, auch die demo krat ischen 
Kreise de r Strei tkräfte einen Platz haben müssen". 3] 

Schon in der cr.;:len Erklärung. die von der Unidad Popular 
in Chile nach dem Putsch herausgegeben wurde , heißt es; 
.. D ie poli tische Entwicklung, welche die Strcit kr".iflc und Ca­
rabineros durchmachen ..... erden, ist ein Fa ktor, der sowohl 
den C harakte r als auch die Form des antifasehistischcn 

K:lmpfes entscheidend mitbestimmen wird ... Das Vo lk ..... eiß, 
daß es innerhalb der Streitkräfte Verbündete finden wird" . :J.O 
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Ullrich Rupp / Konstanze Wetzel 

Das Treiben des »Deutsch­
ChilenischEIß Freundeskreises« 

Ocr Aufwertung der faschistischen Pinochet -Junta diente 
eine als vollkommen .. unpol itisch" geearn te Reise des 
Deutsch-Chilenischen Freundeskreises am 19. 11. 1977 nach 
Chile aus Anlaß des 125_ Jahrestages der deutschen Einwan­
d erung nach Chile . 
D icse Goodwill-Tour wurde in Gemeinschaftsarbeit mit dem 
chile nischen Pendant des Freundeskreises, dem Deutsch­
Ch ilenischen Bund (DCS) in Sant iago o rganisiert. Der 
Deutsch-Chilenische Bund ve rsteht sich als die Führung der 
200 000-300 000 Chi lenen deutscher Abstammung, die meist 
wo hlhabend sind, zum oberen Mittelstand gehören und eine 
konscrvat ive Grundhal tung mitbringcn und bis in höchste 
slaatliche Ste llen einschließlich der Armee vorrückten 

lD 

(Kmushaar, Ackerknecht ), 
In eine m Antwortschreiben \'om 30. 4 . 1977 an den DCB­
Vorsitzenden Prof. Mal( Müller (siehe Kasten). bed;lUerte 
Außenminister Genscher. aus .. Termingrü nden"! nicht an 
dem Festakt am Einwanderungsdenkmal .. Unseren Ahnen" 
auf de m Totoralhügcl bei Uanquihut teilnehmen zu können. 
Er sagte allerdings zu. Staatsse kretärin Hamm-ßriiche r oder 
den S:tnt i:lgocr BRD-Botschafter Slrätli ng stellve rtretend zu 
schicke n, dessen Konsularbeamte im Konzentratio nslager 
Colonia Dignidad e in - und ausgehen I . Man sah sich jedoch 
schlie ßlich zum Verzicht auf ei ne Entsendung Hamm-Brü­
che rs veranlaßt. nachdem sozialdemokratische Abgeordnete 
gegen diese Pläne e ne rgischen Pro test e rhoben. U, a. wies 
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der SPD-Abgcordnete Dr. Corterier in der Fragestunde des 
Bundestagcs darauf hin , daß alle politischen Paneiell Chiles, 
einsch ließlich der Christdemokraten . von der Tei lnahme an 
dem Jubiläum abgeraten hätten a. 

Daß dieser Besuch als eine politische Demonstration für die 
Junta angelegt war. geht aus folgendem hervor: Schon am 
15. 3. 1976 bek lagte sich der Präsident des Deutsch-Chile­
nischen Freundeskreises, Konsul Dr. Fritz BohmÜller. Win­
schafisjurist und seit 1960 Bevollmächtigtcr der Howaldts­
werke- Deutsche Werft AG, in einem Memorandum zur Kon­
zipierung dieser Reise darüber. daß Chile in der bundesdeut­
schen Öffent lichkeit "durch die seit dem 11. 9. 1973 an­
dauernden Hetzkampag'1en der politi!iCh links eingl~ste lltcn 
Presse sowie durch Fern!iCh-Berichte und Rundfunk scndun­
gen nach wie vor sehr ncgativ beuTlcilt"l würde. Eine Ände­
rung dieses Zustandes sei am besten dadurch zu erreichen. 
.. daß maßgebliche und einflu ßreiche Persönlichkeiten nach 
Chile reisen (sollten). um sich don selbst e in Bild von der 
wirklichen Situation zu machen ... NilIürl ich müßte Sorge 
getragen werden. daß einflußreiche Journalisten _ .. an der 
Reise und an den Veranstaltungcn beteiligt werden. Die 
Propagandawirkung in Deutschland wäre zwei feJlos groß .. •. 

Dictc Reise darf in der Tat als das wohl spcklakularsw Unter­
nehmen des Freundeskreises gewertet werden . Be;re its im 
Oktober 1973 hatte er sich unmittelbar nach dem fasc histi­
schen Putsch unzweideutig zu Wort gemeldet , um "ange­
sichts der kritischen Situation in Chile" Gcld für Saatgetreide 
und Saatkarlf Heln zu sammeln . Entsprechende Aufforderun­
gen zu Spenden ergingen an das Sonner Finanz- und Innen­
ministe rium. Als UnterLeichner trm der CDU-Abgeordnetc 
Gewandt auf. Bis Anfang 1974 wurden 40000 DM gesam­
melt und .. cin ers te r Scheck über 25 000 DM wurde nach An­
gaben Bohmüllers .i m Rahmen eines schlichten Feie raktcs' 
dem Junla-Gcneral Mendozu übci-reich t·· 5• 

Das ga nze Ausmaß der Kollaboration mit den raschistischen 
Machthabern wird aus de r Tragerschaft des 250 Mitglieder 
umfassenden Freundeskreises deutlich . In den Leitungs­
gremien Präsidium und Kuratorium sind neben den CDU­
Abgeordne ten Gewandt und Frh. \'on Kühlmann-Stumm 
beispielsweise de r Ministeriald irektor im Auswänigen Amt 

Dr. Lothar Lahn und Generalleutnant 3. D. Albert Schnez, 
venrc ten. Zur weiteren Mitgliede rprominenz gehören Dr. 
Rudolf Baetzgen, Ministerialdirektor im Wirtschaftsmini­
ste rium, und weitere Bundeswehrgeneräle aller drei Waffen­
gattungen neben Bankenvertre te rn und Vertretern bundes­
deutscher Großkonzerne, so der 1975 als Vorstandsvorsitzcn­
de r der Norddeutschen Affinerie fungierende Paul Hofmei· 
ste r. Seine Gesellschaft besitzt 40 % der Anteile der Deut­
schen G ießdraht G mbH Emmerich (ebenfalls 40 % sind im 
Besitz des chilenischen Staates), die bekanntl ich cinC'l auf 
27 Jah re bcfri stet~n Vertrag geschlossen hat, der ei ne jähr­
liche Zulieferung von 120000 t Kupfer aus Chile garantien. 
Die Norddeutsche Affinerie ist ihrerseits zu gleichen Teilen 
im Besitz der Degussa und der Metallgese llschaft AG (Jah­
resumsatz 1976: ca. 7 Mrd DM). die mit laufenden Invcst ilio­
ncn von 96 Mio DM und Kapita lzusagen in Höhe von 87 Mio 
DM größte r BRD- In\'cstor in Chile ist l . 

" Freunde" der Junla: 
Konzemspitzen, Generäle, CDU/CSU-Politiker 

Der hohe Anteil von Beamten aus Regierungsstellen und 
Min isterien im Freundesk reis läßt Rückschlüsse auf die ver· 
ände rle Politik des Intenninisterie l1cn Ausschusses (lMA) 
der Bundesministerien für Win schaft, Finanzen, Auswäniges 
und winschaftliche Zusammenarbeit seit dem Putsch im Jahre 
1973 zu. Dieses Gremium legt die Ausfuhrbürgschaft cn und 
-garantien für privatwirtschartliche Unternehmungen bun­
desdeutsche r Firmen fes!. Hatte der Ausschuß wahrend der 
Regierungszeit Allendes die Geschafte \'on BRD-Firmen nur 
bis zur Höhe von 250000 DM abgesichert. so erhöhte er 
diese Summe durch den Beschluß vom 30. 11. 1976 auf 
2,5 Mio DM. In de r Begründung heißt es. daß .,in jüngster 
Zeit . eine zunehmende Nachfrage der Exportwinschafl 
nach Deckungsmöglichkeiten für Krcditgeschäfte mit Chile 
zu beobachten (seien)"'. 

DieSt.'S Beispiel zeigt erneut, daß die bundesrepublikanischen 
Konzc rnherren es verstanden haben. hohe staatliche Ste llen 
für ihre Ziele einzuspannen. die auf die Aufrechlerhaltung 
dcr faschistischen Pinochet-Politik hinarbeiten. 
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a..iIad Poptllar I Sozialistische Internationale 

delr Konferenz 
An der unter der Schinnhemchaft der Sozialistischen Internationale, 
der Partei der Arbeit und des Instituts für das Neue Chiile durchge­
führten "Konferenz über die zukünftigen Pe~pektiyen für Chile" 
nlIhmen die Sozialistische Internationale, die Holländische Panei der 
Albeit und andere Milgliedsparteien der Sozialistischen Internatio­
nale, die Internationale Föderation Freier Gewerkschaften (IBFG), 
das Institut für ein Neues OIile, die Parteien der chilenischen Uni· 
dad PopuJat und das Auslandskomilee der chilenischen Einheits­
zentrale der Werktätigen (aJI) teil . Die Olristdemokrmische Par­
tei war ebenfalls eingeladen worden. Aus Gründen, die wir aluepl;e­
ren müssen, konnte sie nicht teilnehmen; aber sie übersandte ein in­
offizielles Memorandum. Die Konferenz fand in ROltcrdam, Holland, 
vom 29.- 31. August 1977 stau. 

Übereinstimmung wurde über folgende Prinripien und IEmpfehlun­
gcn zur Verstärkung der Solidaritätsaktiooen mit dem Kampf des 
chilenischen Volkes für Freiheit, Demokratie und SOliaJe Gerechtig­
keit emell. Die Grundprinzipien, nach denen wir arbeiten,. sind: 
1. Wir kämpfen für Freiheit und Gleichheit 
2. Wir bekämpfen die Ausbeutung des Menschen dun:b den Men-

""" 3. Wir haben gemeinsame Feinde: den Imperialismus, delll Kapitalis-
mus, den Faschismus und den Rassismus. 

Auf der Grundlage dieser Prinzipien ist es unsere Pflicht, die Soli­
daritätsarbeit mit dem chilenischen Volk aufzubauen und zu inten­
siviertn. 

Die Sozialistische Intemationale hatte alle demokratischen politischen 
Parteien Chiles sowie die Einheitszentrale der Werktätil':n, die Ge­
werkschaftsorganisation Chiles, eingeladen. 
Die Konferen:z nahm das von der Christdemokratischen P.ilrtei Chiles 
übersandte ineffiziene Memorandum, das einige Frage" offen läßt , 
zur Kenntnis. Die hauplSächlichste offene Frage besteht dabei darin , 
daß die Rolle der politischen Parteien im Pr<neß der Demokrati­
sierung nicht genügend klar rum Ausdruck kommt. fiür den Prouß 
der Wiedererrichtung einer pluralistischen Gesellschaft isr es wichtig. 
daß diese Rolle klar definiert wird. Die Konferen:..: unterstreicht er­
neut die Bedeutung, die sie der Existenz politischer Parteien als 
Ausdruck einer pluralistischen Demokratie beimißt. 
BeZÜglich der gegenwärtigen Situation in Chile nahm die Konferenz 
Berichte über die fortgeseb:te Verletzung der Menschc:nrechte in 
diesem Land, deren schmerzlichster Ausdruck im Verschwinden von 
Menschen besteht, zur Kenntnis. Die ökonomische Situation zeigt 
keine An1:eichen von Verbesserung; das Gegentei l ist der Fall ; es 
gibt einen Mangel an Investitionen, hohe und wachsende Arbeits­
losigkeit und eine hohe Inflationsrate. Das heute in Olile herrschende 
poli tische Regime hat sowohl im nationalen als auch im internatio­
nalen Maßstab seine Glaubwürdigkeit verloren. 

Die Konferen:..: ist der Auffassung, daß neue Kon:zepte für-die politi­
schen und ökonomischen Strukturen lier chilenischen Gesellschaft 
entwickelt werden müßten, die darauf gerichtet sind, den dem Sturz 
des Regimes folgenden Demokratisierungsprozeß zu erweitern und zu 
vertiefen. Diesbezügliche Anstrengungen, die von der Unldad Popu­
lar, den verschiedenen politischen Parteien und den Gewc:rbchaften 
unternommen wurden, sollten sowohl innerhalb Chiles, als auch in 
anderen Teilen der Welt fortgesetzt werden. Das Institut für das 
Neue Oile in Rotterdam wird diese Anstrengungen unterstützen. 
Wir empfehlen, daß in jedem Land Solidaritätsprogramme erarbeitet 
werden, die sowohl für kurzfristige als auch fü r langfristig,: Aktivitä­
ten und Kampagnen als Grundlage dienen. Dasselbe soll te: auf inter­
nationalem Gebiet geschehen. 
Das Chilekomitee der Sozialistischen Interna tionale muß zur Errei­
chung dieses Ziels seinen Bei trag leisten. 

Die wichtigsten kurzfristigen Aufgaben sind folge nde: 

L Die Chilefrage muß an vorderster Stelle auf die Tagesordnung $0-

wohl der Vereinten Nationen und der Internationalen ArbeilSOrga­
nisation als auch anderer Spezialorganisarionen gesetzt W(:rden. Ziel 
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muß es sein. die faschistische Militärjunta tu veruneiJen. da sich ja 
nichts verändert hat. 

2. Keine Anleihen und Kredite mehr von internationalen Finanzin­
stitutionen, Abschrecken der privaten Wirtschaftshilfe für das faschi­
stische Regime in Chile, Zurückziehen jeglicher staatlicher Garan­
tien für private Investitionen. Es ist deshalb von größter Wichtig­
keit, daß alle Mitglicdsparteien der Sozialistischen Internationale mit 
dem Ziel arbeiten, weitere Anleihen und Kredite für die Junta zu 
stoppen und wenn möglich, Anleihen und Kredite. die bereits ge­
wähn wurden, tufÜckzuziehen. 
3. Durch den Generalsekretär der Vereinten Nationen muß gefor­
dert werden, daß das chilenische Regir,le Auskunft über die in Chile 
verschwundenen Personen gibt. Ebenso ist es erforderlich, daß die 
Mitgliedsparteien der Sozialistischen Internationale große Anstren­
gungen unternehmen, um Kampagnen für die Verschwundenen tu 
initüeren oder an ihnen teilzunehmen. 
4. Es muß die sofortige Wiederherstellung aller polit~hen und ge­
werkschaftlichen Freiheiten und die Freilassung aller politischen Ge­
fangenen gefordert werden. Es ist wichtig, weiterhin die Aktivitäten 
der Geheimpolizei zu brandmarken. 
S. Es ist notwendig, die Möglichkeiten für effektive Maßnahmen zur 
Isolierung der Militärjunta zu slUdieren, einschließlich der Möglich­
keit ökonomischer Sanktionen. 
6 . Alle Regienmgen werden aufgeforden, Waffenlieferungen und die 
Ausbildung militärischen Personals sofort einzustellen. 
7. Es ist notwendig, daß die Regierungen ihre Aktivitäten hinsicht­
lich der Visagewährung für noch in Chile in Haft befindliche Per­
semen koordinieren. 
8. Die Entsendung von Delegationen politischen, gewerkschaftli­
chen und humanitiircn Charakters nach Oaile ist zu verstärken. Diese 
Delegationen sollten, wie auch immer, Kontakt zu den demokrati­
schen Parteien und Gewerkschaften Chiles aufnehmen. Daneben 
sollten die Mitgliedspaneien der Sozialistischen Internationale be­
strebt sein, auf diesem Gebiet mit ihrer Schwesterpartei, der Radika­
len Partei Chiles. zusammtnwarbeiten. 
9. Die Regierungen, die diplomatische Beziehungen zu Chile unter­
halten, sollten immer wieder versuchen, bei der chilenischen Re­
gierung in der Frage der Menschenrechte vorstellig zu werden und 
aktuelle Informationen über die Situation zu erhallen. 

Die Vereinigten Staaten tragen eine spezielle Verantwortung hin­
sichtlich ihrer Rolle bei der Entwicklung der augenblicklichen Situa­
tion in Chile. 
Die Haltung der gegenwärtigen Regierung der Vereinigten Staaten 
ror Frage der Menschenrechte hat auf diesem Gebiet gewisse Er­
wartungen $eweckt. Der Vorschlag, General PinochetlJ,lr Teilnahme 
an der Zeremonie anläßlich der Unterzeichnung des Panama-Kanal­
Abkommens einzuladen, würde in gewissem Sinne eine legitimie­
rung des Regimes bedeuten und kann daher als ein ernsthafter Schritt 
zurück in der USA-Haltung zu den Menschenrechten betrachtet wer­
den. Das hat unter den Teilnehmern der Konferenz große Besorgnis 
und Enttäuschung hervorgerufen. 
Das Cbile-Komitee sollte diesen Vorschlag aufgreifen und ein Pro­
gramm ausarbeiten, das dann dem Büro der Sozialistischen Interna­
tionale vorgelegt werden kann. 

Anmerkung der Schriftleitung: 
An der Konferen:..: nahmen als Vertreter 
Carlos Altamirano. Jorge Anate von der Sozialistischen Partei. 
Volodia Teiltelboim und Orlando Millas von der Kommunistischen 
Partei, 
Felipe Ramirez und luis Maira von der OaristJichen linken, 
Anselmo Sule und Carlos Pana von der Radikalen Partei. 
Javier Ossandon und Jaime Gazmuri von den MAPU-Parteien und 
Clodomiro Almeyda, Generalsekretär der Unidad Popular te il. 
Als Gäste nahmen Vertreter der Gewerkschaften teiL 

(Ouelle: Unidad Popular - Chile. Secretaria E.iecutiva, Communicado 
de la Conferencia Sobre Perspectivas Futuras de Chile, Berlin. Okto­
ber 1977) 



Peru 

J. Rodriguez Absage 110 

General Bermudez (U;. General.lreU( vom Juli 1'J17, angeführt von der 
.!OrMlen Gewllr/umwl Peru., der KP-nahen CGTP 

Die konservative und gegen das Volk gerichtete Tendenz 
des peruanischen Mililärregimes, die im Verlauf dei Jahres 
1976 offenbar geworden war und die zur Entlassung der noch 
verblicbenen progressiven O ffizie re wie z. B. der Generäle 
lOTge Femandez Maldonado und Armando Valdes geführt 
hatte, wurde in den letzten Monaten des Jahres 1976 und zu 
Beginn des Jahres 1977 noch ausgeprägter. 
Der rapide Anstieg der Preise, der 197644,8 % helnlg, halle 
e ine massive Unzufriedenheit mü der Wirtschaftspo:litik der 
Regierung von Morales Bermudez hervorgerufen und zu einer 
wachsenden Suche nach einer linken Alternative geführt. 
In den e rsten Monaten des Jahres 1977 verkündete die Re­
gierung einen Notstandswirtschaftsplan, der auf eine weitere 
Reduzierung des Lebensstandards der Arbeiter und auf eine 
Rückkehr zu der orthodoxen liberalen Wirtschaftspolit ik 
hinauslief, die 1968 als die einzige Alternative zur wachsen­
den Wirtschaftskrise aufgegeben worden war. Die Antwort 
der Organisationen der Arbeite rklasse war entschieden. Sie 
nahme die Form des wirkungsvollsten, diszipliniertesten und 
einheitlichsten Generalstreiks an, den Peru seit Beginn dieses 
Jahrhunderts erlebte. Im Zuge des Generalstreiks löste die 
Regierung eine massive Welle der Repression aus, die auf 
die Führung der progressiven Gewerkschaftsorganisat ion ab­
zieltc, und bereitcte gleichzeitig die Bedingungen für einen 
übergang der Macht an einen Block aus den traditi.onellen 
bürgerlichen Parteien vor. 

Im November l976 wurde eine neue linke politische Kraft , 
die Revolutionäre Sozialistische Partei (PSR) gegründet, 
die ein Manifest veröffentlichte, das eine Fortführung der 
Reformen der Velasco-Periode in eine sozialistische Richtung 
hin fo rdert (siehe Kasten). Die PSR stellt eine unm ittelbare 
pol itische Bedrohung für d ie Regierung Morales Bermudez 
dar, da sie eine Koalition aus hohen Offizieren und radika­
lisierten Intellektuellen repräsentiert, die über den Natio­
nalen Landwirtschaftsbund (CNA) und den Bund der Werk­
tätigen der Peruanischen Revolution (CfRP) über eine klare 
Unterstützung in Teilen der Bauernschaft und der Arbeiter­
klasse verfügt. 
Trotz der Aufrechterhaltung der Außerkraftsetzung von Ver­
fassungsgarantien und des Kriegsrechts erlaubte die Regie­
rung das Wiedererscheinen von sieben Zeitungen Lind be­
hauptete, daß diese Maßnahme eine "demokratische Off-

nung" bedeute. Tatsächlich aber ist dies ein weiterer Schrin 
hin zur Wiedererrichtung der bürgerlichen politischen Macht. 
da sechs d ieser Zeitungen ganz klar rechts sind und einzig die 
Unidad. das Organ der Kommunistischen Partei Perus (PCP). 
links steht. Marka und andere militante Blätter bleiben ver­
boten. Der "demokratischen Öffnung" folgte sechs Tage spä­
ter, am 8. Januar d. J. , die Deportation von vier Führern 
der PSR: Leonidas Rodriguez, Armando Valdts, Jorge Delle­
piane und Manuel Benza. Gleichzeitig kam es zu intensiven 
Kontakten zwischen den führenden rechten Parteien, der 
Volksallianz (APRA), der Volksaktion (PAP) und der Christ­
lichen Volkspartei (PPC), um sich die günstigsten Bedingun­
gen zu verschaffen für die erwartete Lösung der politischen 
Krise durch Wahlen. 

Am 6. Februar veröffentlichte Morales Bermudez den " Plan 
Tupac A maru", den langerwarteten Plan der Regierung für 
die zweite Phase der Revolutipn, der den radikaleren Plan 
INCA (Wortlaut in: AlB, Nr. 2/1975) ersetzen soll te. 
Der erklärte Zweck des Plan Tupac Amaru ist, "den revo­
lutionären Prozeß zu konsolidieren, und die Möglichkeit zu 
verhindern, daß er sich hinbewegt zu einer kommunistischen 
Planwirtschaft oder, als Reaktion darauf, zurück zu den über­
wundenen Formen eines "Vorre"Volutionären Kapitalismus" 
(so der Plan Tupac Amaru ). Er gibt auch das Ziel der Ve­
lasco-Regierung, die Schaffung eines dominierenden "sozia­
len Sektors" in der Wirtschaft, auf und unterminiert den klei­
nen Machtanteil, den die Arbeiterklasse im kapitalistiSChen 
Sektor erreicht hatte, indem die Notwendigkeit einer Reform 
des Gesetzes über die Arbeitergemeinschaften (Comunida­
des Laborales) erklärt wird. um die " Investitionen zu för­
dern" und um die "Leitung der Unternehmen durch die 
Unternehme r zu garantieren" . 
Der Monat Februar endete mit der Besetzung der Nationalen 
Universität für Erziehung (La Cantuta) durch die Polizei und 
der Festnahme von 650 Studenten. Die Regierung behaup­
tete, daß sie zu e inem "Zentrum der marxistisch-leninisti­
schen Indoktrinat ion" geworden sei. 
Während des Monates März eskalierten die reaktionären 
Kräfte innerhalb wie auch außerhalb der Regierung ihre 
Offensive weiter. Die traditionellen Parteien, unzufrieden 
selbst mit dem neuen Inhalt des Plan Tupac Amaru , ver­
suchten weiterhin, dem Regime eine klare Erklärung hin­
sichtlich des Zeitpunktes und der Bedingungen für allgemeine 
Wahlen abzupressen, während gleichzeitig weitere massive 
Ent lassungen von militanten Gewerkschaftern nach dem 
Dekret Nr. 11-76-TR erfOlgten. Dieses Dekret hatte die 
Kapitalisten in die Lage versetzt, 1976 im Gebiet Lima 
32 QOO Arbeiter zu entlassen und so die Arbeiterbewegung 
ernsthaft geschwächt. 
Auf der internationalen Ebene drückte sich der Schritt nach 
rechts in engeren Beziehungen zu Argentinien und Brasilien 
und in einer freundlichere n Haltung gegenüber Chile aus. 
Am 3. MärL zeichnete Morales Bermudez den argentinischen 
Präsidenten Videla mit dem ,,501 de Peru" aus, dem höchsten 
vom pcruanischen Staat zu vergebenden Orden. Am 14. März 
folgte die Auszeichnung von General Pinochet mit dem "Cruz 
Peruana al Merito Militar", dem höchsten Orden der peru­
anischen Armee, und die Erklärung von Generalleutnant 
Gast6n Zapata, dem Oberbefehlshaber der Peruanischen 
Z ivilpolizei, daß die chilenischen Carabineros "das heiligste 
Menschenrecht, das Recht auf Leben, verteidigen". [m Mai 
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akzeptierte die pcruanische Regierung die Ernennung von 
Harry Schlaudemann, einem bekannten C IA4Agenten, der 
in den Putsch gegen Allende verwickeh war, zum US4Bot4 
schafter, und im folgenden Monat schloß sie cin Mi litärab­
kommen mit den USA ab, dessen Zweck der Austausch von 
m ili tärischen Instrukteuren ist. 
Obwohl er s ich bereil erklärte, eine Delegation des Allge4 
meinen Gewerkschaftsbundes der Werktätigen Perus (CGTP) 
zu empfangen , ignorie rte Morales Bermudez während diescr 
ganzen Zeit die Forde rungen der Arbeite r, insbesondere die 
nach Aufhebung des Dekrets Nr. I I 4764T R, das zum Haupt4 
instrume nt fü r die Ne utralisie rung der Gewerkschaftsführer 
geworden war. 
Ganz im Gegente il, im Mai wurde ein weiterer Schrill nach 
rechts getan. Der Präsident gab dem Prozeß der Wiederbc4 
lebung der traditionellen bürgerlichen Parleien einen zusätz4 

lichen Anstoß, indem er offizielle ,.Konsultationen" mit die4 

sen e in le ite te und im Gefo lge einer Kabinettskrise den ersten 
zivi len Minister, Walter Piazza Tangüis, ernannte, den er 
di rekt aus den Reihen der proimpcrialist ischen T eile der 
Bo urgeoisie ho lte. Piazza is t bekannt dafür, daß er direkt 
die Ansichten und Interessen der multinationalen Konzerne 
(der von ihm ernanllle Vizeminister war ein Anges tellte r von 

Eckdatt n der Wir1schaftsenhtidtlung Peru! 

1%8 1970 1973 1976 

Winschaftswachstum 
(in %) 4,4 7,3 5,4 \" 
Verbraucherindex 
(in Lima/ 1968 - 100) WO 112 140 3 1' 
Inflationsrate (in %) 19,11 5.02 9,52 44,68 
Index der Real lohnent4 
wicklung (1968 - WO) WO 101,4 133,8 91,0 
Handelsbilanzsaldo 
(in Mio US4DoIJar) +236,9 +43 1,0 +79,0 - 611 ,0 
Auslandsverschuldung 
(in Mio US4Dollar) - '79 1447 4023 

Chrysler) und des Finanzkapitals repräsentiert , Daher be­
de utete die Ernennung von Piazza eine endgültige Kapitula4 

t io n vor den Forde rungen des lntemationalen Wäh rungsfonds 
(IMF) nach einer ,.strengen Sparpolitik" , bezah lt von den 
Arbeitern und mit e inem "roll back" der Refo rmen . 
Am 10. Juni verkündete Piazza im Fernsehen ein neues "Not­
standsprogramm". das in seinem Angriff auf die Interessen 
der Arbeiterklasse sogar noch weiler ging als die gegen das 
Volk gerichte ten Maßnahmen , die 1976 durchge führt wur4 
den und d ie der Plan Tupac Amaru enthielt, D ie Ha.J.Ipt4 
punk te des " Noistandsprogramms" waren: 
• eine Senkung der Regierungsausgaben um 8 %, die we-­
sentliehe Dienstleistungen für die Bevölkerung z. B. im Ge4 

sundhe its4 und Bildungsbereich traf; 
• eine drast ische Einschränltung des Imporls von Rohsto ffen 
und Ausrüstungen für den staat lichen Sekto r. die das G leich4 
gewicht noch stärker zugunsten des kapitalistischen Sektors 
verschob; 
• die Verdopplung des Preises für Benzin und andere 
Brennstoffe (was s ich unmittelbar in den Transportprciscn 
niederschlagen würde), und ein 30 % iger Anstieg der Preise 
für Grundnahrungsmitt el; 
• die Löhne sollten unterdessen weiterhin rela tiv einge4 
fro ren bleiben mit einem höchstens 15 % igen Anstieg rur 
eine kleine M inderheit der Arbeiter, 
Als ob d iese " kurzfristigen" Maßnahmen noch nicht genug 
wären, liefen die " langfristigen" Ziele auf nichts weniger 
hinaus a ls auf die Rekonsolidierung eines abhängigen Kapi4 
ta lismus. Die zur Rechtfertigung des Programms verwendete 
ökonomische Sprache war seit 1968 nicht mehr über d ie Lip-­
pen eines pcruanischen Ministers gekommen. Sie klang wie 
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Erklä rung der PSR 
( .. . )Am 3. Oktober 1968 wurden die heute noch wirksamen StalU­
ten der revolulionären Militärregierung unterzeichnet. In Artikel 
2 werden sehr kla r als Ziele genannt, die Bedürfnisse der Mehr­
heit der Bevölkerung zu befriedigen. Um dies zu erreichen, müß­
ten die ökonomischen, soziale.n und kulturellen Strukturen des 
Landes veränden werden, womit die Beseitigung des existieren­
den kapitalistischen Systems gemeint war_ 
Um sich diesem Ziel zu nähern. realisiene das revolutionäre 
Regime wichtige Veränderungen in unserer Gesellschaft. Die 
PSR, die das veneidigt, was bereilS Teil unserer Geschichte is t, 
lehnCentschieden ab, daß die Agrarreform. die Arbeitsgemein­
schaft und das Gemeineigentum. bei deren Realisierung heutige. 
Mitglieder der Panel eine wichtige Rolle spielten. ein Resulta t 
irgendeiner An von Abweichlenum gewesen sein sollen. 
Das Ziel der zweiten Phase war, um Personalismus und Ab­
weichlenum t u eliminieren, die Revolution durch den Aufbau des 
peruanischen Sozialismus zu veniefen . In den lellten Monaten 
jedoch begann unter dem Deckmantel der Revolut ion ein Proteß 
des systematischen Abbaus der RefOlmen. um das kapitalistiSChe 
System wiederaufleben zu lassen, dessen Beseitigung das Ziel 
jenes revolutionären Prozesses war. der nun jedoch beendet wird ... 

Leonidas Rodriguet Figueroa. Anlonio Heza Cuadra V. 

(Quelle : Equis X, lima, Nr. 1311 977, S. S) 

ein spätes Echo von Pedro Bcltrans ö konomischem Libera4 

lismus. de r der pcruanischen Exportbourgeoisie viele Jahre 
lang als ideologische Hauptwaffe gedient halle. 
Die Antwort des Volkes' auf den Piazza4Plan war scharf und 
e rfolgte unverzüglich . Zwölf Tage nach der Femschübcrtra4 

gung der Botschaft kam es zu einer Erhebung von 3000 Stu­
denten in Sicullni, brach ein größerer Streik in Arequipa aus 
und fande n in Cusco, Puno und A yacucho Massendemonstra4 
tionen statt . Am 30, Juni schlossen sich die Studenten von 
Tacna dem Kampf an , und 3m 5. Juli riefen die Lehrer e inen 
nationalen Streik aus. 

Die Antwort der Massen 

Alle Organisa tionen und Parteien der A rbeiterklasse brand­
markten den Plan als Kapit ula tion vor der Erpressung des 
internationalen Finanzkapitals. repräsem icTl durch den IM F, 
u nd riefen zu einer Massenmobilisierung auf, um seine Durch4 

führung zu stoppen und der rechten Offensive Einhalt zu 
gebieten, die im Piazza4Plan ihren Höhepunkt zu erreichen 
schicn. D ie \'o n der Linken erreichte entschiedene Einheit 
und ihre Wirksamkeit bei der Masscnmobilisierung zwangen 
Piazza am 7. Juli zum Rücktritt . Die pcp bezeichncte das 
als einen "Sieg des Volkes", und die PSR charakterisierte 
den Rücktrill a ls "ein Versagen der kapitalistischen lösun­
gen, die vom Volk zurüekge ..... iesen wurden". 

Dem Rückt ritt Piazzas folgte jedoch weder die klare Ableh4 
nung scines Wirtschaftsplanes noch die Akzeptierung der 
Forde rungen der Arbcih~r nach einem Stopp der Repression 
und der Massenent lassungen. A m folgenden Tag kam es zur 
Unterstü tzung der Massenmobilisierung durch den Natio4 
nalen Landwi rtschaftsbund (CNA) und zu gewaltsamen Pro4 
tes ten in Huallcayo. in deren Verlauf 6 Menschen getötet 
und 36 verwundet wurden. Am 15. Juli wurden die Nahrungs4 
mitte lpreise e rhö ht, trotz des bre iten Protestes im Volk, und 
der Ve röffentlichung einer Erklärung, in der zum Ge neral­
streik ab dem 19. aufgerufen wird (siehe Kasten) durch mehr 
als 20 vorne hmlich Arbeiterorganisationen, darunte r die 
G ewerkschaften CNT, CGTP und c rRP. Der Aufruf zum 
G eneralst reik erfolgte mit der breitesten politischen U~ ter4 
stützung, die je in der neueren pcruanischen Geschichte er4 
reicht wurde . 

Die einzigen G ewerkschaftsorganisationen, die eine Teil­
nahme ablehnten, waren der schwache. von der APRA kon-



trollierte Gewerkschaftsbund der Werktätigen Perus (CTP) 
und die Gewerkschaft der Minengesellschaft CENTFtQ MIN 
die unter dem EinOuß der maoistischen Gruppe " Rotes 
Vaterland" steht. Die Einheit der Organisationen der Arbei­
terklasse und der fortsc hrittlichen Parteien sicherte den to­
talen Erfo lg des Gcneralstreiks, der Lima und die meisten 
de r g rößeren Städte vollkommen lahm legte. Er wurde mit 
der größten Disziplin durchgefüh rt. 

Die G efahr, die die Einheit der Volkskräfte und die Ent­
schiedenheit der Arbeiterbewegung für die Regierung Ber­
mudez und die um sie gruppie rten reaktionären Kräfte be­
deutete, war den letzteren absolut klar. 
Die Antwort der Regierung bestand in der Verschärfung der 
Repression gegen die Linken. Ein Dekret (NT. 1O-77-TR) 
e rlaubte den Unte rnehmen, alle Stre ikführe r zu entlassen. 
D ie Büros der CGTP, des Einheitsrates der Gewerk:;ehllfts­
c rganisat io nen (CUOS), der den Generalstreik koordinie rte, 
und der CfRP wurden besetzt. 1500 Führer, unter ihnen 
Eduardo Castillo, Generalsekretär der CGTP, und Victor 
Sanchez von der CNT wurden vcrhaftet. A ls sch ließlich am 
25. Juli die Arbeiter der CENTROMfN in den Streik traten, 
wurden alle ihre Führer entlassen und verhaftet. Die Re­
pression war so bre it und so brutal, daß der Erzbischof von 
Lima und Kardinal von Peru , Juan Landäzurri Rieketts, sie 
auf das heftigste veru rte ilte und die Aufhebung des D ekrets 
10-71 ve rlangte. Ein breites Spektrum von peruanischen 
Intellek tuellen. das vom konservativen Histo riker Jorge 
Basadre bis zum Ex-Vize rek lor von San Marcos, Alberto 
Escobar, reichte, unterzeichnete einen Brief, in dem sie d ie 
Beendigung dc r massiven Verletzungen der Mcnschenrcehte. 
die nach dem Generalstre ik sta ttgefunden hatten, forderten. 

Die WeHe der Repression dauerte jedoch bis zum 28. A ugust 
an, .. ls Morales Be rmudez befand, daß er der Arbeiterbewe­
gung "ei ne Lektion erteil t" hätte. An diesem Tag hob e r den 
ausgerufenen NOIstand auf und versprach. bei der Anwen­
dung des "Notsta ndsplans" " Oexibel"' vorolugehen, und e r­
laubte g leichzeitig einigen der entlassenen Arbeiter, an ihre 
Arbeitsplätze zurückzukehren. Diese Maßn3hme betraf je­
doch nur 10 % der insgesamt Entlassenen, deren Zahl auf 
3000 geschätzt wurde. 
Während e r diese ger ingen Zugeständnisse machte, gab er 
einen genaucn Zeilplan bekannt, der auf d ie Forderungen 
des Blocks der bürgerlichen Parteien, geführt von der A PRA , 
zugeschnitten war: 1978 würden Wahlen für eine Verfas­
sungsgebcnde Versammlung abgehalten. welche während 
dcs zweiten Halbjahres 1978 cine neue Verfassung ausar­
beitcn würde, "die d ie von der Revolution hervorgerufenen 
Verände rungen einschließt"', und d ie a llgemeinen Wahlen 
wü rden 1980 abgehalten . Das poli tische Z icl von Morales 
Bermudcz. die übergabe der Macht an den mn der A PRA 
geführten Block der rechten Parteien über den Weg der Wah­
len stellt d ie Lin ke vor eine drängende polit ische Aufg .. be: 
Aus der am 19. Juli e rre ich ten Ein heit eine breite A llianz 
zu schmiedcn, die fähig ist, der ökonomischen und polit i­
schen Krise cin sozialistisches A ltcmativbündnis entgegen­
zustelle n. Und diese Aufgabe muß erfüll! werden unler den 
Bedingungen der schärfsten und konsequentesten Repression 
der Arbeiterbewegung und der fortschrittlic hen Organisatio­
ncn seit dem Beginn des Reformprozesses im Jahre 1968. 

Als Quellen wurden benutzt: DESCO, Informativo Politico, Uma: 
Eguis X, Lima; Granma. Havanna; Latin American Polit ical Report. 
London; Le Monde. Paris: Prensa Latina.. Havanna. 

Nationaler Gewerkschaftsaufruf zum Generalstreik 
Die untencichnenden Gewerkschaftsorganisationen lehnen ent­
schieden die von der Regierung ergriffenen wirtschaftl ichen Maß­
nahmen ab, deren Ziel es ist, die Wirtschaftskrise auf dem :Rücken 
der Werktätigen und des peruanischen Volkes auszutragen . 
Wir stellen fest, daß diese wirtschaftl ichen Maßnahmen bei Ein­
frierung der Löhne und Gehäl ter zur schwindelerrcgenclcn Er­
höhung der Lebenshaltungskosten führen. Gleiehl.citig wird von 
der Regierung ein brutaler Angriff gegen die Rechte und Errun­
genSChaften der Arbeiterklasse geführt, um ihr die gegen die 
WerKtätigen und das Volk gerichteten Maßnahmen auf2:wingen 
zu können. In diesem Sinne wurden die Verhandlungen Z' .. ischen 
den einzelnen Gewerkschaften weiterhin behindert. das Streik­
recht wurde aufgehoben, und zur Absicherung dieser Aufh ebung 
folgte durch die Regierung und die Unternehmer eine Welle von 
Entlassungen und anderen Herausforderungen. was auf den Erlaß 
eines .,Gesetzes der Arbeitsunsicherheir ' hinausläuft. Mit dem 
gleichen Ziel schrei tet man gegen die Gewerkschaften !:in und 
sperrt führende Persönlichkeiten mit der Absicht ein, die Arbei­
ter einzuschüchtern. 

Wir demonstrieren unsere Absicht, die ve rletzten Rechtte und 
Errungenschaften energisch zu verteidigen. In diesem Sin:ne stel­
len wir die folgende Kampfplattform auf: 
I. Für allgemeine Lohn- und Gehaltserhöhungen entsp!f«hend 
den gcstiegenen Lebenshaltungskosten und gegen das Notstands­
programm von Piazza 
2. Für die Einfrie rung der Preise für Grundnahrungsmittel. 
J. Für die Einhaltung der jährlich ausgehandelten Tarifverträge. 
4, Für die volle Geltung der Arbei tsplatzgarantien (Aufheb ung 
des Gesetzes 01 1-76, das die Entlassung wegen "Produktions­
minderung" zuläßt). 
S. Für die Wiedereinstellung aller Entlassenen. Freiheit fü r und 
Repatriierung aller wegen gewerkschaftlicher und sorialer !Kämpfe 
Verhafteten und Ausgewiesenen. 
6, Für die unbegrenzte Gel tung aller demokratischen Rechte 
(Aufhebung des Ausnahmezustands und der nächtlichen Sperr­
stunde, unbeschränktes Strcikreeht, Versammlungs-, PreS>>C-, Or­
ganisations-. Meinungs- und Demonstrationsfreiheit, ge:gen die 
Einmischung in Vertrelungsorgane der Arbei ter). 

7, Li)sung der kritischen Situation der Fischer. 
8, Gegen die Einmischung in die landwirtschaftlichen Produk­
tionszcntren und für die Aufhebung der Agrarschuld. 
9. Gegen die Einmischung in die Universi täten und Aufhebung 
des Gesetzes 21878 (ein Ermächtigungsgesetz des nationalen 
Universitätenrates CONUP. das jegliche Universitätsautonomie 
aufhebt, d. Red.). 

Die unterzeichnenden Gewerkschaftsorganisationen rufen alle 
unabhängigen Organisationen und die Basis des Gewerkschafts­
verbands der Werktätigen Perus (CTP) auf. ihre Kräfte zu ver­
einigen. um die Kampfplallform durch den nationalen General­
streik unserer gewerkschaft liChen Orgaanisa tionen vorwänuu­
bringen. 

Nationaler Bund der Minen- und Metallarbeiter Perus. Bund der 
Brauere.iarbeiter, Bund der peruanischen Bauern (CCP), Allge­
meiner Gewerkschaftsbund der Werktätigen Perus (CGTP), Na­
tionaler Bund der Werktät igen (CNT), Bund der Werktätigen der 
pcruanischen Revolution (Cl'RP-Lima). Bund der Arbei ter der 
Elektrizitäts- und Kraftwerke Perus, Bund der Drucker Perus, 
Bund der Ölarbciter. Bund der peruanischen Fischer. Einhei ts­
gewerkschaft der Werktätigen im Bildungsbercieh Perus (SUTEP), 
Einhcitsgewerkschaft der Werktätigen im Bildungsbereich der 
Hauptstadt Lima (SUTELM). Nationaler Bund der Werktätigen 
der pcruanischen Universi täten (PENTUP), Bund der Werktät i· 
gen in Versicherungsgesellschaften, Bund der indus triellen TeKtil ­
gemeinschaften (FEClTEX), Bund der Zollarbeiter (FEDTAAP), 
Bund der Werktätigen im Hotel- und Gasts!ättengewerbe Perus, 
Verband der Angestellten und Arbeiter der CORPAC (ASEO­
eOR). Verband der Werktät igen in ESAL (ATESAL), Bund der 
Glaser, Komitee der von Arbeitern konl roJlienen Unternehmen 
(eEA T). Bund der Werktätigen in der Filmindustrie, Kampf­
komitee der zentralen Autobahn, Bund der Metallarbeiter der 
pcruanischen Revolution, Bund des Handels in Lima-Collao und 
Balnearisos, Bund der industriellen Grafikergemeinschaften und 
Zcitungsunternehmen, Bund der Salzarbeitcr. 

(Quelle: DESeO, Informativo Polit ioo, Lima. Nr. SS/Jl,lli 1977, 
S. 24 und 44) 
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Miguel u. Rodrigues De:stabilisierung der perua­
nisichen Revolution n.Teill 

Als Sonderkorrespo"dent der "Drlllgiesischen ZeitwI8 0 IJiti,io 
Ilieit sich Migllcl Urb(l!1Q RodriglU.'s 1976 mehrere MOflate 
il1 l>erll ou/. Im Mitte/pl/llkt seiller im Dezember letz/eil Jall· 
res veröffentlichteIl Alltll)'se steht die Frage, welche' Faktoren 
fü r die Rückelllwicklwlg der "emanischen RevolllliOll, die 
im Oktober 1968 mit dem Machwmrirr lillker Mililiirs /lilie, 
Führung VOtl General Velasco Alvarado begann (wr //l IIe/l­

lIt/d AIIßenpolitik unter Velasco siehe AlB, Nr. 6/ /974, S. 22-26 
und N, . 2/ /975. S. 23-26); verantwortlich waren. 
Der erste Teil der Analyse beschäftigt sich \lofdringlich mir 
dem für die pemal/ische Revolution emscheidenden Zeitraum 
vom August 1974 bis zum August /975. dem Zeitpunkt der 
Ablös/mg "des großeIl Malilles der Revollllior(' ( Velasco). 
Der zweite Teil, der ill Nr. / 1/9 78 folgt, behalldeft I'omehm­
lieh die wirtschaftliche KOllzeptioli VOll ßermudet lind das 
Wiedertlujbliihell der pemallischen Bourgeoisie. 

( ... ) Nachdem im August 1974 durch die Verstaatlichung 
der Presse scheinbar unabdingbare Voraussetzung(:n ftir defl 
Neubeginn auf dem Weg zu der im Plan INCA (dem im Okto­
ber 1968 mit dem Maehlantritl progressiver Militärs einge­
schlagenen Weg lag als Progra mm der Plan INCA zugrunde, 
de r jedoch erst im Juli 1974 ö ffentlich bekanntgemacht wur­
de, d . Red.) entworfenen Gesellschaft geschaffen worden 
waren, sah sich das Mili tär sehr bald schwerwiegenden Ein­
schränkungen und Widerspruehen gegenüber. Man kann 
o hne übertreibung behaupten , daß die Streitkräfte! sich vor 
den Fo lgen ihres eigenen Werkes fürchteten. 
Einige Generäle bedien ten sich noch einer sehr :revolutio­
nären Sprache, abe r im Offizierskorps griff die Neigung zu­
rückzuweichen immer mehr um sich. Die bereits erk ämpften 
Siege nößten ihren InitialOrcn Angst ei n. Der Revolutionär, 
der berei t ist, im Kampf für den Sozialismus bis ans Ende zu 
gehen, wird nich t von heute auf mo rgen geschaffen. Nichts 
ist bezeichnender für die Grenzen der peruanischc.n Annce 
als die En tfre mdu ng von Militärs des linken Flügels nach 
ihrem Rückzug aus der Regierungsverantwortung. Generäle, 
die jahrelang konsequent gegen den Imperialismus gek ämpft 
hanen, übernah men leitende Positionen bei den multinatio­
nalen Konzernen, die zuvor ihre Gegner gewesen wa ren. 

Die imperialistische Einkreisung 

Angesichts ei nes solchen Verhaltens. woran sich "Verdeutli­
chen läßt. wo die Entscheidung für die Revolution beginnt. 
ist es nicht verwunderlich. daß die schwankende Einheit der 
Streitkräfte zerbrochen ist. nachdem die Popularität der Mili­
tärs zwangsläufig einen sehr niedrigen Stand errei,:ht hatte. 
Die Revolution war für den Stolz der Streitkräfte nicht mehr 
gewi nnbringend . Sie stand unmiuelba r vor dem di rek ten 
Zusammenstoß mit ihren Gegnern. Wie in Chik wurden 
Beifall und Blumen des fü r wirtschaftliche Schwierigkeilen 
se hr anfälligen peruanisehcn Kleinbürgertums zu Protesten 
und unerfüllten Forderungen. Regierung und Armee waren 
auf den revol utionären Bruch nicht vorbe rei tel . Es gab viele 
Gründe zur .. Besorgnis··. 
Als erstes schloß der Imperialismus scinen wirtschaftlichen 
Belagerungsring. Anfangs bekämpfte Washington verbissen 
das pcruanische Experiment, da es seine Ausst rahl ung auf 
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ande re Länder des Kontinents befürch tete. Aber als das Chile 
der Unidad Popular zum Hauplfeind wurde. konnte die pcru­
anische Revolution im Laufe von zwei Jahren frei von stärke­
rem äußerem Druck wichtige Errungensch:Lflen verwirkli­
chen. Nach der Ermordung Allendes und der Errichtung des 
Faschismus in SlIntiago sch loß sich der Ring um das Land 
immer ellger, wo es eine Hand voll Militii r~ wagle. die Herr­
schaft der USA über einen ganzen Ko ntinent in Frage zu 
ste llen. 
Rückblickend muß heute die St,mdh,lftLgkeit überraschen. 
die man nach dem Pinochct-Putsch in Lima bewies. In die· 
sen Monaten wurden die Cerro de Paseo Mining (ein USo 
Kupferkonzern, d. Red.) verstaatlicht und der Kontrolle der 
Bourgeoisie über das Informationswesen ein Ende gesetzt. 
Nach dem Tode Pcrons (argentin ische r Staatspräsident bis 
1974, d. Red.) war die Isolierung vollständig. Die Möglich­
keit eines Krieges mit Chile bedrängte die penl.misehen Mili ­
tärs. Die feind liche Haltung Brasiliens trat imm('r deutlicher 
zu Tage . Bolivie ns Position bei den Verhandlungen über 
die Fraße .. des Zug'lIlgs zum Meer· · war provozierend. In 
Ekuador trat eine Mil itärjunta an die Stelle der fortschrill ­
lichen Regierung unter General Rodriguez Lara. Arge nlinien 
kehrte der Regierung in Lima den Riickell . 

An die Stel le posi tive r Salden. mit denen die Handelsbi lanz 
in den le tzten Jahren abschloß. treten alarmierende Defizite. 
Zur Win sehaftskrise kommt hinzu eine schwere Finanz­
krise. In Lima ercignen sich ßombenexplosionen: zwei Gene-



räle werden Opfer von Attentaten, deren Hintergründe im 
Unklaren bleiben. Die Marine ist ein Zentrum der Konspi­
ration. 
In den ersten Februartagen des Jahres 1975 geht die Rechte 
zu einer Offensive großen Stils über. Die Zivilgarde (25 000 
Mann) stellt ultimativ 'einen Forderungskatalog auf und re­
belliert in der Kaserne von La ViClOria. einem Wohnviertel 
im Zentrum von Lima. 
Ge neral Leonidas Rodriguez, Kommandant der 2. Militär­
region und e ine r der Oberste des Oktober 1968, ahnt die 
unmittelbare Herausforderung der Revolut ion und schickt 
Tanks der 2. Panzerdivision zur Wiederherstellung der Dis­
ziplin in die rebellierende Kase rne. Die Großstadt erwacht 
von dem Donner der Kanonen, als Lconidas Fahn:euge Tore 
und Maue rn e indrücken und in wenigen Minuten die Situa­
tion beherrschen. 
Es wird deutlich, daß der "Streik'- der Zivilgarde nur die 
Inilialzündung für einen ehrgeizigen UmslUrzversuch sein 
sollte. Von den Balkonen in La Vietoria schießen Hecken­
schützen auf die Armee. Sehr bald bilden sich in der Stadt 
Gmppen, die Geschäft e plündern und auf ih rem Weg alles 
zerstören. Die Reaktion b~miichtigt sich der Straße. Bekannte 
Agitatoren der A PRA, der proimperialistischen "sozialde­
mokratischen" Partei von Haya de la Torre, treten auf und 
schiiren die Gewalt an der Spitze von Banden aus de m Ar­
me nviertel . 

Der 5. Februar 1975 

Zwölf Stunden lang herrscht in Lima die Anarchie. Die Häu­
ser der Zeitung Correo und des Militiirl. irkcls werden zer­
stört und niedergebrannt. Auf viele öffentliche Gebäude 
werden Brandanschläge veriibt. Die Zeitung Expreso. ein 
vorgeschobener Posten bei der Verteidigung der Revolution. 
und das Regierungsorgan La Croniea werden von den Arbei­
tern tapfer verteidigt: zuerst mit Schußwaffen. später im 
Kampf Mann gegen Mann wehren sie Tausende von Angrei­
fe rn ab, die antikommunistische Parolen rufen. Andere Ban­
den versuchen. die Universitiit anzugreifen. Auf den Straßen 
ruft die aufgeputschte Rechte: ,.VcliISCO:1I1 die Wand". 
Am Nachmiltag gleicht Lima einer Stadt. die bombardiert 
oder von einem Erdbeben hei mgesucht wurde , Auf den ßür+ 
gersteigeIl und Fahrbahnen liegen 86 Tote. Hunderte von 
Verletzten suchen in den Krankenhau~ern Hilfe. Der Schaden 
beläuft sich auf wei t über 100 Mio DM. Es ist ein kleiner 
" Bogotazo", eine eigenartige Explosion de r Gewalt - pro· 
voziert von einer Rechten . die sich geschwächt und demo­
r:llisiert. ohne Zeitungen. ohne Land. ohne Minen. ja fast 
ohne Banken versteckt. die aber noch über gewaltige öko­
nomische Miltcl verfügt und der massiven Unterstützung 
durch den Impe rialismu:. sicher ist. 
Schließlich interveniert die Armee und - um die knappe Spra­
che der Soldaten der Revolution zu gebrauchen - .. das reak­
tionäre Pack" wird in wenigen Augenblicken von der Straße 
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gefegt. Es zieht sich in seine Schlupfwinkel zurück. 

In der Euphorie des Sieges werden die beunruhigenden Grün­
de Hir das späte Eingreifen der Armee (einige Minister waren 
in d ie Sache verv.'ick clt) vergessen. Die peruanische Revo­
hll ion erlebt ihre vielleicht ruhmreichsten Tage. General 
Vclasco beschuldigt öffentlich die APRA und prangert die 
Bete iligung de r CIA und der Agentur Reuter an . Die Zei­
tungen veröffentlichen die Namen von Mitgliedern der Bot­
schaft de r USA. die in den gescheitertcn Umsturzversuch 
"envickelt waren. In der Hauptstadt und im ganzen Land 
wird die Arbeiterklasse aktiv, um die Revolution zu vertei­
digen. Die Beteiligung der Volksrnassen schwillt zu einem 
mächtige n Strom an. Die Regierung erhält die Zustimmung 
Hunderter von Gewerkschaften und der drei Gewerkschafts­
zentralen. die den revolutionären Prozeß unterstützen. In 
einer "on Begeislerung geprägten Versamm lung ent st~h t im 
Haus des Bauern das Koordinationskomitee der Volksorga­
nisationen (COCOP). Die pcruanischen Werktätigen glauben. 
daß die organisierte Bete iligung des Volkes zum Aufbau der 
Partei der Revolution führen wird. Ohne diescs politische 
Instrument werde der revo lut ionäre Prozeß sich nicht vertei­
digen, festige n und vorant reiben lasscn. Der revolutionäre 
Impuls der Massen findet jedoch im Palast kein Echo. 

Das Eindringen der Rechten 

Naeh diesen Tagen fieberhafter Erregung weicht die Revolu­
tion langsam zurück. Es gibt aber noch Hoffnung. Es bilden 
sich Kommissionen wr Beteiligung der Werktätigen. Man 
versucht, ein hohes Produktionsniveau zu erreichen. die Ver­
sorgung abzusichern und zu kontrollieren , die Aktionen zur 
Verteidigung der öffentlichen Ordnung zu unterstützen. 
gegen Gerüchte anzukämpfen und die Losungen und Inilia­
tiven des COCÜP im ganzen Land zu popularisieren. 
All diese schöpferische Dynamik erschreckt die Männer. die 
die Regierung kontroll ieren. Das COCOP war von Anbe­
ginn an zum Scheitern verurteilt. General Velasco prak tisch 
isoliert . Bevor Informationen von außen zu ihm gelangen, 
wurde n sie von einigen konservativen Gener;;len gefiltert, 
die als Gruppe La Mision bekannt sind. Diese Generäle 
- Richter. Prada, Ped ro Sala, Zavaleta, Segura und Tanta­
lean Vanini - kontroll ieren das Innen- und das Fischerei­
ministerium, den Dienst zur Unterstützuog der gesellschaft­
liche n Mobilisiemng (S INAMOS) und den N:ttionalen Infor­
mationsdienst. Die Mannschaft wird vervollständigt durch 
Adm iral J imenez de Lueio, den Industrieminister. Der Kopf 
ist Ge neral Tantalean Vanini. der damals schon in die dun­
kelsten Geschäfte verwickelt war. Das Fischereiministerium 
wird zu ei nem Sumpf, wo Skandale einander ablösen und 
d ie Korruption blüht. 

Tantalcan hat den Blick fest auf das Präsidentenamt ge­
richtel und benutzt seine alte persönliche Freundschaft mit 
Velasco. um der Rechten den Zugang zu den Spitzenpositio­
nen des Staatsapparats zu ermöglichen. Der von Krankheit 
gezeichnete Präsident bemerkt nicht. daß umfangreiche Ver­
schwörungen hinter den Kuli ssen beginnen, deren gefähr­
lichste und bedroh lichste das Eindringen der APRA in die 
Regierung über die Revolutionäre Arbeitsbewegung (M LR) 
ist. Die MLR wurde als Instrument zur Spal!ung der Werk­
tiitigcn und als Waffe gegen die Gewerkschaften geschaffen. 
Hinter A PRA und MLR stehen die peruanische Bou rgeoi­
sie und der Imperia lismus. 
Im Augenblick der Entscheidung erhalten ausgerechnet die 
Generäle von La Mi sion den Auftrag, die Unterstützung 
des Volkes für die Revolution zu organisieren. Es sind die 
Männer, die sich gegen das COCOP gestellt haben. 
Die Situation ist dramatisch und grotesk zugleich. Die MLR. 
eine konte rrevolutionäre, 1971 im Uotergrund gegTÜndete 
APRA-Organisalion, die vor. der C1A finanziert und die von 

17 



ihr mit den wesentlichen Kadern beliefert wird, erscheint im 
ganzen Land als Speerspitze der Reehleni ausgestattet mh 
der Autorität und Macht der Generäle und Minister der La 
Mision-Gruppc. 

Das Wort Revolution erhält in Peru nun die widersprüch­
lichsten Bedeutungen. Im Juli 1975 setzt die Regierung bei 
den TagcS7.eitungen reaktionäre Chefredaktcure ein, deren 
Kontrolle ursprünglich nach Ablauf eines Probejahres end­
gültig an die Basisorganisationen der Arbeiter und Ange­
ste illen übergehen sollte. Rechte Zeitschriften. die fü r ihren 
antikommunistischen Fanatismus bekannt sind. dürfen wieder 
erscheinen. Im ganzen Land komml es zu Protesten gegen 
dic Politik der Kapitulation, die dem Geist des Planes INCA 
und der Revolution widerspricht. 
Ministerpräsident Morales Bermudez schweigt und wird in 
der Krise zu einer zentralen Figu r. Aufgrund des spezifischen 
Charakters des Prozesses kommt den subjektiven Faktoren 
innerhalb des Militärs große Bedeutung zu. 

Die Abselzung von Velasco 

Fünf Jahre lang halle Morales als Ministcr die Wirtschafts­
politik geleitet. Der Enkel eines frühe ren Präsidenten gilt 
als kalt und distanziert. als Technokrat mit konser.·ativen 
Tendenzen. Bei der Weltbank gilt er als einer der begab­
tesu:n Ökonomen Lateinamerikas. Derartige Meinungen 
rechtfertigen das Mißtrauen der Werktätigen. Andererseits 
hatte Moralcs in Kuba während der Manöver zum Gedenken 
an die Schlacht von Ayacucho (die die endgült ige Niederlage 
der spanischen Heere in der Bcfreiungsrevolution La tein· 
amerikas bedeutete) Worte gesprochen. die den Techuokril­
len. den das Volk in ihm sah. in ei nem anderen Licht erschei­
nen ließen . Arm in Arm mit Fidel sprach er nicht nur bewun­
dernd vom Werk der kubanischen Nation. Er ging viel wei­
ter. Er bezeichnete sich als e inen Soldaten. der bereit ist. 
für den Sieg des Sozialismus zu kämpfen. Voller Hoffnung 
hallte in ganz Amerika der Satz Fidels beim Abschied "on 
Morales wider: " Ich grüße Dich, brüderliches Peru. freies 
Territorium von Amerika!·· 

Als Limll 11m 29. August 1975 der Weh verkündet, daß es 
e inen neuen Präsidenten hat. überrascht weniger die Nach­
richt als solche, sondern vielmehr die verschiedenen Reak­
tionen darauf. Sowohl im Inland wie auch im Ausland be­
grüßen Rechte und Linke. daß Francisco Morales Bermudez 
an die Stelle von Velasco AlvlI, rado triu. Beide haben ihre 
Grunde . Es scheim, als seien die Argumeme der fortschrill ­
liehen Kräfle überzeugender. Denn die mil itärische Linke 
bringt Morales in den Präsidentenpalast; die La Mision­
Gruppe wird ausgeschaltet ; die vier ahen revolutionären 
Oberste des Planes INCA stehen in der vordersten Reihe. 
Als das Volk erfahrt. daß die Generäle Fernandez Maldo­
nado (der später Ministerpräsident werden sollte), Leonidas 
Rodriguez. Enrique Gallegos und Hoyos Präsident Mora1cs 
unterstützen, geht eine Welle der Begeisterung und Hoff­
nung durch das Land. Aber auch Bitterkeit fehlt nicht. Um 
die Kontinuität des revolutionären Prozesses zu gewährlei­
sten. hatten die konsequentesten Kommandanten der Armee 
den schwe ren Entschluß gcfaßt. einen Mann zu entfernen, 
in dem alle den großen Mann der Revolution sahen: EI Chino, 
wie das Volk ihn liebevoll nannte. hatte das Lächeln und den 
Gesichtsausdruck vom Oktober 1968 behalten. Aber der 
Velasco von 1975 hatte nicht nur ein Bein ' ·erloren. Es fehlte 
ihm die Weitsicht. die Kraft und die Energie. die durch den 
Kontakt mit den Massen entstanden waren und gestärkt wur­
den. Er lebte, aber politisch war der größte Peruaner der 
Geschichte läng.<;t vor diescm Augustmorgen 1975 gestorben. 
als e r zum letzten Mal den Palast als Präsident. der er gar 
nicht mehr war, betrat. Sein Ausscheiden war unter den da· 
maligen Umständen unvermeidlich. aber der Marsch nach 
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rechts konnte dadurch nicht aufgehalten werden. 
Die "sozialistische·' Option Moralcs ..... ar nur von kurzer le­
bensdauer. 16 Monate nach seinem Amtsantriu als Präsi­
dent wurden fast alle Kräfte der militärischcn Linken aus 
der Regierung und den Kommandostellen der Armee ent­
fernt. Seit fUnf Monaten lastet über Lima der Ausnahmezu­
stand. Seit fünf Monaten erinnert die nächtliche Ausgangs­
sperre daran, daß sich die St rei tkräfte immer mehr vom Volk 
und dem revolutionären Projekt entfe rnen. das seehs Jahre 
lang den amerikanischen Imperia lismus beunruhigt hatte . 
Heute beleidigen die Unternehmer die Werktäligen in den 
Spallen der ofrlZiellen Presse, die sich weigert. irgendeine 
Kritik von Seiten der Arbeiter- und Bauernorganisalionen 
an der Regierung zu veröffentlichen. 

Velascos Oberste denken jetzt als junge Generäle der Re­
serve ohne Truppe und ohne Macht über die Fehler nach, 
die im Verlauf der Revolulion begangen wurden: einer Revo­
lution, die ihre Ziele nicht e rreichte, die aber die Strukturen 
der alten Klassengesellschaft so tiefgreifend veränderte. 
daß die Rechte die alten sozioökonomischen Verhältnisse 
nicht wiederherstellen kannen wird . 
Das Erbe der Revolution lebt in den Errungenschaften von 
über 2500 Tagen fort . Und die Errungenschaften sind 50 be­
deutend. daß ihre Verteidigung für den Kurs der Geschichte 
bestimmend ist. Trotz der Erfolge der Reaktion verläuft der 
Prozeß nicht in den Bahnen, die der amerikanische Impe­
rialismus fü r ihn "orgeschen hat. 
Die Politik der Rückerobcrung durch Kapitalismus. Imperia­
lism us und Großgrundbesitzertum ist derzeil bittere Wirk­
lichkeit in Peru. General Mornles genießt das (relative) Ver· 
trauen und die Unterstützung Washingtons. Aber sein Pro­
jekt, das in vielen Aspekten dem von Mario Soares gleicht . 
stößt au f wachsende Schwierigkeiten. Es bietet weder einen 
politischen noch einen wirtschaftlichen Ausweg. Es ist ein 
historisch undurchführbares Projekt. 
(Fortsctzung in Nr. 1/ 1978) 
(Quelle: 0 Diario. Lissabon, 17. 12. 1976) 



Vietnam 

Frank Werkmeister 

Bei den Partisanen von Cu Chi 

Auf d~m Kamp/o~'iind~ von Cu Chi , F. Werltm t lsler und ()beta/leutnant N. Tant! Unh 11.11 Ober,t D. LoßQ San und Thanh Unh fm.I, Krater von B.S2 
Bomben/lul 

Die Frewl(uclwflsgesellschaft RHO·SR Vietllam tmd die Finna 
Ha/lsa- Tourist I'ermillelten im Seplemberl OklOber /977 ihre 
erste ReisegrlIppe irr die Sozialistische Repllblik Vietllam. Air 
Geste gegc/Jiiber dI!ll m itreisenden Mitgliedern ller Freund­
schaftsgesellschaft IIl1d (1/.'. ein Zeichen der Anerkenllung fü r 
die Arbeit der bwulesrepublikali ischl'lI Solidaritälsbewegllllg 
mit Viemam emlögliclru!II es (fit! viemamesiscllen Gastgeber 
erstmflls, daß eint! Reisegmppe UIl.{ einem westlichen Llmd ein 
Gebiet besuchen kOll/lft!. (las Z/l1'or n/fr fü r Mililärdelegmiont!1I 
QIIS befreundeten Lä"dern ~ugülIglic" wur: CII Chi _ ein be­
,;ihmtes PurtiSilllenz.elllmm ill ller Nähe I'on Siligon, der hewi­
gell Ho Chi Minll-Stadt. 
Frank lVerkmeisll!r. Mitherausgeber des A l B lind Vorstands· 
mitglied der Frell1ldsdwltsgesellschaft BRD-SR Vielllam. lei­
tete die Reisegmppe. Er berichtet exklllsiv fiir das A lB über die 
Begegnllng mit deli Kümplern VOll 01 Chi. 

Die MillionenSladl Saigon war schon im Krieg gegen die 
französischen Kolonialherrcn. mehr noch während des Krie­
ges. de n die US-Impcrialisten und d ie von ihnen ausgehahe­
nen jeweiligen Marionettenregie rungen dcm Land aufge­
zwungen haUen, sIelS heiß umkämpft . Einzelne mili tärische 
Aspekte , des langundaucmden ß efreiungskampfes sind bei 
uns häufi g nur noch bruchstückhaft in Erinnerung. So z. B. 
die große Tet-Offensive von 1968. als plötZlich Befreiungs­
kämpfe r mi tten in Suigon d ie . US-amerikanische Botschaft 
stürmte n und gleichzeitig im Präsidcntenpalast kämpften. 
oder die e rfo lgrc ichen Angriffe au f scheinbar stark gesicherte 
US-Militä rcinrichtungen oder die zahlreichen Raketenan­
griffe. die ihren Ausgang in Zonc n hallcn. dic .... on dcn US­
Mi litärs oder den Saigollcr Söldnc rn als kOnlrolJiert erachtct 
worden waren. 

Heute. zwei Jahre nach der vollständigen Befreiung des Lan­
des und ein Jahr nach der vollzogenen Wiedervereinigung 
Vietnams, sehen sich die siegreichen vietnamesischen Patrio­
ten offe nkundig in der Luge. c.inigen ihrer Freunde aus ande­
ren Ländern einen kleinen Ei nblick in die während des Be­
freiungskampfes selbstvers tändlich gut gehüteten mili tä ri­
schen Geheimnisse zu geslatten. um so das Verständnis für 
die Zusammenhänge des Kampfgeschehens zu wecken oder 
zu vertiefen. Zugleich geben diese Informalionen Auskunft 
über die Kampfformcn, den Heldenmut, die Opferbereil­
schaft und die großen Siege, die in den einzelnen Etappen 
errungen wurden. 

200 km unterirdische Tunnels 

Eine de r wichtigslen Opcrationsfelder und Kommandozentra­
len der ß efre iungsstreitkräfte lag in der Zone Cu Chi, einem 
180 qkm großen Gebiet ca. 25 km südwestlich von Saigon am 
Saigon-Fluß. 
Die 30jährige Kumpfgeschichte dieser Region. in der zwi­
sche n 1945 und 1975 etwa 12000 victnamesische Patrioten 
gefallen sind - davon die meisten im Kampf gegen die US­
Aggressoren - erläutern zwei dcr vier noch lebenden viet­
namesische n Offiziere, die hier gekämpft haben : Obersi 
Duong Long San, der 30 Jahre in Cu Chi gelebt und seine 
Heimat hier vcrteidigl hat . Er e ntSChuldigt sich bei den Be­
suchern aus der fernen ßRD, daß seine Schulbildung - wie er 
mein! - nicht SO gu t sei. uber 30 Jahre Kampf mit der Waffe 
in der Hand hätten ihm wenig Zeit für die Schule gelassen. 
Der zweite Offizier, der berichtet und Fragen beantwortet, 
ist Oberstle utnant Nguyen Thanh Linh, einer der letzten 
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Von FNL-POtlllonVi aboe,dlo.uenet US-PtUUet 

Komma nde ure de r in C u C hi kä m pfende n Truppen. 

Be re ils im Kampf de r Vietmin h-Vcrbiinde gegen die fran ­
zös ische Ko lo nia lmach t im 2. Indochimlkrieg ( 1945-54) galt 
für d ie aus lä ndische n Aggressore n und de ren ei nheimische 
He lfe r d ie Parole: .. Wo Kommuniste n sind, da sind auch Re­
volutio niire!" Deshalb schlußfo lgerle man. daß alle Funk­
tionä re und Par1ci kade r vernic hte t werden müßten. D iese 
wiede rum mußte n sich mit H ilfe de r Bevölke rung verstecken. 
z unächst in de n Sch la fräume n de r Do rfbcwohne r, da nn in 
de n Wälde rn, später in de n erste n UnIerstiinden unte r de n 
H ütte n und H äuse rn. Als die Gegne r sie auch da a ufstöber­
te n. sa he n sich die Patrioten gezwungen. mi t dem Ba u der 
e rsten un te rird ische n G ä nge zu beginne n, dere n prinzipie lle 
A nlage bis in d ie he u tige Ze it beibe h<llte ll is l. 
Nur 50 -60 cm hohe Tunne lgä nge wurde n gegraben. Wäh­
rc nd dc r Bode n in der unm ittclb;lren Umgebung \'o n Saigon 
zie mlich weich is t , ko nnte in C u C hi der viel härte re Boden 

ru r dieses System unter der Erde genutzt werden . 48 km 
Gänge e r richte ten die Vietm in h- Känlpkr im 2. Illdoch il1a ­
krieg. Als nach dem Genfe r Indochina-Abko m men \'on 195-1 
die \'orgesehe ne Umgruppierung der Viet minh in den Nor­
den \'ollzogen wurde, verbarg und schützte die Bevölkerung 
Cu C his dieses Gänge und Slellte sie 1960. nachdem die s üd­
victnamesische Befrci ungsfmn t FNL (siehe Kasten) den be­
waffn c lCn Kampf e rö ffne t hatte. den pat riotische n Kriiften 
wiede r zur Verfügu ng. 

I n de r Zeit von 1960 bis 11)75 ba ute n d ie Part iSll!1en und 
Soldate n der Bcfrei ungsarmee d:!!'> Tu nnclsystem auf 2U() km 
a us. Sie verb;mden d ie un terirdbchen sch malen Kimiile mit­
einander. vere ngten die Güngc an einigen Ste llen bewußt~, 

daß nur d ie M:hlanken Vietnamescn Durch laß hatten, hauten 
A bz"·eigungen . Sackgassen zur T äuschung, un te rbrachen die 
Giinge durch stei le Aufw!i rt,,- oder Abwärts\-crbil1dungcn. 
Und wie in de r Zeit de r Vietminh konn te man sich nur m it 
Kerzen oder Taschenlampen. meist a uf dem Ba uch robbend 
bewegen. Nur an wenigen Ste lle n kö nne n zwei Personen 
a neina nde r vorbei. Vorrat ~ l age r, Kra nkens tationen. ~anit ii rc 

Anlagen. Waffe n- und Munit innslagl'r wurden eigens un ler 
de r Erde insta llie rt . 

Cu Chi: Ausgangspunkt zum Sturm der U S-Bol.schaft 

A uch in Sa igon selbst - ~ berichte te n d ie OHiziere - gibt 
es ei n ä hnliches T unne lsyste m. worin ma n ü!xr 10 h hre viek 
Solda te n und 2-J Tonnen K rieg~ma te ri a l verborgen hielt . 
A ber d iese T unnels - so erkliirte ma n um Verständ nis bit ­
le nd - seie n für Auslii nder n icht zu besichtigen. 

Die e norme !Jhysische Lei~ t u ng de r Sold;lIe n. Part isa ne n 
und Bevölke rung wird erst richt ig deutl ich. wenn ma n sich 
vor Auge n fü h rt. mit welchen l'vl iuel n dieses unterirclbchc 
TunncJsystem in Cu C hi geschaffen wurde. Da Manden ja 

r---Stationen der FNL-- - - --- - --------, 
Di~ Bildung von Einheitsfronten i~t in der Tradition des natio­
nalen Unabhängigkeil'ikampfes Vietnams tief ye ...... "Ul7.e ll . Ein 
historischer Erfolg war beispielsweise 194 I die Bildung der Liga 
für den Kampf um die Unabhängigkeil VtelnllnlS (Viel Minh). in 
der 50 Pan eien und Organisalionen zus..1 mmengeschlosscn wa· 
ren. Die Viet Minh wurde schließlieh zum Garanten des Erfol­
ges über die japanische n Bl"Sll t ~.e r und das fra nzösische Kolonial­
regime. 
Während jedoch im Norden im Jahre 1955 die Vaterliinwhe 
Front VIetnams das Erbe der Viet Minh antra t und voranm:i­
bendc Krafl beim Aufbau dt'li Sozial ismus wurde, etablienen die 
USA im Süden des Landes ein neokolonialislisches Marioncuen­
regime unter Diem, das mit blutigem TerrO!" die Hemchaft der 
~inheimischen Großgrundbesitzer und des US-Impetialil;;mus :w 
erhalten suchte. Dagegen entwiekehe sieh schnell ein umfasscn­
der Widerstand, der am 20. Delember 1960 mit der Bildung der 
Nationalen Froal für die B"fn:iung SüdYielnams (FNL) auch 
organisatorischen Ausdruck fand. 

Ocr FNL gehönen u. 3. an : Die Kommunistische Partei. die 
Demokratische Partei (na tionale ßou rgeoi~ i e). die Radikalso­
zialistische Pan el (Intelle ktuelle). der Gewerkschaftsbund. der 
Bauc m yerband. O rganis:lI ionen der Jugend, der Frauen, der 
Katholike n, der Buddhisten und die Ilewcgungen \'en;chiedcner 
nalionalc r Minderheiten. Entsprechend der sozialen und politi­
schen Zusammensctzung der FNL trug ihr Programm der Land­
reformen, des Aufbaus einer nationalen Industtie, der soualen 
und kulturellen Maßnahmen eindeulig Vlilksfromcharakter. Als 
Kern des Programmes wurde der .. Sturz des getarnten Kolonial­
ugimes der IlJYI('rikanischen Imperhdisten un-d der als Handlan­
ger In ihn:m Sold siehenden niklator Ng" ninh Diems" gefo r­
den. 
Oll sie von der übergroßen Mehrhei t der südvietnamcsischen 
Bevölkerung unterstützt wurden, eni(\ten die Volksbcfreiungs­
sireitkräfte als militätischtr Arm der FNL bald große Erfolge, so 
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daß bereits 196 1 50 % aller Dörfer der Herrschaft der Saigoner 
Behörden entri~n. Dient 1%3 mit Hilfe- der e lA bc!;ci lig' untl 
durch eine andere Mario"c" ... e~tzt worden war. 
Von 1960--- 1964 brachte die !-"NL aueh den "Spedalkrieg" Ken­
nedys zu Fall. der darauf abzielte. die B3uern in KZ-lihnliehe 
Wehrdörfe r zu sperren, um sie w yon d ... r Bd rciungsbc"'egull il zu 
isolieren. 
Der " lokale Krieg" Johnsons. cl, h, die oUene US-Aggression mit 
Hilfe von 550000 Soldaten und Cl>kaliertem Bombcnlerror er­
lin für alle sichtbar mit den OffenSI\'en dct FNL :wr Zeh des Tet 
(des vietnamesischen NeUJahrs) in den Jahren 1968 und 1%9 ein 
totales Desaster. Zu Beginn de!> Jahres 1969 mußten die USA 
schl ießlich die fNL bei der I'atiser Vietnam-Konferenz als gleich­
berecht igten Verhandlungspanner :Inerkenncn. [01 Juni 196'1 
waren die Voraussetzungen soweit herang<:rcift, daß eine eigene 
offizie lle Regierung gebildet werden konnte. di~ Pro" oom cht' 
RCl'olutionäre Regierung der Republik Süd.·idnllm. 

A uf der anderen Seite e ...... ·ies sich, daß die Saigoner Verwaltung 
über keinerlei Autotitiit bei der BeYölkerung yerfiigte und nur 
durch die USA 3m Leben erhalten werden konnte. Ni~ons .. Viel_ 
namisicrungspolitik" war deShalb von Anfang an zum Schciterl1 
yeruneilt. Nach der Unterzeichnung des Parise r Vie tnam-Ab­
kommens 1973 zeigte sich trutz einer gigant ischen Aufrüstung 
des Thieu- Regimes, daß der Obstruktionskurs gegen das Abkom· 
men nur begrenzte Zeit d urchlUfUhrc n war. Unler der Frühjahrs­
offensive ckr Volksbcfrciungsstreitkriifte Im Jahre 1975 brdehcn 
die Marionel1entruppcn binnen weniger Wochen "ullsliind ig ~u­
sammen. 
Im Zuge dcs Pruzcsses der Wiedel'\'ereinigung Viclnams schlossen 
sich schließl ich am 31. I. tl)77 in Ho Chi Minh-Stadt die VateT ­
liindische Front Vieln:llns. d ie FNL und die A ll ianz der Nan,)na­
len, Demokratischen und Friedcn~k r:ift e Südvictnams 1.ur neuen 
Valerländischen Frunt VielnlUlIS -zus.ammcn. (Vgl. AlB, Nr. 41 
1977 und 9/11)77) 



Da! Turlnl.'l~!lem von Cu Chi (Skiffe F. Werkme;sJerl 

keine Bohrer, Preßlufthämmer, Hacken oder andere tech­
nische Hilfsmittel zur Verfügu ng. Lediglich die Körpo~rkraft. 
also die bloßen Hände der Kämpfe r und der Dorlbcwohner. 
vielleicht einmal ergänzt um ein Stück Horn oder einen schar­
fen Stein, kamen zum Einsatz. Dabei stützten sich die Tun­
nelbauc r auf fo lgendes Verfahren: Alle 10 m wurden Gru­
ben oder Löcher von 60 cm Durchmesser ausgehoben, die 
vor dem Feind in jedem Fall ve rdeckt sein mußten. Dann 
grub man sich sitzend oder liegend mit den Händen aufein­
ander zu. Eine Person schaffte so in 8 Stunden I m neuen 
Tunnel. Die mit Erde gefüllte n Bmllbus- oder Strohkörbe 
schoben die Grabenden unter ihrem Körper nach hinten 
durch, von wo aus sie bis zur Außenwelt transportiert wur­
den. Hier wiede rum war erneute Vorsicht geboten. denn der 
mi litärische Gegner durfte eine Anhäufung frischer Erde 
nicht bemerken. Deshalb mußte dafür gesorgt werden. daß 
der ausgehobene Boden verteilt gelagert wurde und zwar so. 
daß er immer mit alten Blättern oder Reisig bedeckt war. 
Auf diese Weise hoben sich - unbemerkt vom Gegner -
ganze Landstücke Zentimeter um Zentimetef. 

Warum. so kann man zu recht fragen. wurden alle diese Maß­
nahmen getroffen? Wa .um wurde gerade diesc Zonl~ unter 
so großen Opfern ausgebaut und verteidigt ? 
Die französischen Kolonialsoldaten und die Marionetten­
söldner weinten häufig. wenn sie erfuhren. in Cu Chi ein­
gesetzt zu werden, und viele von ihnen nahmen diesen Ein­
satzbcfe hl zum Anlaß, zu desertieren: denn sie wußh~n. daß 
sie auf die tapfersten und opferbereitesten Patrioten stoßen 
würden. 

An einem Tag 2 000 US-Soldalen getötet 

Als 196M während der Tet-Offensive Kiimpfer der FNL die 
Botschaft der USA in Saigon eine Zeit lang besetzt hielten 
und als gleichzeitig ßcfreiungskämpfer den Präsidentenpa­
last stürml~lI , horchte nicht nur die militärische Fachwelt 
auf. Heute wissen wir. daß die Vorbereitung für die Offen­
sive an konkreten unterirdischen Modellen geprobt wurde 
und daß der Kampfbcfehl von Cu Chi ausging. Es waren Par­
tisanen aus den Tunnels dieser Region. die den unausweich­
lichen Zusammenbruch der US-Aggressoren und ihrer Ma­
rionette n sich tbar ankündigten. Auch wenn nur wenige FNL­
Kämpfer diese Ak tion überlebten, so war die Tet-Offensive 
doch ein zündendes Signal für die weiteren Anstrengungen 
der viet namesischen Patrioten bei der Be freiung ihr,~s Lan­
des. Sie zeigte die Verwundbarkeit des US-Impcri.alismus 
einmal mehr auf und ermutigte die weltweite Solidaritäts­
bewegung zu neuen Aktivitäten. 

Cu Chi wurde für die US-Mil itärs nach und nach zu einem 
Alptraum. Ihre ersten bitteren Erfahrungen mußten die 
US-501daten gleich am Tage ih rer Ankunft. am I. Jan uar 
1966, machen. Die vietnamesischen Offiziere erinnern sich: 
,. Vielc von uns hatten noch nie einen Amerik.aner gesehen. 
Sie waren vom Körperbau her recht groß und wif glaubten, 
sie seien gut ausgebildct und sehr tapfer. Doch sofort am 
e rsten Tag setzten sie ein eigenartiges Gerät ein, das wir noch 
nicht kannten. Es war eine Motorsäge. Damit fallten sie 
Kautschuk-Bäume und bauten erst einmal Schutzwälle. Da 
wußten wir. die haben - wie die Franzoscn - Angst. Und da 
griffen wir an."' 
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Die US-Soldaten, die sich nicht recht vorstellen konnten, 
woher die Schüsse kamen, verloren an diesem Tag 2000 
Mann . Ein vietnamesischer Patriot tötete allein 60 US-Ein­
dringlinge. Die Kämpfe r kamen aus den unterirdischen Tun­
nels und zogen sich auch wieder dahin zurück . Dabei gingen 
sie rückwärts und verwischten ihre Spuren mit den Händen . 
Später kam es oftmals vor, daß US·Soldaten auf Slühlcn 
direkt übe r den Deckeln zu den Eingangshöhlen saßen, ohne 
zu ahnen, was unter ihnen vorging. 

Immer wieder slarteten die Soldalen der Befreiungsarmec 
und die Partisanen ihre Angriffe aus diesem Gebiet, wobei 
sie bemüht waren, das Zicl, den Zeitpunkt und die Kampf­
fonn stets selbst zu bestimmen und sie sich nicht vom Feind 
aufzwingen zu lassen. Im Aprit 1969 z. B. holten die vietna­
mesischen Patriolen zu einem weiteren großtn Schlag aus. 
Sie griffe n aus den unterirdischen Gängen kommend die US­
Gamiso Dang Sou an und zerstörlen dabei über 200 Flug­
zeuge und viele Geschütze. 800 US-Soldaten wurden bei die­
sem Angriff getötct. Daraufhin ließen die US-Kliegführer 
einen 6 m tiefen GraUen um die Basis ausheben und sichertcn 
sie zu'sätzl ich mit einem hohen Slacheldrahtzaun ab. 

Taktik der verbrannten Erde 

In zunchmcnden Maße crkannten die fü hrenden US-Mil itärs 
die Gefahr, die fü r sie und ihrc Strategie von Cu Chi aus­
ging. " Wenn diese Zone bleibt", so faßten sie zusammen, ,.ist 
das e ine große Gefahr für Saigon". Deshalb sollte Cu Chi 
verniehici werden. Der Kampfbcfchi der Befreiungsstrei t­
kräfte dagegen lautetc: "Wcil das so ist, wird diese Zone bis 
zum letzten Blutstropfen veneidigt!" 
Gnaden los verfolgten die US-Aggrcssoren ihre Vernichtungs­
slrategie: Alle Kautschuk-Wälder und Pflanzungen wurden 
gerodet oder abgebrannt, nachwachsendes Grün mit chemi­
kalischen Mineln ausgcmerzt. T;lg und Nacht kre i~ten stän­
dig 5 US-Flug.7.cugc über dcm Gebiet mit dem Auftrag, ge­
gebenenfalls Verstärkung anzufordern. US- Flugzeugstaffe ln 
waren mLt besonderen Schall trichte rn ausgcstatte\. die einen 
ungeheuren Lärm erzeugten und die Bewohner und Parti­
sanen am Schlaf hindern sollten. Auf I qkm warfen die Ag­
gressorC'n durchschnittlich 200 I chemische Kampfsloffe ab. 
Den Menschen in den Dörfern dieses Gcbiets fiel das Atmcn 
schwer, ihre Augen I.ränlen und der Lärm raubte ihnen den 
Sch laf. Das ohnehin geringe Trinkwasscrpotcntial wurde 
knapper, da die Amerikaner Gift in die Brunnen sc.hütteten. 
Unter dem Druck der parallel laufenden ständigen Bombar­
dierungen entschlossen sich die Patrioten 1967, sämtliche 
Kinder und Alten aus Cu Chi zu evakuieren. 

Später zwangen die Amerikaner alle verbliebenen Einwoh­
ner in strategische Wchrdörfer. Der gesamte Reis mußte ab­
geliefert werden. die Insassen mußten zusammen kochen 
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und essen. Auf dicse Weise soll ten die Kämpfer von der Nah­
rungszufuhr abgeschnitten werden .. ,lch selbst" - so be­
schreibt Oberst leutnant Nguyen Thanh Linh die Situation -
"war in dieser Zeit 17 Tage ohne Reis oder cine andere Nah ­
rung" . 

Aber auch diese Maßnahme hatte für die US-Militärs nicht 
den erwarlelen Erfolg gebracht . ebenso wenig wie die Kon ­
zentration einer Panzcrdivision von 800 Tanks, der Einsatz 
von 3 Infanterie-Divisionen und die Stationierung der großen 
Basen ,.Big red I" und "Tropischer Donner" . 

Partisanen kampf gegen Hunde und "Tunnelratten" 

Hauptangriffsziel der US-Militärmaschinerie war natürlich 
das verhaßte TunnelsystemZunächst setzten die US-Militärs 
Hunde ein, die sie aus ven;chiedcnen Ländern bezogen und 
entsprechend abrichteten. Die Hunde fanden auch einige 
Öffnungen und krochen in die Gänge. Für die Panisanen 
stand die Frage: Wie kann man die Hunde unschädlich ma­
chen, ohne entdeckl und zum Kampf gezwungen zu werden? 
Die Möglichkeit, Minen zu legen oder zu schießen. entfiel. 
denn dami t hätte der Gegner gewußt, wo sich Kämpfer Buf­
hielten. Die Partisanen fanden ein Abwehrmittcl: Sie stahlen 
US-Soldaten die Seife, rieben sich und die Tunneleingänge 
damit ein und desorientierten so die auf Geruch abgerichte­
ten Hunde. 
Die US-Strategen selzten daraufhin eine Spczialcinheit von 
besonders kleinwüchsigen und schlanken Soldaten ein. die 
als "Tunnclrauen" auch den Nahkampf unter der Erde 
suchen sollten. Hier galt es rur die Vielnamesen. die Ein­
dringlinge möglichsl lautlos auszuschalten, damit wiederum 
nicht fes tstellbar war, wo sich die Kämpfer befanden . Doch 
die US-Spezialisten "verfeinerten" ihre Methode: Sie hefte­
ten an die Körper der "Tunnelraucn" Sprengkörper und 
Minen. Ein langes Kabel verband die Hineinkriechenden 
mit der Außenwelt. Wenn sich das Kabe l draußen eine be­
stimmte Zeit nich t bewegte, ging man davon aus, daß die 
.. Ralle" im Kampf getötet worden sei und man sprengte den 
vermeintlich oder tatsächlich Toten in die Luft , was zum Ein­
sturL des dortigen Tunnelsystcms mll allen möglichen Kon­
sequenzen führte. 

Eine weitere Melhodc der US-Ei nheitcn bestand darin, die 
Kämpfer unter der Erde dadurch ausfindig zu machen, daß 
man mit langen spitzen Eiscnslangen von oben den Bodcn 
durchboh rte. Wurde auf diese Weise ein Partisan tatsächlich 
einmal getroffen. so hielt er zuniichst das cindringende Stahl­
stück mit den Fäusten umklammert und ließ es langsam in 
seinen Körper eindringen, damit oben der Eindruck entstand. 
man sei auf den natürlichen Widerstand des Bodens ge­
stoßen. Wenn die Eisenstange herausgezogen wurde, wisch­
len die Getroffenen nach Möglichkeil ihr eigenes Blut von 



Bilanz der US-Zerstörungen 
Die USA hatten sich im Pariser Vietnam-Abkommen und in einem 
Brief des damaligen Präsidenten Nixon verpflichtet, zur Heitung 
der Kriegswunden in Vietnam mit Milliardenbelrägen beixulra­
gen. Bis jeut weigen sich die <:arter-Administration allerdings 
kategorisch, dieser Ve~mchlung nachzukommen. Eine jel:!;1 in 
Hanoi veröffentlichte Bilanz der Kriegsschäden macht die hohe 
Verpmchlung der USA zur Wiederaufbauhilfe in Vietnam mh 
a lle r Eindringlichkeit deutlich: 

Südvielnam 
Geschätzte Anzahl VOn Toten : 430 000. 
Geschätzte Anzahl von Kriegs\-crsehrttll : 362000. 
flÜChtlinge; 5 909 000. 
9000 von 1 S 000 Weilern beschädigt oder total zerstört. 
10 Mio ha an Reis- und Getreidcfeldern verbrannt oder Uf­

stört. 
Ober] ,5 Mio Büffel gelöte t. 
Die Hälfte der 10 Mio ha WaJdfläche vernichtet. 
20 Mio Bombenkrater, was einer unbrauchbaren Fläche von 
140000 ha entspricht. 
Mehr als 800 000 Waisenkinder. 
Ober I 000 000 Witwen. 
Mehr als 3 Mio ArbeilSlOY.:. 
4 Mio Analphabeten. 
Mehr als 500 000 Prostituierte. 
500 000 Drogensüchtige. 

Nordvielnam 
2,5 Mio Tonnen Bomben abgeworfen (2. Wellkrie,: 2057244 
Tonnen). 
12 Mio qm an Wohnniichc in Sleinhäusern zerstört. hundert­
tausende von StrohhUuen vernichtet. 
700 000 Waisenkinder. 
Mehr als 1000 wichtige Stellen des Dcichsystems beschädigt. 
68 von 70 Staatsfarmen mehr oder weniger "l!erstön . 
400 Fabrikanlagen zerstört. 
Alle Elcktri"l!itätswerke beschädigt. 
Alle sechs Eisenbahnlinien sowie alle Häfen beschädigt. 
4500 Kraftfahncuge urstört. 
2923 Schulen urstört oder beschädigt. 
465 Pagoden und Tempel. 484 Kirchen ausgebombt. 
350 Krankenhäuscr beschädigt. 

Insgesamt wurden 15 Mio Menschen direkl von der US-Agrcs­
sion betroffen: Tote, Verwundete. Versehrte, Aiichtlinge, Witwen, 
Waisen, Obdachlose. 

(Zahlenangaben nach: Vietnam. DeslfUClion, War Damage, 
Hanoi 1977. S. 23-3 1) 

der Spitze ab. um den Gegner zu täuschen. 
Um sich gegen .,Tunnelranen "' und Eisenstangen zu schützen , 
waren die Partisanen gezwungen, von den ersten Tunne ls 
aus e ine zweite, tidere Ebene von unterirdischen Gängen 
a nzulegen. De ren Eingänge sicherten sie mit zement-ähn­
lichen Platlen ab. Oft waren die Amerikaner überzeugt, alle 
Kämpfcr getötet zu haben, aber immer wieder wurden sie 
vom Gegenteil übcl7.eugt! Daraufhin legten die Aggressoren 
e ine Wasserleitung vom nahegelegenen Saigonfluß an die 
Tunneleingänge und pumpten sieben Tage und Nächte pau­
senlos Wasser in die Gänge. Doch das Wasse r floß durch 
die Gänge in der zweiten Ebene wieder in den Saigonfluß 
zurück. Die Kämpfer saßen derweil unter den Eingängen in 
der en;ten Etage. 

Sensor e n und 8-52 konnten 
den Widerstand nicht brechen 

Im Rahmen der e le ktronische n Kriegführung - eine der 
letzten Stufen in de r US-Eskalation des Kriegcs - sollten 
hochempfindliche Sensoren herausfinden , wo sich noch Leben 
in den Tunnels regte . Die an Fallschirmen herabgelassenen 
Sensore n sahen wie vertrocknete Äste von Bäumen ooer 
Sträuchern aus. Sie registrierten jeden Laut . Folglich durften 

die Partisanen unter der Erde nur sehr leise miteinander 
reden , oberhalb gar nicht. Sprach jemand dennoch über der 
Erde, dann - so erläutern die vietnamesischen Offiziere -
an twOrlelen kurze Zeit später schon bundene von Geschützen 
und Kanonen. 
Gegen Giftgas und Chemikalien kannten die Kämpfer nur 
ein Millel. Da sie keine Gasmasken oder ähnliches besaßen, 
banden sie sich mit Urin und Dei getränk te Lappen vors Ge­
sicbt. Amputie rte Befreiungskämpfer lagen o ft 3 Monate im 
Dunkeln unter der Erde. Es war rur viele Tunnelkämpfer 
schon ein große Freude, wenn sie nach mehreren Tagen oder 
Wochen erstmals wieder SauersIoff über der Erde atmen 
konnten, da man sich in dieser Zeit sonst nur durch die ein­
gebauten Luft löcher versorgen konnte . (Daß man unter der 
E rde wegen der Sauerstoffknappheit einen genügenden Ab­
stand voneinander halten muß, lernten diejenigen Teilneh­
me r aus der Reisegruppe kennen, denen es gelang, auch nur 
100 m der 200 km langen Tunnels zu durch robben.) 

Ocr letzte Versuch der US-Aggressoren und ihrer Helfer 
war der konzentrierte Einsatz der B-52 Bomber. Die unter­
irdischen Gänge sollten durch systematische Bombardierung 
getrennt und verschüttet werden. Erfolge blieben nicht aus, 
viele erstickten ooer mußten an die Oberlläche kommen. 
Andere kämpften weiter, legten Minen und schossen Panzer 
ab; " Wi r halten einen We ltre kord: In 7 MinUien haben wir 
21 Panze r außer Gefecht gesetzt " , bekräftigt einer der letzten 
Kommandeure, Oberstle utnant Unh und e rklärt anschlies­
send, wie sie mittels eines hochstehenden Zweiges, der mit 
einer Mine verbunden war, sogar einen tieffli egenden Hub­
schrauber abgeschossen haben . 

Das .,Bataillon im Kampfeswillen" 

Sieben Mal wurde das hier kämpfende viet namesische Ba­
taillon der regulären Befreiungsslreitkräfte aufgerieben und 
imme r wieder neu aufgestellt. Es trug den Ehrennamen 
" Bataillon im Kampfeswillen" . Vo n den 500 Kämpfern lebt 
heute nur noch einer. Von den Partisanen und der Dorfbe­
völkerung haben weit mebr überlebt. Drei Bataillon ~ der 
US-Aggrcssoren wurden vernichtet , dazu noch viele Söld­
ner der Ma rionetten aus Saigon, Südkorea und Austra­
lien . 
Ein Bataillonskommandeur der USA, der in Cu Chi einen 
Brustschuß erhielt , verriet einem AP-Korrespondenten in 
e inem Saigoner Krankenhaus seinen innigstcn Wunsch: Wenn 
e r wicder gesund sei, möchte er einmal einen der Komman­
deure der tapfercn anderen Scite kennenle rnen. Wir trafen 
sie. Und sie sagten mit leiser Stimme: " Wir haben gesiegt. 
Aber der Sieg war nicht SO leicht für uns. Doch wenn der 
Feind wiederkäme, wir würden noch einmal kämpfen ."' 

Für die Reisegruppe aus der BRD war klar: Wir haben an 
diesem Tag in Cu Chi Helden getroffen, vor deren Taten 
und Opfermu! wir uns mit Respekt verneigen. 

Vietnam 
bleibt 
unsere 
Sache! 
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Südliches Afrika 

RaiJer Falk Weslli:he Strategien 
des »friedlichen Wandels« 

Anfang November stimmten die fünf wesllichen Mitglieder 
des UN-Sicherheitsrats einem bindenden und unbefristeten 
Waffenembargo gegen die Republik Südafrika (RSA) zu -
eine Maßnahme, die bislang siets durch eigenes Velo ver­
hindert worden war. Ende Oktober schloß die Bundesre­
gierung ihr Konsulat in Windhoek, das sie dort entgegen 
weltweiter Proteste jahrelang als e inziges westl iches Land 
neben Portugal aufrechterh&lten hatte. Im September hatte 
die Europäische Gemeinschafl (EG) einen Verhallenskodex 
für in Südafrika investierende multinationale Konzerne vcr­
abschiedet (siehe Kasten), mit dem das internationale Kapital 
zur Mißachtung von Apartheidgesetzen emlUnlen werden 
soll. $eit dem Mord an Steve Biko und dem Verbot von 
18 schwanen O rganisationen vornehmlich der Black Con­
sciousness-Bewegung sowie dreier schwaner Zeitungen hai 
die lntensität, mit der die Westmächte bestimmte Prak.tiken 
des Apartheidregimes verurtei len, sichtl ich zugenommen. 

Südafrika - ein .,sonderproblem" ? 

Waffenembargo und EG-Verhaltenskodex sind der vorläu­
fige Hö hepunkt eines diplomatischen Unternehmens, das 
die fünf westlichen Mitglieder des UN-Sicherheitsrats seit 
Beginn des Jahres beharrlich verfolgen. Damit sollen neo­
koloniale Anpassungslösungen in Zimbabwe, Namibia und 
de r RSA auch gegen den Widerstand der Rassistenregimes 
durchgesetzt werden. Das vorläufige Ergebnis ,besteht in 
e inem neuen angloamerikanischen Rhodesienplan, im ver­
stärkten Bemühen um eine Namibinlösung seit Anfang April 
und in eine r Serie von Verhandlungen mit der südafrikanischen 
Regie rung, in der diese von dcr Notwendigkeit überleugt 
werden soll, die krassesten Bestimmungen der Apartheid­
gesetzgebung fallen zu lassen . Im Unterschied zu Namibia 
und Zimbabwc ist in den Verhandlungoo über die RSA der 
übergang zur Mehrheitsregierung. die "schematische An­
wendung des Prinzips One Man - One Votc" jedoch kein 

r---- Hauptpunkte!--~ 
des EG - Verhaltenskodex 

• Freie Wahl von Arbeitnehmervertretungen durch die schwar­
zen Arikaner und Zulassung dCl! gelOo'e rkschaftlkhen Koali­
tioruirechts. Gewerkschahen für dic schwarzen Afrikaner sind 
nicht illegal und den Unternehmen ist freigestellt , mit ihnen zu 
verhandeln. 

• Verbesserung der Freiriigigkeit von einem Unternehmen und 
einem Arbeitsplatz zum anderen. 

• Ausübung einer nichtdiskriminierenden Lohgpolitik unter An­
wendung des Prinzips "Gleicher Lohn für g1ekllc: Arbeit". 

• Gleichheit zwischen schwarzen und weißen Arbeitern in bezug 
auf Beförderung, Ausbildung und Weiterbildung. 

• Vermeidung jeglicher Diskriminierung in bezug auf Wohnung. 
Transpon, Eniehung, Gesundheitsfürsorge usw. 

• Beseitigung der Rassentrennung am Arbeitsplatz, in den Kan­
tinen, beim Sport und im Schulwesen. 
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Eronerungsgegenstand. Deutlich erkennbar ist das westliche 
Bemühen, Südafrika als "Sonderproblem" aus der interna­
tional gefühnen Entkolonialisierungsdiskussion herauszu­
halten. Indessen zeigcn Waffenembargo und Verhaltcns­
kodex, daß es dem Westen auch in Südafrika um einschnei­
dende Veränderungen geht. die jedoch eher langfristig und 
gegen die authentischc ßdreiungsbewegung herbeigefühn 
we rden sollen. 
Eine Schlüsselrolle im Zusammenhang mit der diplomati­
sche n Offensive des Westens im südlichen Afrika spielt zwei­
fe llos der neue UN-Botschafter der USA, Andrew Young. 
Seine bisweilen verbalradikalen Attacken auf das Apanheid­
regime dienen ebenso wie seinc dunkle Hautfarbe als Mincl 
dcr Imagepflege des US-Imperialismus. Zuweilen jedoch und 
in entsprechende r Gesellschaft kommt auch Young auf Kern­
punkte westlichcr St ratcgie zu sprechen . In einer Ansprache 
für südafrikanische Geschäftsleute Anfang des Jahres ließ er 
verlauten: .. Mein Argument läuft auf meine überzeugung 
hinaus, daß das freie Marktsystem die größte Kraft für einen 
konstruktiven Wandel überall auf der We lt sein kann, Die 
erfolgreichsten GcselJschaftsveränderungen können weder 
durch einige leidenschaft liche ideologische Doktrinen oder 
gar durch Waffengewalt - GOIt bewahre! - kommen. son ­
dern eher durch fortgeschrittene Techno logie und Organisa­
tion zur Produktion von Gütern und Dienstleistungen.'" 

Dlplomo/en Youno und Owen (m.l /m Gerpradl mit MUDabe (lJ u. Nkomo 

Youngs dort lebhaft beklatschtes Eingeständnis offcnbart 
gleich mehrere Kemelemente de r gegenwärt igen imperia listi­
schen Strategie im südlichen Afrika: 

1. Wahrung der Kapitalinteressen 

Wesentliches und übergcordnetcs Ziel sowie treibendes Motiv 
der westlichen Afrikadiplomatie ist weniger der Erhllh dcs 
quasikolonialist isch funktio nierenden Apllnhcidrcgimcs, 
sondern vielmehr die langfrislige Sicherung des Systems der 
kapitalis tischen Ausbeutung im südlichen Afrika ( .. das freie 
Marktsystem"). Auch für die politischen und strategischen 
Gesamlinteresscn des Imperialismus werden ..... escnlliche 



Bestandteile der Apartheidgesetze als gefährlich eingeschätzt. 
Dies gilt umso mehr, je stärker das Apartheidregime sich 
mit extremen Maßnahmen der Unterdrückung in die inter~ 
nationale Isolierung hineinmanövriert und von den West­
mächten nicht lJlehr offen unterstützt werden kann. Schon 
Ende 1974 erklärte der jetzige britische Premierminister 
James Callaghan, die Apartheidpolitik sei geeignet, ,,zu 
Chaos und Anarchie im südlichen Teil Afrikas und zur Aus­
breitung des Kommunismus in diesem Teil der Welt zu füh~ 
ren. " 2 Die um Südafrikas größten Industriellen Harry Oppen­
heimer gescharten Kreise des " liberalen" Kapitals haben das 
schon seit langem erkannt und fordern deshalb wesentliche 
Korrekturen am bestehenden sozialen und politischen Herr­
schaftsmechanismus. 
Auch der angloamerikanische Rhodesienplan bringt vor 
allem die Interessen der Multis zum Ausdruck. Wie selbst­
verständlich wird dort davon ausgegangen, "daß (nach der 
Unabhängigkeit, d. Verf.) internationale ökonomische Hilfe-

stellung und ausländische Privatinvestitionen (!) nölig sein 
werden." 3 Um dies zu gewätuleisten, soll - ähnlich wie im 
Kissingerplan - ein Fonds zwischen I und 1,5 Mrd Dollar 
bereitgestellt werden, den die westlich dominierte Weltbank. 
verwalten soll und der auf eine gemeinsame Studie von State 
Department, Pentagon und elA zurückgeht. Während der 
schwarzen Mehrheit nur verwaschen die "Garantie der indi­
viduellen Menschenrechte" geboten wird, werden die sozia­
len Interessen von einheimischer weißer Minderheit und 
multinationalen Konzernen z. B. so ausgedruckt: "Schutz vor 
Raub und Eigentum; dies betrifft den Schutz vor Enteignung 
außer aus spezifischen Gründen im öffentlichen Interesse 
und dann sogar nur unter der Bedingung einer sofortigen 
Zahlung einer angemessenen Entschädigung (deren Höhe im 
Falle der Nichtübereinstimmung durch ein unabhängiges 
Gericht festgesetzt werden kann) und unter der Bedingung, 
daß die Entschädigung in einer angemessenen Zeitspanne 
ins Ausland überführt werden kann." 

Deklaration des ZK der SWAPO 
Das jährliche Treffen des Zentralkomitees (ZK) der SWAPO von 
Namibia wurde vom 21.-24. September 1977 in Lubango, Süd­
angola, abgehalten. Die Eröffnungssitzung wurde beehrt qurch die 
Anwesenheit von zwei Präsidenten aus revolutionären Bruder.;taaten, 
aus der Volksrepublik Angola und der Republik Guinea-Bissau, Ge­
nosse Agostinho Nelo und GeOOS5e LuisCabral. Darüber hinaus über­
brachten Repräsentanten der Sowjetunion und Kubas brüderliche' 
Solidaritätsbotscbaften. Die Anwesenheit der Präsidenten der beiden 
revolutionären Bruder.;taaten und ebenso dermilitärischen unddipl0-
matischen Repräsentanten der Sowjetunion 'und Kubas belegt das 
kritische Stadiwn, das der namibische Kampf erreicht hat. 

Die ZK-Tagung besprach die gesamte politische, militärische und 
diplomatische Situation Namibias im besonderen und des ganzen 
südlichen Afrika im allgemeinen und entwarf die Strategie und 
Taktik der Organisation zur beschleunigten Befreiung Namibias. 
Die Beratungen fanden in kameradschaftlichem und revolulienärem 
Geist statt, und als Ergebnis dieser offenen und tiefgreifenden 
Diskussionen verabschiedete die Organisation folgendes: 

1. Trotz aller diplomatischen Unternehmungen durch die fünf 
westlichen Sicherheitsratsmitg.lieder und unablässiger öffentlicher 
Ankündigungen Südafrikas. daß es bereit sci, seine illegale Beset­
zung Namibias :cu beenden, hilt sich die Situation in Namibia nicht 
zum besseren gewendet. 
2_ Sie hat sich im Gegenteil noch ve\'SChlimmert , da die Balkanisie­
rung des Landes ständig fortschreitet. Zum Beispiel ist der PlORß 
der Errichtung von elf Stamrnes-"Parlamenten" und elf Stammes­
armeen immer noch in vollem Gange. 
3_ Zudem bleibt die repressive Maschinerie der südafrikanischen 
Truppen völlig intakt. Auf diese Weise bleiben Einschüchterungen, 
Verhaftungen, Internierungen, Aburteilungen, Folter und Erschie­
ßungen an den Tagesordnungen. 
4. Darübc'r hinaus gibt es eine neue und noch alannierendere Ent­
wicklung, nämlich den südafrikanischen Aggressionsakt der Ver­
letzung der territorialen Integrität , indem es Walfisch Bai zum Teil 
Südafrikas erklärte. 
5, Ein anderes neues explosives Elemenl ist der schon gerahrlichen 
Situation im südlichen Afrika hinzugefügt worden. Es ist dies Süd­
afrikas Entwicklung von Kernwaffen und deren Erprobung in der als 
Testgebiet dien.;.nden Kalahari-Wüste in Namibia. Die Verantwor­
tung für diese gefahrliehe Entwicklung liegt direkt bei den west­
lichen Hauptländern, die das faschistische Südafrika mit dem 
technologischen Know-how der Kernenergie versorgen. 
6. Das ZK verurteilt auf das Schärfste die fortwährenden politi­
schen und militärischen Manöver Südafrikas, dem namibischen 
Volk eine Marionettenföderation von elf Mini-Stamrn"staaten" 
aufzuzwingen. 
,. Das ZK brandmarkt entschieden Südafrikas aggressive Verlet­
zungen der territorialen Integri tät Namibias in Bezug auf Walfisch 
Bai. 
8. Das ZK verurteilt entschieden Südafrikas Benutzung von Nami­
hia als Kernwaffen-Testgebiet, als Sprungbrett für Angriffsunter-

nehrnungen gegen Nachbarländer und als übungsplatz für UNITA­
Konterrevolutionäre, die dazu benutzt werden, die Souveränität 
und Stabilität der Volksrepublik Angola zu unterminieren. 
9. Darüber hinaus veruneilt das ZK entschieden Südafrikas poli­
tische Manöver, die darauf rielen, Scheinwahlen unter Aufsicht 
der Truppen abzuhalten mit der Absicht, ein mariooettenhahes 
neokolonialistiscbes Tumhallenregime einzurichten, und weist dies 
kategorisch :curück. 
10. Das ZK bekräftigt den Standpunkt der SWAPO, daß eine 
Vefhandlungslösung bezüglich der Unabhängigkeit Namibias nur 
auf der Basis eines vöUigen Rückzugs der südafrikanischen Trup­
pen erreicht werden kann. 
11, Im Lichte der obengenannten Tatsachen beschlieBt das ZK, 
den bewaffneten Befreiungskampf forttuführen und zu intensivie­
ren, a)s das wirksamste Minel, die Beendigung der iUegalen Okku­
pation des faschistischen Regimes von Südafrika :cu emvingen. 
U. Weiterhin drückt das ZK den breiten Massen des namibischen 
Volkes seine Dankbarkeit aus für ihre eindrucksvolle und neIge­
richtete Aktionseinheit gegen Südafrikas iUegale Besal7:ung unse­
res Landes, und es ruft sie dazu auf, vereint zu bleiben und ihre 
Anstrengungen :cu verdoppeln, um die Befreiung Namibias in kür­
zestmöglicher Zeit :cu erreichen. 
13_ Das ZK gratuliert der Volksbefreiungsannee Namibias PLAN 
herzlich:cu ihren Heldentaten auf dem Schlachtfeld und den glänzen­
den Siegen und Erfolgen über die feindlichen Truppen. 

14. Mit der gleichen Anteilnahme bezeugt das ZK den Patrioten 
Namibias, die im Kampf gefallen sind, den Exekutierten, den Ver­
wundeten und den in feindlichen Gefangnissen und Internierungs­
lagern Schmachtenden sowie den unter Hausarrest Stehenden seine 
Ehrerbietung. 
15. Das ZK betont seine tiefe Dankbarkeit und Anerkennung 
gegenüber den Frontstaaten Angola, Botswana, ~bique, 

Tansania, Sambia und anderen OAU-Mitgliedsstaaten fiir ihre 
unbeugsame und selbstlose materielle, moralische und politische 
Unterstützung, die sie für das namibische Volk durch die SWAPO 
geleistet haben. 
16. Das ZK drückt gleichennaßen seinen aufrichtigen Dank allen 
sonalistischen Ländern, den skandinavischen Ländern, den Nieder­
landen und allen anderen fortschrittlichen und friedliebenden Län­
dern und Organisationen aus für ihre unnachgiebige Unterstützung 
des namibischen Volkes in seinem gerechten Kampf fiir nationale. 
Befreiung. 1'_ Das ZK bekräftigt seine kämpferische Solidarität mit den 
Befreiungsbewegungen, namentlich dem ANC (Südafrika), der 
Patriotischen Front (Zimbabwe), der Polisario, der PLO wtd der 
Bewegung der Kanarischen Inseln, und übennittelt ihnen seine 
revolutionären Grüße. 

(Quelle: SWAPO of Namibia, Information & Comments, Declar­
ation of the SWAPO of Namibia Central Committee &dopted on 
its meeting held from 21-24 September 1977, Stockholm, 28. 9. 
1977) 
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2. Die " friedliche Lösung" 

Erst recht wären die Interessen von internationalem Kapital 
und Hochfinanz durch eine "gewaltsame Auseinanderset­
zung" gefährdet, die womöglich noch durch Befreiungsbe­
wegungen mit einer " leidenschaft lichen ideo logischen Dok­
trin " siegreich zuende geführt würde wie etwa in Angola 
oder Mo~ambique. Deshalb' spielt das propagandistisch in 
den Vordergrund gestell te Schlüsselwort vom "friedlichen" 
oder " konstruktiven Wandel" eine hervorstechende Rolle 
in dem Bemühen, den zusehends erfolgre icher geführten 
bewaffneten nationalen Befreiungskampf einzudämmen und 
zu kanalisieren. In diesem Sinne z. B. formuliert e Harry 
Oppenheimer auf seine Art eine Lehre aus Angola: " Das 
wesentliche. worüber man sich klar sein muß, ist, daß jede 
denkbare friedliche Lösung völl ig anders als jede gewa ltsam 
erzwungene Lösung iSI."4 Oder, wie Entwick lungshilfemini­
sterin Marie Schlei es ausdrückt: " Wir gehen den Weg der 
rechtzeitigen Reform, weil wir die Revolution als einen zer­
störe rischen Weg vermeiden wollen."5 
Deshalb versucht man das scheinbar Unmögliche möglich 
zu machen und dadurch scine " letzte Chance" wahrzuneh­
men: In Zimbabwe die Befreiungsannee mit der Smitharmce 
zu "verschmelzen" , den Smithschen Macht- und Gewalt­
apparat aber unangetastet zu lassen; in Namibia die SWA PO 
zur Einstellung des bewaffneten Kampfes aufzufordern , ohne 

einen vorherigen vollständigen Truppenrückzug Pretorias 
sicherstellen zu kön nen; in Südafrika mit Refonnen dem 
bewaffneten Kampf zuvorzukommen, ohne auf Vorster und 
seine weiße Minderhe it als Bündnispartner, bei dem das· 
" Privileg zum Wandel" läge 6 , fallen zu lassen. 

3. Die "neue soziale Strategie" der Multis 

Nicht hinein in dieses Konzept paßt jedoch die weltweit er­
hobene Forderung nach einem Rückzug des westlichen Ka­
pitals aus Südafrika. Ihm wird vielmehr eine zentrale Funk­
tion als "Träger des Wandels" zugedacht. Dabei wird ange­
knüpft an bestimmte Grenzen, die das System der Apart­
he idgesetzgebung der Modernisierung des kapitalistischen 
Produktionssystems der RSA setzl. Vor allem aber soll so 
der Tendenz entgegengewirkt werden, daß die schwarze 
Mehrheit in zunehmendem Maße die Verbrechen des Apart­
heidsystems mit dem kapitalistischen System identifiziert. 
Dies ist der reale Kern, der hinter dem Verhaltenskodex der 
EG steckt. 
Im März d. J . verpflichteten sich auch 12 US-amerikanische 
Großkonzerne zu e iner " Konzertierten Aklion zum Abbau 
der Rassenungleichheit" in Südafrika. Die Propaganda für 
das neu aufgeputzte "soziale" Image der internationalen 
Konzerne kann jedoch weder über die Unverbindlich keit 
eines solchen " Ehrenkodex" hinwegtäuschen noch über die 
Tatsache, daß sich von den insgesamt 300 US-amerikani­
sehen und 400 bundesdeutschen Konzcrnfil ialen in Südafrika 
höchstens 33 bzw. 10 zu derart "weitreichenden" Maßnah­
men wie zum Einreißen von Trennwänden in Kantinen o. ä. 
bereitfinden wollten. 

4. Die Suche nach geeigneten Kollaborateuren 

Freilich stellen die multinationalen Konzerne oder das .,Ii­
berale" südaftikanische Kapital allein keinc ausreichende 
soziale Basis dar, auf dic sich ein neokolonialistischer Wand­
lungsprozeß stützen könnte. Vor allem unter der schwar-lcn 
afrikanischen Mehrheit suchen die Westmächte wie die herr­
schenden Kre ise im südlichen Afrika deshalb kollaborations­
bereite Kräfte. 

In Zimbabwe erblicken sie in Marionellenfü hrern a la Muw-
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rewa und Sithole, die sich beide zum "Gewaltverzicht" ver­
pflichtet haben , ihre Chance. Gleichzeitig versuchen sie auf 
die nach wie vor heterogene Patriotische Front Einnuß zu 
nehmen. Ebenso gehen die Versuche weiter. die einheitliche 
antirassist ische Phalanx der Frontstaaten über die Nutzung 
inte rner Entwicklungswidersprüche und wirtschaftl icher 
Schwie rigkeiten aufzuspliltern. Zu diesem Zweck konzen­
triert die BRD unter Marie Schlei zunehmend ihre Entwick­
lungShilfe auf als "gemäßigt" gel tcnde Frontstaaten wic 
Botswana, Sambia und Tansania . "Sie (d. h. Marie Schlci)" 
- so die Zeit am 30. 9. 1977 - "setzt auf die Befreiungsbe­
wegungen, nicht zuletzt mit dem Hintergedanken, eine r wei­
teren Radikalisierung entgegenzuwirken. " 

In Namibia gelten nach wie vor die traditionellen und von 
Pretoria abhängigen Bantustanhäuptlinge als zuverlässige 
Kollaborateure, die - in einer "T urnhallenpartei" unter dem 
Vorsitz von Dirk Mugde lIerein t - in Wahlen unter der Kon­
trolle von Pretorias Besatzungsarmee zum "demokratisch" 
legiti mierten neokolon ialistischen Regime avancieren könn­
ten , wenn es gelänge, die SWA PO auszumanÖvrieren. Dies 
ist jedoch in Anbetracht des ständig wachsenden internatiu­
nalen Ansehens der SWAPO und ihres internen Massenein­
nusses kaum denkbar. Bemerkenswert sind deshalb bekannt­
gewordene Versuche seitens westl icher Geheimdienste, 
Agenten in die Volksbefreiungsstreitkräfte Namibias (PLAN) 
ei nzuschle usen.7 

Grenzen der imperialistischen Strategie 

Vor allem in Südafrika jedoch muß ein ausreichender sozia­
ler Nährboden für neokolonialistische Lösungswege erst ge­
schaffen werden. Bislang behinderte die restriktive Apart­
heidgesetzgebung die Entstehung einer breitcn schwarzen 
Millelklassc und Bourgeoisie. Umso ärgerlicher mußten 
deshalb westliche Strategen reagieren, als das Vorster- Re­
gimc im Oktober d. J. mit dem Verbot von 18 schwar-Len 
Organisat ionen eine legale Entfa ltung als "gemäßigt" gelten­
der Kräfte innerhalb der Black Consciousness-Bewegung 
zu behindern drohte. Nicht 7ufällig traf sich Andrew Young 
Anfang 1977 im Haus Harry Oppenheimers mit einer Gruppe 
von Führern der Studentenorgflß isation SASO. Die ideolo­
gische Heterogen ität der Black Con~ciousness-Bewegung 
bietet genug Ansatzpunkte für eine weibichtige Förderung 
des "Schwarzen Kapitalismus" (siehe AlB. Nt. 7 und 11/ 
1977). 

Wiederum ist es kein geringerer als Harry Oppenheimer, 
dessen Konzern mit einer Mil1ionensliftung das soziale Pro­
blem der schwarzen Vorstädte in den Griff bekommen und 
" Aufst iegsmöglichkeiten" für SchwarLe innerhalb des be­
stehenden Systems positiv beeinnusscn will. Denn auf Dauer 
kann nach Oppenheimer, dessen Vorstellungen sich in vielen 
Punkten mit der westlichen StT:ltegie bis ins Detail decken, 
das System der "freien Wirtschaft'· in Südafrika nicht erhal­
ten werden, wenn der Meh rheit der afrikanischen Bevölke­
rung nicht die Möglichkeit gegeben wird, .. sich der Annehm­
lichkeiten dieses Systems zu erfreuen" und an seinem Wohl­
stand sowie an den politischen Entscheidungen te ilzuneh­
mcn s. 

Freilich ist die Strategie des "friedlichen Wandels" nicht nur 
inne rlich widersprüchlich, sondern wird durch objek tive Fak-



toren in ihren E rfoJgschancen eingeschränkt. Sie wi ll und 
kann auf den prinzipiellen ßündnispartner Vorstcr nicht 
verzichten, sie wi ll ihn " überzeugen". sich den geforderten 
Anpassungen an die neuen Bedingungen nicht länger zu ver­
schließen. Deshalb wird z. B. in der Begründung des Waf­
fcncmbargos die jüngste Maßnahme des Organisationsver­
bots angeführt. nicht das .. System de r Apartheid", wie es 
die afrikanischen Staaten gefordert hatten. In seiner prak ­
tischen Bedeutung ist es ohnehin stark eingesch ränkt dank 
der großenteils eigenständigen Rüstungsindustrie, über die 
Südafrika dank der jahrzehntelangen Aufrüstung durch die 
Westmächte verfü gt. Wirtschaftl iche Sanktionen wurden 
zum wiederhohen Male durch Veto blockiert. 
Eine intensivierte Investit ionstätigkeit mu ltinationaler Kon­
zerne - auch unter .. sozia len" Vorlcichen - stärkt objektiv 
das Apanheidsystem und die relative ~igenständigkeit , über 
die der südafrikanische Imperialismus eben dank der Milliar­
deninvestitionen und Kapitalk redite aus dem Westen heute 
verfügt. Die konsequente Befolgung der langfristigen Ziele. 
die der EG-Verhaltenskodex beinhaltet. wird nicht nur an 
der fehlenden Verbindlichkeit des Kodex. sondern vor allem 
an den kurzfristigen Profitinteressen der einzelnen Konzerne 
scheitern. Die Erklärung des westdeutschen BOI , sich nicht 
an den Kodex halten zu wollen , zeigt das. 

Durch eine Verschärfung der Unterdrücku ng will das Vor­
ster-Regi mes nunmehr jene " Stabilität" wiederherstellen, 
die fü r das ungehinderte Florieren der Kapi talprofite not­
wendig ist. Ob dieser extrem reaktioniire Ausweg aus der 
Herrschaftskrise des südafrikanischen Systems angesichts 
der zune hmenden Massenbewegungen in Südafrika und even-

Ithiopien 

Georg Polikeit Die 
der 

Älhiopien ist das meisl/lmkiimpfle Larul des in den letzten 
Monoten eskalierten ROle Meer-Konflikts, dessen Gesamtl.ll­
sammellhällge wir in AlB /011977 bereits I'orstellten. Nach 
verriefenden Einzeldarstellungen solcher hauptbetej{igter S((/(I­
tell wie Saudi Arabien ulld Sud(lI/ (in A /B /0 bzw. / /1/977) 
solIeIl ill deli lIächsten Ausgaben gesonderte Analysen Zlir 
Eritreaf~age lind 1.11 Somalia folgen. 
G. Polikeits Äthiopien- Beitrag hat (Ien Rl/(Jikalisiertlllgsprozeß 
der äthiopischen RevofluiO/I seit Anfang /977 ,md die Pro­
blematik des Oga(/enkonflikts 1. 11111 Gegenstand. 

Der "Ko nnikt Olm Horn von Afrika'· zwischen Äthiopien und 
Somalia, de. in den letzten Mo naten immer wieder neue 
Pressemeldungen hervorrief, ist keineswegs in ersle r Linie 
ein nat ionales oder regional-afrikanisches Problem. Viel­
mehr ist damit in Nordostafrika e in neuer explosiver Span­
nungsherd mit iß(ernat ionalcr Tragweite entstanden. Er be­
rühn nicht nur die Iß(eressen der beiden unmittelbar be­
teiligten Staaten, sondern aller Völker und aller Kräfte des 
antiimpe rial istische n Befreiungskampfes in Afrika und in der 
ganzen Welt. 
Die Entstehung dieses Konflikte s erklärt sich auch niCht in 
erster Linie aus nationalen ode r [cgionalen Faktoren, wie 
es in vielen Darstellungen bei uns versucht wird. Gewiß be-

tueller Unabhängigkeitsregierungen in Z imbabwe oder/und 
Namibia gangbar ist, das gil t auch bei den Westmächten als 
fraglich. Andererseits sind deren neokolonialistische lösun­
gen heute aufgrund der Erfahrungen, die die Völker der ehe­
maligen portugiesischen Kolonien und das südlichen Afrika 
in jahrzehntelanger und harter Auseinandersetzungen mit der 
westlichen Politik gewonnen haben, wesentlich schwerer 
durchsetzbar als zu Beginn dcr Entkolonialisierung in Afri­
ka. Insofern scheint die auch von bürgerlichen Kommenta­
toren vielfach geäußerte Befürchtung nicht unberechtigt, die 
Sirategie der .,friedlichen Lösung" komme um 10 oder 20 
Jahre "zu spät". 

Anmertunc~n: 

1) Zit. nach: M . WiUiams, There is a Solution to the Crisis, hekto­
graphien , London 1977 

2) Parlamentary Debates (Hasard), House: of Common, Official 
Repon, Fifths Series, Bd. 880, Sp. 1049 

3) Der Text des Rhodesienplans wird. zit . nach der im Guardian 
Weekly, London, 11. 9. 1977 veröffentlichten Fassung. 

4,) Zit. nach: AlB, NT. 11 / 1977 
) Zit. nach: OstTOwsky, Nationaler Befreiungskampf und Klassen­

kampf in Südafrika, Manuskript, maschinenschriftlich, Marburg 
1977 

6) So heißt es in einem Forschungsprojekl des Arnold-BergslTaeS-­
seT-Instituts, das auf der Jahreslagung des Arbei tskreises der 
Afrikaforschungs- und Dokumentationsstellen der BRD vom 
23.-26. Februar 1977 vorgestellt wurde. Die Tagung von 30 Afri­
kainstituten stand bezeichnenderweise: unter dem Them.a. !.IZu­
kunftsperspektiven für friedlichen Wandel im südlichen AInU". 

7) Vg.!. Afrique Asie, Paris, Nr. 14411 9. 9. 1977. Siehe auch den 
ClA-Geheimplan gegen die SWAPO in AlB, NT. 2/1977. 

8) Vgl. dazu: Anglo American Corporation of South Africa Limitid, 
Chairman's Statement 1977, JOhannesburg, 4. 5.1977; Der Spie­
gel, Nr. 33 und 43 / 1977. 

Revolution 

Staatschef Mengls/u {I.J und vetdto.uenet US·MJlJUI,ot:odtlln Addh 
Abeba 

21 



standen zwischen den beiden unmittelbar beteiligten Staaten 
Somalia und Äthiopien schon seil längerer Zeit Meinungs­
verschiedenheiten über den Verlauf der äthiopisch-somali­
sehen Grenze und über die im Südosten Äthiopiens gelegene, 
überwiegend aus wüstenartigen Steppen bestehende Provinz 
Ogaden, in der vor allem nomadisierende Volksgruppen der 
gleichen ethnischen Abstammung und wie die Hauptvölker 
Somalias leben. Zweifellos ist die Grenze zwischen den bei­
den Ländern ein Erbe der kolonialen Vergangenheit, die 
- wie viele andere Grenzen auf dem afrikanischen Konti­
nent - vor JahrLehnten durch das Eingreifen der ausländi­
schen Kolonialmächte ohne Rücksicht auf bestehende, ethni­
sche, ökonomisch-territoriale oder geographische Gegeben­
heiten gezogen worden war. 

Doch in einen gefahrlichen militärischen Konflikt verwan­
delten sich die über diesen Grenzverlauf bestehenden Mei­
nungsverschiedenheiten zwischen den beiden Staaten nur 
dadurch, daß sich fremde imperialistische Kräfte, vor allem 
der USA-Imperialismus und sei ne Verbündeten und polit i­
schen Helfershelfer, in die vorhandenen Streitigkeiten e in ­
mischten , um ihre eigenen imperialist ischen Ziele zu ver­
folgen. Diese richten sich in Wahrheit gegen die echten na­
tionalen Interessen beider unmittelbar beteiligten afrikani­
schen Staaten und gegen die anti imperialislische Befreiungs­
bewegung in Afrika überhaupt . I 
Sicher sind es mehrere Faktoren, die den Imperialismus ver­
anlaßten, gerade zum jettigen Zeitpunkt eine Aktivierung 
des Konflikts zwischen Somalia und Äthiopien anzustreben. 
Der Einfluß der antiimperialistischen Kräft e war nach der 
Konsolidierung von drei Staaten mit nationaldemokratischer 
Orientierung im Raum des Roten Meeres (Volksdemokra­
tische Republik Jemen. Somalia und Äthiopien) stark ange­
wachsen. Dies halle zusammen mit der Ausstrahlung der 
erfolgreichen revolutionären Entwicklung in Ländern wie 
Angola und M~mbique auch beträchtliche Auswirkungen 
auf das Anwachsen de! anti impcrialistischen Kräfte im Süden 
Afrikas. 

Ein wesentl icher Grund fü r die Verstärkung der imperia­
listischen Machenschaften liegt jedOCh auch in der inneren 
Entwicklung Älhiopiens in den letzten Monaten. Der Zeit­
punkt der Zuspitzung des somalisch-äthiopischcn Konnikts 
ist unter diesem Gesichtspunkt keineswegs zufallig. 

Ä. thiopische Revolution an kritiKhem Punkt 

Die Entwicklung der äthiopischen Revolution war gegen 
Ende des Jahres 1976 an einen krit ischen Punkt angelangl. 2 

Auf der einen Seite waren bedeutende revolutionäre Ver­
änderungen in der Struktur der Gesellschaft und im Leben 
des ganzen Volkes vollzogen, die frühere feuda listische Ge­
sellschaftsordnung Äthiopiens zerstört worden. Auf der 
anderen Seite spitzten sich vor dem Hintergrund der riesigen 
objektiven Probleme und Schwierigkeiten, die sich aus der 
vom Feudalrcgime verursachten ökonomischen, sozialen, 
politischen und kulturellen Rückständigkeit ergaben , die 
inneren Klassenauseinandersctzungen um den weiteren Weg 
Äthiopiens nach der erfolgreichen antifeudalen Revolution 
' U. 
Dabei verband sich der Widerstand der gesrikLten konter­
revolutionären Kräfte des Feudalregim<..'S, die zwar von der 
politischen und ökonomischen Macht verdrängt, aber damit 
natürlich noch nicht völlig aus dem gesellschaftl ichen Leben 
des Landes verschwunden sind, mit dem Widerstand anderer 
Krähe, die zwar den Stu rz des Feudalregimes bejahten, aber 
damit keiner antiimpcrialistisch-nat ionaldemokratischen und 
sozialistischen Orientierung Äthiopiens den Weg bahnen 
wollten, sondern eille kapitalistische Entwick lung des Landes 
nach .,west lichem Vorbild", in mehr oder weniger enger 
Kollaboration mit dem Imperialismus, anstrebten. 
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Die proimperialistischen und reaktionären Kräfte unternah­
men ab Frühjahr/Sommer 1976 alle Anstrengungen und 
settten alle Mitte l ein. von der Wirtschaftssabotage und der 
Anstiftung von Chaos und Unruhe biszu unverhiil ltem Mord­
terror und bewaffneten Bandenüberrällen . um die Weiter­
entwicklung der äthiopischen Revolution auf dem vom Pro­
visorischen Militärischen Verwaltungsrat (DERG) im April 
1976 beschlossenen nationaldemokratischen Entwicklungs­
weg mit sozialistischer Orientierung zu verhindern . Ihr Ziel 
war es, die progressiven Kräfte, die sich unter der Führung 
des Programmes der Nat ionaldemokratischen Revolution 3 

zusammengeschlossen hauen , zu spahen und zurückzudrän­
gen. den Einnuß dieser Kräfte innerhalb des Militärrates zu 
beseitigen und letztlich anstelle des nalionaldemok ratisch 
und amiimperialistisch orientierten Militärregimes eine pro­
kapitalistische und proimpcrialistische Staatsrnacht zu schaf­
fen. eine konterrevolutionäre Entwicklung einzuleiten. 

Gescheite rte Verschwörung zur Jahreswende 1976/77 

Dabei traten die Gegner der antiimpcrialistischen Emwick­
lung Äthiopiens bald mit bürgerlich-pluralistisch und refor­
mistisch verbrämten Forderungen nach "freier Zulassung 
aller Parteien" und Schaffung einer .. Zivilregierung". bald 
unter ultralinks gefarbten Parolen auf. Eine besonders nega­
tive Rolle spie lte in diesem Zusammenhang auch die in einem 
scheinrevolutionären Gewand auftretende illegale Äthiopi­
sche Revolutionäre Volkspartei (EPRP), die gewisse Wur­
Zeln in e inem Teil der äthiopischen SlUdenten im Ausland 
hatte. In Äthiopien selbst machte diese konspirativ operie­
rende G ruppierung jedoch durch ihre ultralinks maskicne 
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Agitation gegen die progressiven Kräfte des Militärrates 
und durch ihre kriminellen terroristischen Anentate und 
Mordanschläge auf Venreter der revolutionären Bewegung 
seit dem Frühjahr/Sommer 1976 ihren wahren konterrevolu­
tionären Charakter sichtbar. 

Die Auseinandersetzung um den weiteren EntwK:klungsweg 
der äthiopischen Revolut ion, die Ende 1976 an Schärfe zu­
nahm. widerspiegelte sich auch innerhalb des Militärrates 
selbst. 
Am 5. Februar 1977 vereitelten die konsequent revolutio­
nären Kräfte des Militärrates unter Führung von Oberstleut­
nant Mengistu Haile-Mariam einen Putschversuch einer Ver­
schwörergruppe innerhalb des MiJitärrates, der auch der 
damalige DERG-Vorsitzende Terefi Benti angehörte. Aus 
einem sichergestellten 47seiligen Geheimdokument der Ver­
schwörer ging hervor, daß sie schon seit geraumer Zeit darauf 
hinarbeiteten , die weitere Entwicklung der Revolution auf 
dem Weg des beschlossenen nationaldemokratischen Pro­
gramms zu bremsen, die politische Organisierung dt'r Volks­
massen und deren ßewaffnung zu hemmen, und schließlich 
im Einvernehmen mit Kräften der inneren Reaktion und aus­
ländischen imperialistischen Kreisen einen Staatsstre ich zur 
Errichtung ihrer politischen Al leinherrschaft unter Ausschal­
tung der konsequent revolutionären linken Kräfte des Mi­
litärrates durchzuführen. 

Übergang aus der Defensive in die Offensive 

Oberst leutnant Mengistu Haile-Mariam, der nun den Vor­
sitz des DERG selbst übernahm, kündigte auf den unmittel­
bar nach der Niederschlagung des Komplotts stattfindenden 
Massenversammlungen an, daß die äthiopische Revolution 
nunmehr "aus der Defensive in die Offensi ve" übergehen 
werde. 
Tatsächlich unternahm der Mi litärrat im Frühjahr 1977 eine 
Reihe energischer Maßnahmen, um die Schaffung von Bau­
emmilizen und auch von Betriebs- und Einwohnermilizen 
in den städtischen Wohnvierteln voranzutreiben, sie mit Waf­
fen auszurüsten und auszubilden. Ende Juni fand anläßlich 
des "Tages der Annee und de r Miliz" ein großer Appell statt. 
auf dem die Volksmi lizen erstmals in einer Massenparade 
aufmarschierten. 

Bereits vorher begannen Annee und Milizen gemeinsam mit 
einer Serie energischer Säuberungsmaßnahmen gegen be­
waffnete Banden, die Ende des Jah res 1976 in verschiedenen 
Teilen des Landes überfalle verübten, Unsicherheit verbrei­
teten und teilweise auf offener Straße Mordanschläge auf 
Vertreter des DERG ausführten . Im Frühjahr und Sommer 
1977 wurden eine Reihe größerer konterrevolutionärer Ban­
den dieser An ausgehoben bzw. zur Kapitulation gezwun­
gen. 
Gleichzeitig wurde der Ausbau der politischen Massenorga­
nisationen, die Bildung und Festigung der Bauernvereini­
gungen auf dem Lande und der Ein ..... o hnervereinigungen in 
den Städten als Keime lokaler Selbstverwaltungs- und Macht­
organe des Volk~ \'orangetrieben . 
Am 1. Mai 1977 erließ die Staatsführung anläßlich großer 
Massendemonstrationen einen Aufruf zu einem landesweiten 
ProduktionsaufgebOI für die spürbare Steigerung der mate­
riellen Produktion in Stadt und L1nd, dessen Träger die 
betrieblichen Gewerkschaftsorganisationen und die önlichen 
Bauernve reinigungen sind. Anfang Juli 1977 beauftragte der 
Militärrat die zuständigen staat lichen Organe, unverzüglich 
mit der Erarbeitung \'on Grundlagen fü r eine längerfristige 
Winschaftsplan ung, zunächst für einen Zeitraum von zwei 
bis drei Jahren, zu beginnen . 

Anfang August fand in Addis Abeba der außerordentliche 
Kongreß des neuformierten All-Äthiopischen Gewerkschafts-

bundes (AEllJ)~ statt, auf dem die Bildung von Arbeiter­
komitees in allen Betrie~n 'Zur überwachung und Steige­
rung der Produktion initiiert wurde . Im Zusammenhang 
damit wurde mitgeteilt, daß die auf revolutionärer Grund­
lage neuformierte Gewerkschaftsbewegung Älhiopiens nun­
mehr über 300 000 Mitglieder in I 400 Grundorganisationen 
erfaßt (die dreifache Mitgliederzahl gegenüber dem noch 
unter der Feudalherrschaft gebildeten und später aufgelösten 
rdonriistischen Gewerkschaftsverband CElU). 
Mine September wurde in einer Erklärung des DERG auch 
die Gründung eines All-Äthiopischen Bauernverbandes 
(AEFA) bekanntgegeben, der alle lokalen Bauernvereini· 
gungen zu einer gesamtnationalen Organisation zusammen­
faßt. 
Aus diesen Angaben ist ersichtlich, daß die Organisierung 
der Arbeiterklasse und der anderen werktätigen Volksschieh­
ten ebenso wie die Anstrengungen zur lösung der ökonomi­
schen Probleme nach der Klärung der Situation in der mili­
tärischen Führung im April 1977 zielstrebig vorangetrieben 
wurde. 

Aueh die Verwirklichung des Programms der Nationaldemo­
krat ischen Revolution in Bezug auf das Nalionalitätenpro­
blem wurde energisch in Angriff genommen. Beispielsweise 
fand Mille April in Ostäthiopien eine Versammlung von 
Repräsentanten der in Äthiopien lebenden nationalen Min­
derheit der Afar-Nomaden statt , die Vorschläge des DERG 
für eine regionale Autonomie dieser Stämme billigte. Der 
zu dieser Beratung entsandte Venreter des DERG, leut­
nant Negussc-Negassa, fie l auf dem Rüekweg einem Mord­
anschlag zum Opfer. 

Klare antiimperialistisc:be Positionen 

Schließlich kam es im Frühjahr/Sommer 1977 auch zu einer 
weiteren Ausprägung der antiimperialistischen Position des 
MIlitärrates unter Führung von Mengistu Haile-Mariam in 
außenpolitischen Fragen. 
Ende April wurden drei westliche Korrespondenten aus 
Äthiopien ausgewiesen, die sich als "Werkzeuge der Konter­
revolut ion" betätigt hauen, und kurz darauf eine Reihe von 
US· Einriehtungen wie j:lie Fili;;l le des US-" lnformations­
dienstes" US IS in Addis Abeba und andere ausländische 
Inst itutionen, sowie die Konsulate der USA und ihnen ver­
bundener anderer länder in Eri trea behörcMich geschlossen, 
weil sie sich als Koordin ierungszentralen der ClA mit den 
konterrevolutionären Kräften in Äthiopien erwiesen halten. 

Einen Monat später wurden die Büros der MilitärattacMs 
der USA, Großbritanniens und Ägyptens und die ihnen 
unterstehenden militärischen Einrichtungen in Äthiopien 
geschlossen und das Militärpersonal zur Rückkehr in seine 
Heimat aufgefordert. Großbritannien wurde zum Rückzug 
seiner See-, Land- und luftstreitkräfte und die USA zur 
Reduzierung ihres diplomatischen Personals auf die Hälfte 
aufgeforden . Von diesen Maßnahmen war auch der wichtige 
US-Stützpunkt Kangew-Station in Eritrea betroffen, eine 
der fünf wichtigsten elektronischen Überwachungs- und Ab­
hörstalionen der USA in der Weil, von der aus angeblich 
sowohl Signale aus der Sowjetunion aufgefangen wie ganz 
Mittel- und Ostafrika und der Vordere Orient überwacht 
werden konnten . 

Mitten in dieser Auseinandersetzung fuh r der Militärrats­
Vorsitzende Mengistu Anfang Mai d. J. zu Verhandlungen 
in die Sowjetunion, die im Geist solidarischer Verbundenheit 
verliefen. Ein ige Wochen später besuchte eine Delegatiion 
des Militärrates die DDR und die anderen europäischen so­
zialistischen Staaten, wobei neben politischen auch Fragen 
der wirtschaftlichen Zusammenarbeit beraten wUfgen . 

Gleichzeitig unterstrichen die Führer des Militärrates ihren 
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außenpolitischen Kurs der Nichlpaklgebundenheil und der 
anliimperialistischen Solidariläl . In einem Interview mit der 
libanesischen Zeitschrift AI Hurriya im Juli 1977 erklärte 
der DERG-Vorsitzende Mengistu beispielsweise: .. Der ge­
rechte Kampf des palästinensischen Volkes unter Führung 
der PLO genießt unsere volle Untentüttung. Es wäre sehr 
gut. wenn die PLO zur weiteren Festigung der Beziehungen 
mit unse rem Slaat in Addis Abeba eine offIZielle Vertretung 
eröffnen würde. Wir sind bereit, der PLO fü r die Einrich­
tung eines sokhen Büros das Gebäude der ehemaligen israe­
lischen Bo tschaft in Addis Abeba zur Verfügung zu stei­
len." 
In anderen außenpolitischen Erklärungen brachte die älhio­
pische Militärregierung ihre Solidarität mit Angola zum Aus­
druck. Anläßlich des Referendums über die Unabhängig­
keil Djiboutis betonten die Ve nre ter des DERG. daß Äthio­
pien keinerlei terriloriale Ansprüche gegen Djibouti e rhebe 
und bereit sei, das Prinzip der Nichteinmisehung in die inne­
ren Angelegenheite n auch auf ein unabhängiges Djibouti 
anzuwenden. Am 25. Juli 1977 erklärte Mengistu vor Jour­
nalisten in Addis Abeba. daß Äthiopien zur freundschaft ­
lichen Lösung der mit dem Sudan bestehenden Probleme 
bereit sei. Außerdem wiederholte er bei dieser Gelegenheil 
das äthiopische Angebol , mit de r Ausbildung VQn Befreiungs. 
kämpfern aus dem südlichen Afrika zu beginnen. 

Damit sind auch die außenpolitischen Posilionen der äthio­
pischen MjJitärregierung klar umrissen. Auch auf diesem 
Gebiet bestätigt sich wie in der inneren Entwicklung die Ein­
schätzung, daß sich der revolutionäre Entwicklungsprozcß 
in Äthiopien entsprechend der beschlossenen nationaldemo­
kratischen Orientierung im J ahr 1971 in heftigen Klassen­
auseinandersetzungen weiter gefestigt und beschleunigt hat. 
Die Linksentwicklung der äthiopischen Revolution machte 
trotz aller Schwierigkeiten und e rbitterten Widerstände wei­
tere Fortschritte. 
Und eben hierin ist ein entscheidender Grund dafür zu su­
chen. daß ab Ende Juni/Anfang Juli 1977 der äthiopisch· 
somalische Konflikt systematisch geschün und bis zu regel­
rechten Kriegshandlungen aufgeschaukeIl .... 'Urde. 

Der Konflikt um Ogaden 

Daß es sich hie rbei keineswegs um einen .,Aufstand·' einer 
.,unte rdrückten nationalen Minderheir' gegen die äthiopi. 
sche Militärregierung, sondern um eine direkte bewaffnete 
Intervention Somalias in Äthiopien unter Verletzung der 
Prinzipien der O rganisation fü r afrikanische Einheit (GAU) 
handelt. sagen selbst die großbürgerlichen Presseorgane und 
Nachrichtenagenturen in unserem Land in ungeschminkter 
Offenheit . So die Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 2. 8. 
1977: " Die Ausrede. daß es sich bei den Kämpfen in der 
Provinz Ogaden um einen Aufstand von Älhiopiern somali­
scher A bstammung gegen die marxistische Zentralregierung 
von Addis Abeba handle. in die Somalia nur indirekt ver· 
wickelt sei (durch Unterstützung der Rebellen). ist faden· 
scheinig. In Wirklichkeil ist hier ein handfesler Krieg zwi· 
schen zwei Nachbarn im Gange ." 

Tatsächlich begann genau nach den Februar-Ereignissen 
in Äthiopien. bei denen die konsequent re\'Olutionären Kräfte. 
den Sieg davontrugen. die Intensivierung der Beziehungen 
des reaktio nären Regimes von Saudi Arabien mit Somalia. 
Hinter Saudi Arabien stehen der US-Imperialismus und die 
NATO. 
Im April und Mai 1977 wurde der Plan ei nes "Sicherheits­
gü rtels 1101 Roten Meer" auf einer Tagung der NATO-Außen­
minister in London unrl bei einem Treffen earter.; mit dem 
saudiarabischen Kronprinz Fahd, im Juni d . J. das gleiche 
Thema auf der L:.ndoner Gipfe lkonferenz der imperialisli. 
sche n Mächte beraten. Die New York Times schrieb dazu: 

3. 

.,Saudi Arabien. Agypten und der Sudan versuchen. Somalia 
in die Allianz der Staaten am Roten Meer einzubeziehen." 
Am 26. Juli kündigten die USA und Großbritannien, \o\enig 
später auch die französische Regierung an. daß sie bereit 
seien. Somalia "Waffenhilfe" zu gewähren . 

Somil ist klar ersichtlich. daß der eigentlich Anlaß des Streits 
zwischen Somalia und Äthiopicn nicht von den weitreichen­
den politisch-strategischen Absichten zu trennen ist. die der 
Imperialismus. besonders der US- Imperialismus und die ihm 
verbundenen reaktionären Regimes einiger arabischer Slaa­
ten, mit der Anstachelung dieses Streites ,·erfolgen. 

Die nationale Politik dem Antiimpe:riaüsmus 
unterordnen 

Hieraus ergibt sich aber die Sch lußfolgerung, daß eine authen­
tisch nationale Politik in dieser Frage niemals ohne die Be­
rücksichtigung dieser weitreichenden politischen Zielsetzung 
des Impe rialismus gegen die antiimperialistische Befreiungs­
bewegung in Afrika find dem Nahen Osten bestimmt wer­
den kann. Eine authentisch nationale Positio n kann nur davon 
ausgehen. daß eine wirklich unabhängige nationale und deo 
mokratische Enlwicklung des eigenen Landes lediglich mög­
lich ist. wenn es sich aus imperialistischer Abhängigkeit und 
Ausbeutung befreit und die machtpolilischen Ambitionen 
des Imperialismus in Afrika zurückgewiesen wenJen. Ein 
politisches Handeln jedoch. das den Interessen und Plänen 
des Imperialismus entgegenkommt oder ihm sogar in die 
Hände spielt. kann niemals eine nationale Politik sein. selbst 
wenn es mit nationalen Interessen und Parolen begründet 
wird. 

Im konkreten Fall heißt dies: Eine nationale Politik sowohl 
in Äthiopien wie in Somalia kann nur eine Politik sein. die 
die bestehenden Meinungsverschiedenheiten zwischen beiden 
Ländern dem gemeinsamen Interesse be.Hler VÖlke.r aß! 

Kampr gegen den Imperialismus unterordnet. Keine histori ~ 
sehe oder ethnische Argumentation könnte es rechtfertigen. 
daß durch das [nfragestellen des Grundsatzes der OAU über 
die Unverletzlichkeit der heute bestehenden Grenzen in Afri­
ka der gemeinsame Feind aller afrikanischen und arabischen 
Völker einen Vorteil erlangt und seine Machtgebiete, die 
die Unabhängigkeit und revo lutionärdemokratische Entwick­
lung II lIer afrikanischen Länder bedroht, zur Geltung brin­
gen kann . Deshalb muß das gemeinsame Interesse des Kamp­
fes gegen den Imperialismus gegenüber allen anderen Inter­
essen und Problemen den Vorrang haben und im Obrigen 
eine einvernehmliche. friedliche Klärung der bestehenden 
Meinungsverschiedenheiten angeslrebt werden. 
Eben darauf drängen die Freunde der revolutionären Kräfte 
Äthiopiens und Somalias im Interesse der weiteren progres­
siven Entwicklung beider Länder und im gemeinsamen Inter­
esse aller antiimperialistischen Kräfte der Weil. 

AllIDC"rkunctn: 

I) S~he hierzu M. Kam;l , Konflikt Im Horn von Afrika, in: AlB. 
Nr. 1011971 

2) Val. auch Analyse G. PoIikdu in: AlB, NT. 11- 12/ 1976 und 
Nr. 111977 

3, ) Wortlaut des ~ramms in: AlB. Nr. II-t2l1976 
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Naher Osten-Palästina 

Peter Wahl Pariser Nahost-

I ntemationale Zusammenkünfte nichtstaatlicher Organisatio­
nen und Gruppen haben in der Reget gegenüber Staatcnkon­
fcrenzen einen großen Vortei l: sie unterliegen nicht den 
Zwängen diplomatischer Rücksichten. Verfahrensfragen blei­
ben von untergeordneter Bedeutung. Folglich wird auf sol­
chen T reffen offener und ungezwungener selbst über kompli­
zierteste Probleme diskutiert. Dies trifft nachgtrade auf die 
. .Internationale Konferenz für eine gerechte Lösung der Nah­
ost krise'" in Paris vom [4.- 16. Oklobcr 1977 zu , auf der ge­
se llschaftliche Organisationen, Parte ien und Solidarilätskomi­
lees aus rund 60 Ländern - aus der Bundesrepublik nahm 
das Antii mpcrialist ischc Solidaritätskomitee (ASK) tci l - und 
16 internationale Organ isationen die Lösungsmöglichkei ten 
für den Nahostkonnikt berieten. 

Essentials e iner gerechten Lösung 

Die Anwesenheit von Teilnehmern avs Israel. die sich selbst 
als " linke Zionisten" bezeichneten, sorgte daflir, daß aueh 
kontrovers diskutiert wurde. Daß dabei in ideologischen 
Grundfragen keine Einigung erzielt werden konnte. war zu 
erwarten; die Wide rsprüchlichkeit .,Iinkszionistischer" Posi­
tionen wird erst in einem langwierigen Prozeß aufzulösen 
sein. Doch interessant genug bleibt es, daß selbst diese ,.lin­
ken Zionisten" mit der Paliislinensischen Befreiungsorgani­
sation (PLO) und mit den anderen Teilnehmern der Konfe­
renz schließlich in den politischen Essentials e iner zukünfti­
gen Friedensregelung übereinstimmten: Rückzug Israels <lUS 
a llen im Junikrieg 1967 beselZlen Gebieten. Anerkennung 
der legitimen Rechte des palästinensischen Volkes einschl ieß­
lich des Rechtes auf Gründung eines e igenen Staates, Ach­
tung der Unabhängigkeit und Souveränität aller Staaten in 
dieser Region. Anerkennung der PLO als einziger legiti men 
Vertretung des palästinensischcn Volkes und schließlich 
baldigst mögliche Einberufung der Genfer Konferenz unter 
gleichberechtigter Teilnahme der PLO. 

Die Zustimmung "linkszionistischer" Kreise zu diesen Punk­
len ist lmdererseits ein Indiz für den beschleunigten Diffe­
renzier'.mgsprozeß innerhalb Israels. Denjenigen. die - wie 

: Ja zur PLO 
das "Komitee für einen gerechten Frieden zwischen Israel 
und den arabischen Staaten·' und die KP Israels - scit Jahren 
diese essentie llen Forderungen venraten. wird dadurch zwei­
fe llos der Rücken gestärkt ; die Front der Gegner der offi ­
z ie lle n israel ischen Polit ik wird in der letzten Zeit breiter 
Die Konferenz in Paris war gle ichzeitig ein Gradmesser für 

die große Internationale Anerkennung, die die PLO bei den 
fOrlschrittlichcn Kräften in der Welt gewonnen haI. Die achl­
köpfige paläs tinensische ·Delegatjon unter Leitung des Infor­
mationsminis ters der PLO wurde mit großem Beifall begrußt, 
kein Redne r der nicht seine ungeteilte Unterstützung für die 
PLO erklärte. In e inem nachstehend in Auszügen dokumen; 
tierten Grundsatzpapier stellte die PLO ihre Position zur 
Genfer Nahostkonferenz \'or. Während der Diskussion e rgrif­
fen Vertreter der PLO immer wieder mit richtungsweisen­
den Beiträgen das Worl und trugen wesentlich dazu bei. daß 
in der einmütig verabschiedeten Abschlußerklärung e ine 
klare. konsequent antiimpcrialis tische Position form ul iert 
werden konnte. In der Erkläru ng heißt es: 

.-----Abschlußerklärungl-----------~ 
( ... ) Die Konferenz weiß sich einig. daß die Kernfrage der Nahostkrise da5 Palästinaproblem ist. Es kann keinen Frieden geben ohne Sicher­
steIlung der legitimen nationalen Rechte des palästinensischen Volkes und die Errichtung seines eigenen unabhängigen Nationalstaates. Es 
kann keinen F· :~tlcn geben ohne die Anerkennung der PLO als einzigem. rechtmäßigem Repräsentanten des palästinensischen Volkes. Die Kon­
ferenz würu'gt in diesem ZUSilmmenhang insbesondere die Entschließungen der Vereinten Nationen und den von der überwältigenden Mehrheit 
der Regierungen der Welt be7.ogenen Standpunkt. Die Konferenz begrußt die kürzliche gemeinsame sowjetisch-amerikanische Erklärung. wei­
che zur Wiederaufnahme der Genfer Konferenz beitragen möchte. Diesbezüglich unterstreicht die Konferenz die Wichtigkeit der in dieser Er­
klärung enthaltenen Anerkennung der legitimen Rechte des palästinensischen Volkes. 
Die Konferenz verurteilt die gemhrliehen Maßnahmen. die die ßegin-Regierung mit dem Ziel der Festschreibung der israelischen Okkupation 
der arabischen Territorien ergriffen hat .. . Die Konferenz \'erurtcilt unzweideutig die wohlüberlegten Manö\<er der israelischen Regierung. um­
in Widerspruch zur US-Adminis trat ion - die neuen Möglichkeiten einer gerechten Lösung der Nahostkrise zu sabotieren. Das israelisch-ameri­
kanische ,.Arbeitspapier·· über die Genfer Konferenz erschwert jedwede Fortschritte hinsichtlich eines Friedens in der Region. 
Die Genfcr Konferenz kann ohne eine vollständige Repräsentanz der PLO auf gleiehlx'rechtigter Basis mit allen anderen Teilnehmern nicht 
einberufen werden. Die Genfcr Konferenz muß in ihre Tagesordnung die Gesamtheit der Rechte des palästinensischen Volkes einschließen. 
wie sie dic Resolution 3236 der UN-Generalversammlung beinhaltet. Die Gcnfcr Konferenz muß sich mit dem gam:en Problem der Nahootkrisc 
im Sinne einer Gesamtsicht befassen und nicht auf einer tei lweisen oder "Schritt für Schritt"-Basis. Die Genfer Konferenz muß die legitimen 
Rechte aller Völker der Region sicherstellen - des palästinensischen Volkes. der Völker der arabischen Länder und des Volkes von Israel. ( ... ) 
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( . .. ) Innerhalb weniger Jahre ist die palästinensische Revo­
lution in ihrem Streben nach Einbczichung aller paläslinen­
sischcn Massen, wo immer sie sich befinden, bet rächtlich 
vorangekommen. Das palästincnsische Volk hai die Unter­
stützung und den Rückhalt der arabischen Massen in der 
ganzen arabischen Heimat erhallen. Diese Unterstützung ist 
ein e ntscheidender Faktor dafür gewesen, daß die palästi­
nensische Revolution unter Führung der Paläst inensischcn 
Bcfrciungsorganisation (PLO) als legit ime und einzige Ver­
tretung des paläslinensischen Volkes auf den arabischen 
Gipfelkonferenzen von Aigicr und Rabnt benannt wurdc 1• 

Die PLO hat beständig die Aufnahme der palästinensischcn 
Sache auf die Tagesordnung der XXLX. Sitzung der UN ·VolI· 
versammlung gefordert. Diese Handlungsweise erwuch.s aus 
dem Glauben des paläslinensischen Volkes an den politi· 
schen Kampi , der als ein wichtiges Minel bei der Realisie· 
rung seine r Ziele und als ein Ausdruck seines Wunsches 
nach Herstellung e ines gerechten und dauerhaften Friedens 
im Nahen Osten angesehen wird. Es druckt auch die Zuver­
sicht aus, die das palästinensische Volk in das Wirken für 
seine Sache durch die UNO und in die Notwendigkeit setzt. 
die Meinung der Weltgemeinschaft zu respektieren. 

Washingtons Vetopolitik 

Die Forderung der PLO wurde von der Mehrheit der Staaten 
der Welt akzcptien und am 13. November 1974 wurde die 
Palilstinarrage von der UN-Vollversammlung diskut ien . als 
Yasscr Arafat. der Vorsitzende des Exekulivkomitees der 
PLO, auf dem Weltforum die Palästinafrage mit all ihren 
Dimensionen und Implikationen e rläuterte und sein Konzept 
von der Zukunft vorstellte. So kam es. daß die Rcsoluti.on 
Nr. 3236 2 und weitere folgende Resolutionen der UN·VolI­
versammlung entschieden betonten, daß die PLO die einzige 
legitime Vertretung des palästinensisch-arabischen Volkes ist. 
Diese Resolutionen bekräftigten auch das Recht des palästi­
nensischen Volkes auf Rückkeh r in seine Heimat und Selbst­
bestimmung, sowie auf nationale Unabhängigkeit und Sou­
veränität . ( ... ) 

Eine de r gefährlichsten Formen der (imperialistischen) H,ilfe 
(fiir den Zionismus) waren die fortgesetz ten, zur Deckung 
des israelischen Bedarfs an hochentwicke lten Waffen be­
stimmten Rüstungslieferungen, um seine militärische überle­
genheit gegenüber der Gesamt heit der benachbarten arabi­
schen Staaten zu geWährleisten. Diese überlegenheit mußte 
unvermeidlich zu größerer Arroganz und zunehmender 
Aggressivität auf israelischer Seite führen . Angesichts diescr 
TatSachen kann die total ableh nende und obstruktive Haltung 
der imperialistischen Länder gegenüber jeder Resolution zu­
gunsten der Palästinafrage nicht überraschen. Beispielgebend 
ist hier der US-Imperialismus. 
Im Gefolge des Junikrieges von 1967 und trotz der Verurtei­
lung dieser Aggression durch die Weltgemeinschaft e rfaß te 
die UN-Sicherheitsrats-Resolution Nr. 242 nicht die Realität 
der Nahostkrise. Die Resolution forderte den Rückzug der 
Israelis von den arabischen Gebieten. die im 1967er Krieg 
besetzt worden Waren, und forderte e ine gerechte Lösung 
lediglich für das Problem der palästinensischen Flüchtlinge. 
Wir sehen hier, daß die Resolut ion die Tatsache ignorierte. 
daß die Palästinafrage die eines ganzen Volkes ist. dem Ge-
3l 
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legenheit gegeben werden muß. seine Rechte wahrzunehmen. 
Die Annahme der UN-Sicherheitsrats-Resolution NT. 242 
kam zustande. wei l nicht die Palästina frage, sondern die der 
israelischen Aggression vom Juni 1967 diskutiert wurde. Das 
palästinensisch-arabische Volk hat diese Resolut ion zurück­
gewiesen, weil sie seine Rechte vernachlässigt und das Pro­
blem als das von Flüchtlingen bet rachtet, und weil die Reso· 
lution jenen Rechten nicht entspricht. die von der UN-Gene­
ralversammlung seit 1947 bekräftigt worden sind. 
Am Ende des Oktoberkrieges verabschiedete der UN-Sicher­
heitsrat die Resolution Nr. 338, die der Resolution Nr. 242 
nichts Neues hinzufügte. was die Rechte des palästinensischen 
Volkes betrifft. Nach 1973 erließ die UN-Generalversamm­
lung eine Anzahl wiederholter Resolutionen, die die legi­
timen Rechte des palästinensischen Volkes bekräftigten 
und 1975 den Zionismus als rassistische Bewegung verur­
teilten. 
Im Januar 1976 konnte der Sicherheitsrat jedoch eine von 
de r Gruppe der nichtpaktgebundenen Ländel wegen der 
feindseligen amerikanischen Politik gegenüber den Rechten 
des paläst incnsischen Volkes eingebrachte Resolution nicht 
verabschieden ; dadie USA als ei nziges Land. dassich der über. 
e inkunft der Mitgliedsstaaten jener Sitzung widersetzte, V(ln 
ihrem Vetorecht Gebrauch machten. 

Die DebaHen in dieser Sitzung des Sicherheitsrates erlangten 
besondere Bedeutung: sie brachten ein hohes Maß an Ver­
ständnis zum Ausdruck. das der Paläslinafrage von einer gro· 
ßen Zahl von Staaten entgegengebracht wurde. Das wurde 
deutlich in der Formulierung der von der Gruppe der nicht­
paktgebundenen Staaten eingebrachten und von sechs weite­
ren Staaten akzeptierten Resolution, in der es hieß: "Der 
Sicherheitsrat ... ist überl.eugt . doß die Palästinafrage den 
Kern des Nahostkonllikts ausmacht und betont die Notwen­
digkeit, in diesem Raum einen gerechten und dauerhaften 
Frieden herzustellen auf der Bosis völligen Einverständnisses 
mit der Charta und den Resolutionen der Vereinten Natio­
nen, die den Nahen Osten einschließlich der Palästinafrage 
betreffen ... 

Grundvoraussetzungen einer Genfer PLO-Teilnahme 

Der Resolutionsentwurf betonte auch die Notwendigkeit. 
dem palästinensischen Volk die Ausübung seines unverLicht­
baren nationalen Rechts auf Selbstbestimmung zu ermögli­
chen. einschließlich des Rechts. einen eigenen unabhängigen 
Staat in Palästina gemäß der UN·Charta zu errichten. Sie 
unterstrich auch das Recht der palästincnsischen FluchlJinge. 
in ihre Heimat zurückzukehren, ra lls sie es wünschen, und in 
Frieden mit ihren Nachbarn zu leben. Der Entwurf fordene 
auch angemessene Maßnohmen. um die Sicherheit und Sou· 
vcränität der Territorien. poli tiSChe Unabhängigkeit mit 
sicheren und anerkannten Grenzen für alle Länder des Rau­
mes in übereinstimmung mit der UN-Charta zu garantie­
ren 3• ( •.. ) 

Die PLO hat ihren Wunsch und ihr Beh arren darauf hervor­
gehoben. an jeder inte rnationa len Konfe renz über die Pa­
lästinafrage und den arabisch-zionistischen Konnikt ein­
schließlich der Genrer Konferenz teilzunehmen ; jedoch sind 



die Grundlagen und die Spielregeln, nach denen die Konfe­
renzdebatten und der Konferenzablauf gestaltet werden, die 
Hauptfaktoren , von de nen die PLO ihre Entscheidung ab­
hängig machen wird, ob sic an ciner solchen Konfere:nz teil­
nehme n wird oder nicht: 
• Der e rste d ieser Faktoren ist, daß die Konfe renz bei der 
Diskussion des Nahostkonnikts von der Palästinafrage als sei­
nem Kern ausgehen muß. 
• Zweitens müssen Resolutionen der UN-Generalversamm­
lung über Palästina Diskussionsgrundlage sein. 
• Drittens ist die Teilnahme der PLO an dieser Konferenz 
als einer der wichtigsten Fakto ren, die die Konferenz zum 
Erfolg fü hren können, zu betrachten, insbesondere unte r dem 
Aspekt , daß die Grundfrage die Sache Palästinas und seines 
von der PLO repräsentierten Volkes sein wird. 

Die Gen fer Konferenz, wie sie d ie USA und Israel verstehen , 
ist nicht diejenige, die die internationale Gemeinscha.ft ver­
langt , und nicht diejenige, die zu einer gerechten und um­
fassenden Regelung der Nahostkrise fü hren wird. Israel und 
die USA unternehmen große Anstrengungen, die GcnIer 
Konferenz herabzumindern und auszuhöhlen, um sie zu einem 
Ort der Absegnung ihrer aggressiven und expansioniSlischen 
Pläne und Praktiken zu machen. ( ... ) 

Zusätzlich zu ih re n fortgesclZten Versuchen, das Zustande­
kommen de r Genfer Konferenz zu behindern, be:stehen 
Zionismus und Imperialismus darauf. daß die UN-Sicher-

hei tsratsresolution Nr. 242 die Diskussionsgrundlage abzu­
geben habe. Ziel dieses Beharrens is t die Annullierung jener 
UN-Resolutionen, besonders der' Resolution NT. 3236, die 
alle die Rechte des palästinensischen Volkes bestätigen. 

Die PLO besteht darauf, daß auf der Genfer Konfere nz die 
Palästinafrage auf der Grundlage der fixierte n Rechte des 
palästinensischen Volkes diskutiert wird, wie sie die interna­
tionale Gemeinschaft bi lligte, was vornehmlich in der Reso­
lution Nr. 3236 zum Ausdruck gebracht wurde. Das palästi­
ncnsische Volk respektiert diese Resolution und vertraut auf 
sie, weil sie die Meinung der Weltorganisation wiedergibt. 
Die Resolution oostätigte erneut die unveräußerlichen Rechte 
des palästinensischen Volkes in Palästina, einschließlich des 
Rechts a uf seine Heimat, Paläst ina, des Rechts auf Heimkehr 
und des Rechts auf nationale Unabhängigkeit und Souveräni· 
tät. Die Resolution bemerkt , daß das paläst inensische Volk 
eine der Hauptparteien bei der Begründung eines gerechten 
und dauerhaften Friedens im Nahen Osten darstellt. Die 
UN~Generalversammlung hat da rüber hinaus den UN-Gene­
ralsekretär aufgefordert, mit der PLO in allen wichligen 
Fragen im Zusammenhang mit der Palästinafrage zu kon­
ta ktieren. 

Zentrale Bedeutung der UN-Resolution 3236 

Das ist genau jene Resolution, die US- Imperialisrnus und 
Zionismus zu ignorieren und annullieren suchten. Es läßt 
sich nicht länger verheimlichen, daß die Able hnung der Teil­
nahme der PLO an der Genfe r Konferenz durch die USA und 
Israel auS ihrer feindseligen Halt ung gegenüber den nationa­
len Rechten des palästinensischen Volkes erwächst; sie unter· 
nehmen das äußerste an Anst rengungen, um die PLO von 
der Genfer Konferenz fernzuhalten und ihr einen unabhängi­
gcn und gle ichberechtigten Status vorzuenthalten wie ihn die 
ande rn betroffenen Parteien in einer solchen Konferenz ge­
ll ießen. Dieses Recht ist von der Weltgemeinschafl in ihrer 
Resolution NT. 3236 und in anderen nachfolgenden Resolu­
tionen bekräftigt worden. 
Das von der PLO gefühne palästinensische Volk begreift in 
vollem Umfang die Ausmaße der Verschwörung, die gegen es 
ausgeheckt worden ist. und kennt seine wahren Feinde, die 
auf die Annullierung ,einer legitimen Rechte und aller ver­
wirklichten Errungenschaften aus sind . ( ... ) 
So wird der Kampf des palästinensisch-arabischen Volkes 
fortgese tzt bis sich Israel aus allen besetzten arabischen Ge· 
bieten zurückzieht und bis dieses Volk die Gelegenheit er· 
halten h;lt , das Recht auf Rückkehr in seine Heimat und zu 
seinem Eigentum, da:. Recht ,luf Selbstbestimmung über sein 
eige nes Land ohne jede äußere Einmischung und das Recht 
auf die ErriChtung seines eigenen unabhängigen und nationa­
len Staates in seinem Gebict. Palästina ...... ahrzunchmen. 

(Quelle : Palestine Libermion Organizalion. The Geneva 
Conference and ho ..... it can conductto a Just Sell lcment of the 
Middle East Crisis. Paris. Oktober 1977) 

Anmerkungen dl.'r Redaktion: 

I) Die 5. Gipfelkonferenz der arabischen Staatschefs in Algier fand 
vom 26.·28. 11. 1973, die Konferenz von Rabat im Oktober 1974 
staU. 

2) Die Resolution 3236 wurde am 22. 11. 1974 von der UN-Vol[­
versammlung mit 89 Für- und 8 Gegenstimmen angenommen. 
In ihr wurde neben einer erstmals umfassenden Definition der 
nalionalen Rechte des palästinensisch·arabischcn Volkes (vgl. 
J. Goldberg, Zehn Jahre Junikrieg, in: AlB, Nr. 6/ 1977, S. 21) 
auch das "Recht des palästinensischen Volkes a,,(erkannt), seine 
Rechte in übereinstimmung mit den Zielen und Grundsätzen 
der Charta der Vereinten Nationen mit allen Mineln wieder 
zurückzuerlangen." 

3) Zu den Bestimmungen und der Weiterentwicklung der UN­
Charta (1945) hinsichtlich des UnabhängigkeitskampfesderVölker 
der Drillen Welt siehe: !:IOnn Wider die MenschenreChte. Alli· 
Sonderdruck, Nr. 21 1977, S. 5-7 
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Rezensionen 
Aspekte des Nahostkonflikts 

Beiträge zionistischer Repräsentanten zum Nahostkonfl ikt sind in 
jüngeren Jahren mit den "Selbstdarstellungen" Golda Metrs ("Mein 
Leben"), Abba Ebans oder Moshe Dajans im deutsc::hsprachigen 
Raum über Gebühr publiziert worden. was sich von antizionistischen 
Autoren nicht sagen läßt. Insofern ist die Präsenlierung arabischer, 
israelischer. französischer, bundesrepublikanischer und amerikani­
scher nicht proisrael ischer Texte zu Aspekten des Konflikts du rch 
die schweizerische Edition ettetera und den Rowohl l-Vt:rlag an sich 
begrüßenswert. 

A . AludfW. CarroU/S. F.nounIW. Holkteln/E. Lobd/ M. Rodin-
5Oft!F. Tr.bubi, Nahosi.krise - Strukturen. Problem.::. Lösungen. 
edirion elcele .... BacII976, 176 S., 19,- DM 

Dieser Sammelband von teilweise Slark überalterten Au.fsätzen (Ro­
dinson, Trabutsi schließen Ende der 60er Jahre) stellt dt:n Anspruch. 
"den Nahostkonflikt grundlegend und von der Seite allc'r Betei ligten 
aus analysiert" zu haben. So verdienstvoll es ~cifelsoh,ne ist, israe· 
lische (Lobei) und arabische Autoren (Trabulsi. Amad) gemeinsam 
vorzustellen, so wenig kann gerade das Ansinnen der Herausgeber 
zufriedenstelIen, eine "grundlegende" Einführung in den Nahost­
konflikt anzubieten. 
Weder läßt die Aufsatzsammlung eine sich ineinander einfügende, 
geschlossene Konzeption - eher schon eine Hintereinanderreihung 
unverbundener Bruchstücke - erkennen, noch wird sie einer Ge­
samtschau des Konflikts gerecht. da sie einmal (Trabulsis Beitrag 
ausgenommen) die imperialistische Nahostpolitik dem arabisch-zio­
nistischen Gegensatz nachgeordnet behandelt bzw. unzulässig die 
eigentliche Konfliktu rsache vernachlässigt OOcr verkürzt. Zum ~ei ­
ten entbehn sie einer fundierten , bis in die Gegenwart re,ichenden 
Einschätzung und Einordnung der nationaldemokratischen Entwi<:k­
lungen bzw. Regimes speziell der entscheidenden Ko:nfrontations­
staaten Syrien und Ägypten. Auch von einer Berücksichtigung des 
hochbcdeutenden Bündllisses von arabischer Befreiungsbewegung 
und sozialistischen Ländern kann keine Rede sein. L..elZleren will 
beispielsweise Hollstein eine schwächere "Absage" an Israel denn 
derl Dritte Welt-Ländern unterschieben, der Sowjetun ion gar eine 
den nat ionalen Befreiungsbewegungen aus "StaHlS quo"- und .,räte­
feindlichen" Motiven heraus gegnerische Hal tung, Drinens gibt das 
Buch keine Antworten auf die nach dem OklOberkrieg 1973 aufge­
tretenen neuen Erscheinungen und Entwicklungen wie der "Ölwaffe". 
de r Veränderungen in der westlichen NahostSlrategie oder der Neu­
bestimmung der Palästinafrage als Kern des Nahostkonflikls in der 
UNO. Allein Farsoun/Carrolls Beitrag .,Der Bürgerkri,eg im Liba­
non" bielet derartig Neues lescnswert, wenngleich er audl im Januar 
1976, also bereits inmitten des Libanonkrieges (der Frieden von Riad 
wurde erst im Oktober 1976 geschlossen), endet. 

Im Unterschied zu M. Rodinsons reichlich oberflächlicher Abhand­
lung zur zionistischen Ideologie finden sich bei W. Hollslein (:.Der 
Nahostkonnikl") und F. Trabulsi ("Das Palästinaproblem") \O,'ert· 
volle Ausführungen zur Geschichte, den Charakterist.ika und der 
Kolonisierungspolitik des Zionismus in Palästina. Wenngleich Tra­
bulsis vereinseit igt negative Sicht der nationaldemokrat ischen Regi­
mes und Bewegungen ( Baalhiste ll . Nasserislen) und ihre angebliche 
völlige Unterordnung unter bzw. Verschmelzung mit Feud:.!aristo­
kratie/Bourgeoisie (S. 110(11 1) keiner sozi:.lhistorisch,:n Oberprü­
fung staridhalten, so arbeitet er doch im Unterschied tu Hollstein 
die Politik der imperialislischen Großmächte (Großbri tannien und 
USA) als die Hauptußache und bis heute beherrschendes Moment 
des Nahostkonnikts heraus. Bei Hollstein hingegen wird weniger 
die britische Kolonialpolitik. sondern vielmehr der UN-Teilungs­
beschluß von 1947 (die UNO war damals übrigens nicht etwa sowje­
tisch. sondern amerikanisch beherrscht!) faJschlicherwl!isc zu dem 
eigentlichen Unrechtsakt erklän. Hollstein trin hier in Widerspruch 
selbst zu seiner Eigenbeschreibung des damaligen höchslexplosiven 
Verhältnisses von arabischer und jüdischer Bevölkerung, als Bürger­
kriegssituation bzw ... Chaos" (S. 20-22), welche den UN-Entscheid 
für 1;\O,'ei föderative Teilstaaten anstelle der Kolonialmacht ja nur 
zuließ. Mit seinem klassenneutralen Umgang mit der durchaus kon­
trären, weil kapitalislLschen oder sozialistischen Großlllächtepolitik 
im Nahen Osten weiß Hollstein ebenso wenig zu überzeugen wie mil 
seiner Ißlerprelalion des paläslinensischen Befreiungskampfes. Ur-
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sprung, Trägerschaft und politische Profilierung der PLO bleiben 
im Dunkeln. ihre angerisscne Perspektive liest sich wie ein Plädoyer 
rur die Einstellung des Widerstandskampfes: " Dieser Kampf gegen 
mehrere Gegner übcrforden die palästinensischen Befreiungsbewe­
gungen ... Sicher ist. daß Israel von den Fedayin militärisch weder 
besiegt noch zu einem Kompromiß gezwungen werden kann ... So 
bleibt vor allem die palästinensische Ho ffnung, daß die in Israel un­
zweifelhaft bestehenden sozialen Widersprüche endlich den natio­
nalen Konsensus sprengen und das Interesse von der AuBenpolilik 
auf die Innenpolitik verlagern werden:' (S. 54/55) 
Der gleiche Kapitulationsratschlag, die PLO möge auf eine innere 
Zersctzung des angeblich übennächtigen Zionismus und auf die 
nächste Generation bauen. findet sich im abschließenden thesen­
artigen Beitrag des Quatar-Beraters A, Amad wiedcr. Bei der Dis­
kussion zu .. Friedenspcrspektiven und Alternativen" will Amad 
dem - von der UNO und der PLO heute gleichlautend gcfordeTlen! ­
Streben nach Errichtung eines unabhängigen Nationalstaates des 
arabisch-palästinensischcn Volkes hingegen keine Chance zubill igen, 
ja er deklariert sie rur die arabische Seite als .. unannehmbar". 
Ganz anders das als akmelle Streitschrift gehal tene Buch des ägyp· 
tischen linksnas.seristischen Journalisten M. Sid-Ahmed. das die 
Kenntnis der Grundlagen des Nahostkonnikts voraussetzt, um sich 
voll und ganz auf eine lebendige. eine Vielzahl neuer Fragen auf­
werfende Diskussion der nach 1973 einsclZ.:nden neuen Entwick­
lungen und Lösungsmöglichkeitcn zu konzentrier.:n: 
Mohamed Sid-Ahmed, Nllch vier Kriegen im Nllhen Osten. Thesen 
zu einer offensi"en Friedenspolitik, rororo-lIklue ll, Reinbek 1977, 
154 S .. 5.80 DM 
Wenn sich der Autor auch gelegentlich bei der Skiulerung der Per­
spekt;"en der NahOSIsituation im Reich der Spekulation verlien (so 
z. B. S. 120· 132) anstalt etwa die Positionen der Hauptkonfliklpar­
teien genauer herauszuarbei ten oder die konkretcn Grundlagen im 
Rahmen der UNO bzw. d.:r Genfer Konferenz aufzuschHisseln, so 
bietet er doch erstmalig eine Gesamtsicht der Konsequenzen und 
neuen Tendenzen im Ergebnis des Oktoberkrieges. Er tut dies unter 
Berücksichtigung der Einwirkungen des internationalen Enlspan­
nungsprozesscs 7.ugunslen nahöstlicher Lösungsschrittc. Zunächst 
gehl Sid-Ahmcd der Frage nach: .. Der Oktoberkrieg . . . ein Wende­
punkt?" Gegen überschwengli<:he ägyptische Chronisten gewandt. 
die den Okloberkricg fälschlieherwcisc als schlagenden arabischen 
Sieg überbewencn. zieht er den Schluß, daß dieser nationale Be­
freiungskrieg für keine Seite einen entscheid.:nd<:n Sieg. wohl aber 
eine Wende im ungleichen Kräftc\'erhältnis .:rbrachtc. Israels "ab­
solute überlegenhei t" sci dahin , da die Araber gewisse qualitative 
Momente auszugkichcn (militärische Dominanz) oder selbst hinzu· 
zugewinncn vermochten (Olwaffe). Die so entstandene "neue Glei· 
chung" mache die Zielsetzung eines gerechten Friedens überhaupt 
erst möglich und glaubhaft. Energisch weist der Autor Gldchstel· 
lungsversuch.: der "imperialistischen" USA und der Sowjetunion 
zurück. habe letztere doch stets aus prim:ipicllen MOIiven die ara· 
bische Sache unterstützt. Die hohe Bedeulung der ligyptisch-sowje· 
tischen Freundschaft würdigend. kritisiert der Auto! ihre einseitige 
Aufkündigung durch das Sadat-Regime und dessen alleiniges Setzen 
auf dic amerikanischc Karte. die von jeher nur auf Sei ten des israe­
lischen Expansionismus gestochen habe. Im Bündnis mit der UdSSR 
könne die arabische Befreiungsbewegung hingegen wirksam die 
imperialistisch-israelische "Aggression an die Kandare nehmen". 
Wie Sid-Ahmed zurecht unterstreicht, könnte e in 5. Nahostkrieg in 
einen atomaren Konflikt ausufern. Andererseits dräng! das nach 1973 
neuartige Gewicht der Palästinafrage und der PLO - deren Evolu· 
tion zu realistischen Positionen nachgezeichnet wird - vCnitärkt auf 
eine gerechte Gesamtlösung des Konflikts. und zwar auf der Grund­
lag.: der UN-Entschließungen und im Rahmen der Genfer Konfe­
renz. 
Leider beläßt auch er die soziakn Grundlagen. die unte rschiedliche 
Programmatik und antiimpcrialistische Konsequenz der arabisChen 
Befreiungsbewegungen b1;\O,'. Regimes weitgehend im Dunkeln oder 
bleiben Fragen wic die Auswirkungen des Ölbooms auf die arabi­
sche Bourgeoisie ungeklärt . Dennoch haI Sid-Ahmed .. die neuc 
Realität" im Nahen lliten in anerkennenswcner Manier herausge­
arbei tet - ein unbedingt empfehlenswer!eS Buch. W. Brönner 



Kurzinformationen 

Seychellen 

Mit ihren fast 90 Inseln und S5 000 Einwohnern kommt den Seychel­
len als traditionelle westliche Mililärbasis und wegen seiner Lage 
nahe des größten US-Marine- und Luflwaffenslützpunkte5 der Weil, 
Diego Gan:ia. und nahe der Öllankcrroute vom Persischen Golf 
nach Europa eine stralegisch große Bedeutung l U. 
Dem nach 1910 betriebenen Ausbau der Inseln als Fc:rienparadies 
für Touristen aus Südafrika und der BRD folgten rapide Preissleige­
rungen und Bodenspekulation. In diesem "Paradies" waren 1975 
über SO % der Bevölkerung atbeitslO'i, ein Großteil unterernährt und 
40 % AnalphabeJen. Trotz äußerst gümtiger natürlid!er Bedingun­
gen haben die Seychellen keine eigene Nahrungsmiltc:lproduktion, 
denn die herrschenden Kreise der Großgrundbesitzer - 1960 be­
.saßen 56 Familien 78 % der l...andfläche - sind ausschließlich an 
schnellen Profiten aus dem Kokos- und Zimlcxpon interessiert. Ihre 
Partei, die 1964 gegründete prokolonialistische Demokratische Par­
tei (SDP) unter J. Mancham sicherte sich dun:h Wllhlmanipulationen 
eine Regierungsmchrheit . Nachdem die Inse ln durch wachsende Pro­
testaktionen 1975 die innere Autonomie erzwangen, gewährte Lon­
don am 18. 6. 1976 den Seychellen die polit iSChe Unabhängigkeit . 
Die fünf Gewerkschaften des Landes, in denen 1974 80 % der Werk­
tätigen o rganisiert waren. stehen indessen hinter der 1964 gegrün­
deten und von der OAU als Befreiungsorganisat1on anerkannten 
Vereinigten Volkspartei der Seychellen (SPUP) unter Albert Rent. 
Nach der Machtübernahme am 5. Juni 1977 dun:h den SPUP-Vor­
sittcnden A . ReM, die der SDP-SPUP-Koalittonsregierung unter 
Mantham ein Ende setzte. zeichnet steh die neue politische: Linie auf 
den Seychellen immer klarer ab. "Hauptaufgabe" - so Präsident 
Rene - "wird die Nahrungsminelprodukt1on für unser Volk sein so­
wie die Entwicklung der Fischinduslrie und der Landl'-irtschaft . .. 
Das System des Landbesitzes durch abwesende Gutsherren wird be­
seitigt ... Wir werden eine Politik der Nithtpaktgebundenheit ver­
folgen .. und wi r verurteilen die Apartheidpolitik in Südafrika." 
Mit dem Aufbau einer eigenen Volksarmee und -miliz wurde be­
gonnen. (Arm, London. Nr. 72/August 1977) 
Wie Rene in einem Afrique Asie Interview vom 31. 10. 1977 er· 
kläne, ist die programmatische Orientierung ein von einer .. Volks­
demokratie" getragener Sozialismus, der .,gleiche Chancen für alle" 
und die Wahrung besonders der " Rechte der Arbei ter" gewährleisten 
soll: "Die Seychellen haben in jeder Hinsid! t die Wahl zugunsten 
einer Orientierung auf den Sozialismus getroffen:' 

Israel 
Durch die Hereinnahme der von General Yadin gefUhrten Demo­
kratischen Bewegung für Änderung (DASH) in die Regierung Begin 
am 20. 10. 1977, hat dieser seine Parlamentsmehrheit von 63 auf 
78 von 120 Sitten im is raelischen Parlament ausbauen können. Da­
für erhielt die DASH-Partei neben dem Posten des stellvertreten­
den Ministerpräsidenten einen Plau im SM:hcrhcitsausscnuß des Par­
laments und besetzt zusätzlich drei Ministerien. 
Mit diesem Regicrungsbeitrin de r DASH-Panei wird aI]gemein die 
Erwanung einer flexibleren Haltung Te] Avivs in der Frage des par­
tiellen Rückzuges aus beseuten Gebie ten verbunden (siehe auch 
AlB, Nr. 9/1977). Als Zugeständnis Begins mag gelten. daß für die 
Sir.dlungspolitik im West}ordanland nunmehr der Außenaussthuß der 
Knesset zuständig gemacht wurde. Eint etwaige israelische Zustim­
mung zu einem eigenen Pa]ästinenserstaat darf hieraus jedoch nicht 
geschlußfolgert werden. Außcruninister Oajan drohte im Hinblick auf 
die Genrer Nahostkonferenz. daß Israel diese verlassen würde, "sollte 
... der Vorschlag eines solchen palästinensbthen StaalSgebilde:s zur 
Sprache kommen" (Frankfurter Allgemeine Zeitung, 12. 10. 1977). 

Bangla Desh 
Die allgemeine Verwirrung, die durch die Landung eines von japani­
schen Terroristen entführten Augzcuges auf dem Aughafen von 
Dacca e ntstanden war, hatten am 30. September 1977 Tei le der 
Armee für einen PuISChversuch gegen Präsident Ziaur Rahman ver­
sucht aU$Zunuuen. Der Putschversuch wurde niedergeschlagen, doch 
fanden die Rechtskräfte in ihm eine willkommene Gelegenhei t, wn 
gegen die fortschrittlichen Kräfte des J..andes YQrzugehen. Insge­
samt wurden im Zusammenhang mit dem Pul5Chversuch 92 Todesur­
teile vollstreckt und 20 Personen zu lebenslänglicher Haft verur­
teilt . Weiterhin wurden die Kommunistische Partei, die Demokra­
tische Liga und die Nationale Sozialistische Partei verboten. Zahl· 
reiche füh rende Mitglieder dieser Parteien wurden verhaftet. 

Thailand 
Die in Thailand hemchenden Militärs haben am 20. 10. 1977 die von 
ihnen vor einem Jahr durch einen blutigen Putsch eingeseute Re­
gierung unter Ministerpräsident Thanin Kraivichien gestürzt. Der 
angekündigte flelliblere Kun der neuen Regierung mit dem bisheri­
gen Veneidigunpninister Admiral Sangad Chalawyn an der Spitze 
deutet jedod] nicht auf eine Verinderung der bestehenden Macht­
verhältnisse hin. Die Militärs reagierten mit dem Sturz Thanins auf 
die 7.Unehmendc innen- und außenpolitische Isolierung, in die das 
Regime durch die ell!Tem antikommunistische und repressive Politik 
Thanins gedrängt wurde. Während der Regierungszeit Thanins wur­
den i>/imtliche politische Parteien 50wie der nationale Studenten­
bund verboten. Der Auflösung des Nationalen Gewerkschaftsrates 
(NLC) kurz nach dem Putsch 1976 folgten weitere Angriffe auf die 
Gewerkschaften. Ausnahmezustand und Streikverbot wurden von den 
Unternehmern zur weiteren Rcdurlerung der ohnehin niedrigen 
Löhne ausgenutzt. wodurch die Unzufriedenheit unter den Arbei­
tern zunahm. Innerhalb des Verbandes Südost asiatischer Staaten 
(ASEAN) trat die Regierung TItanin am aktivsten für die Umwand­
lung der ASEAN in einen vom Pentagon angestrebten neuen anti­
sozialistischen Militärpakt ein, in den sie das südkorcaniscbe Regime 
einbezogen haben wollte. 

Kampuchea 
Ende September 1977 gab die Kommunistische Partei Kampucheas 
(KPK) offiziell ihr Bestehen bekannt. Ihren Ursprung hai sie in der 
einst Vietnam, Laos und Kambodscha erfassenden KP Indochinas 
(1930-51). Im September 1960 tagte in Phnom Penh illegal der 
I. Parteitag der KP Kambodschas mit 21 Delegierten, die als Auf­
gaben der nationaldemokratisthen Revolution vorab die Befreiung 
von US-impcrialistischer Abhängigkeit wie von der Herrschaft der 
Feudalherren und Kompradorenbourgcoisie definierten. Die ]%1 
als Sclbstschutzeinheiten ronnierten kommunisti!ichen Geheimgar­
den, die 1968 in Partisanenverbände überführt wurden, gaben nach 
dem CIA-Lon-Nol-Putsch vom Mäl? 1970 dann aud! den Kern der 
revolutionären Annee der im Mai 1970 konstituierten Nationalen 
Einheiu;front Kambodschas (FUN K) ab (siehe AIB-Sonderheft zu 
Kambodscha. März 1974, AlB, Nr. 2 und 311974, 3 und 7-811975). 
Während des Befreiungskrieges nahm die ruNK auf Initiative der 
KPK in den befreiten Gebieten (Anfang 1975 bereits 90 % des 
Landes) sozialrevolutionäre Umgestallungen wie die Enteignung des 
Großgrundbesitzes, die Verstaat lichung der Kautschukplantagen 
oder die Einführung sehu[gekl~reien Unterrichts vor. 
Nach der Befreiung Phnom Pcnhs im April 1975 hornoriene die 
Veß3ffimlung der Volksvertreter - oberstes staatliches Machtorgan 
im Demokratischen Kampuchea - die führende Rolle der Panei im 
Befreiungskampf mit der Wahl der führenden KPK-Reprä5Cntanten 
zum Vorsitzenden des Staatsprisidiums (Khieu Samplmn), zum 
Prcmienninister (Pol Pot, Sekretär des ZK der KPK) und in andere 
Schlüsselposit ionen der revolutionären Staatsorgane. Während mit 
der Erlangung eines deutlichen Obergewichts der marxistischen ge­
genüber den nationalist ischen Kräften die Entscheidung zugunsten 
eines sozialistischen EntwicklungswegC$ gefallen zu' sein scheint. 
schließt Kampud!eas aktive Nithtpak tgebundenheitslpolitik u. a. die 
Sölidarilät mit Angola und dem chilenischen Widemand ein (vgl. 
Neue Zeit, Moskau, Nr. 4411977 sowie AlB, Nr. 2 und 1011977). 
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Sturm gegen Vorsters "Kahlschlag" 
" Die südafrikanische Regierung scheint bei ihrem Vorgehen gegen 
gemäßigte Stimmführer der Opposition von allen gut~n Geistern 
verlassen zu sein", kommentiene die Frankfuner Allgemeine Zei­
tung (FAZ), am 22. 10. 1977. Und wo "der gute Geist" nicht mehr 
zuhause ist, don fühlen die imperialistischen Großmäcllle sich nicht 
mehr riChtig wohl. Sagen sie wenigstens. 
Was hat eigentl ich dazu gefühn. daß sie sich zu so hanem papiemen 
Prolest hinreißen lieBen? Zunächst einmal die Fakten: Am Mitt­
woch, dem 19. Oktober, wurden 18 Organisationen der schwarze., 
Bevölkerung verboten und zahlreiche Opposi tionelle verhaftet. 
darunter mehrere Führer des Anli-Apartheid-Stadtkommilees von 
Soweto. Haussuchungen wurden veran5taltet und die Zeitungen der 
Afrikaner, The World und Weekend-World verbolen. Zu den 
iIIegalisierten Organisationen gehören der Konven t des Schwarzen 
Volkes. da<; Christliche Insti tut in Johannesburg und der Studelllen­
rat von Soweto. Durch diese Verbote wurde praktisch die ge53mle 
organisalOrische Grundlage der Black Con:;ciouness-Bewegung 
zerstört . Und damit hat Vorsler genai! das ge tan, was die ihn lUll 

überleben haltenden Weslmächle 50 gerne im Halbdunkel belassen 
hätten: Er haI die Apartheid-Politik in ihrer ganzen Offenheit und 
Brutalität demonstriert und es dami t den nach Menschenr«hlen 
schreienden USA und den EG-Ländem schwer gemachi , ihn noch 
öffentlich zu unterstützen. Was sie insgeheim machen, SIeht - wie 
wir wissen - auf einem anderen Blau (siehe Beitnlg zur westlichen 
Slnitegie des " friedlichen Wandels" im südlichen Afrika in diesem 
Heft). 

Vomers PoliHk des "wir oder ihr" 

Keiner dicsc r noblen Herren hatte sieh 1960 beschwen, als der 
Afrikanische NBlionalkongreß Südafrikas (ANC) in den Untergrund 
gehen mußte und hundtne von fonsch rittliehen Männern und 
Frauen in die Gefingnis.se geworfen wurden. wo sie L T. ihr Leben 
lassen mußten. Kein nBmhaher westlicher Politiker bat sich bisher 
für eine · Wiederzulassung des ANC eingesctzt, kein Botschaher 
wurde damals zur Ber;chterstallung nach Washington oder Bonn 
zitiert . Im Gegenteil. Die Zusammenarbeit mit dem Apanheid­
Regime gestaltete sieh immer enger und gerade das Verhältnis der 
BRD zu Südafrika war besonders intim. Man verstand sich gut. 
wenn es um die Unte rdrückung von konsequenten Befreiungs­
kämpfern ging. 
Aber heute ist al les anders. Das Kräfteverhällnis im südlichen 
Afrika hat sich - vor allem nach dem Erfolg der angolanischen 
Revolulion - dramatisch zugunsten de r fonschri ttlichen Kräfte 
entwickelt und auch dem Kampf im Inneren Südafrika große 
Impulse vennitte lt. Der heroische AufSland in Soweto ist nur das 
bekannteste Beispiel. Die Verhältnisse haben sieh dergestalt ent­
wicke lt, daß die Befreiung Südafrikas zum Schlüssel für die Zu­
kunft des gesamlen südlichen Afrika, ja des ganzen Kontinents ge­
worden ist. Das ist auch die Fnlge, die das Denken und Handeln 
Vorsters und der ihn unterstützenden Weltreaktion behelTSChl. 
Von hier aus sind die Maßnahmen des Vonter- Regimes zu beur­
teilen. Er kampft um das Überleben sciner Ausbeuterk1asse durch 
die blinde. brutale Politik des "wir oder ihr" (FAZ). Die imperiali­
stischen Großmächte - sozusagen um das Gesamlinleresse besorgt ­
sind vor allem danln interessien, die Grundlage für eine ungehin­
dene Ausbeutung durch die multinationalen Konzerne zu erhalten. 
Und dem steht die Politik der Rassendiskriminierung mitt lerweile 
im Wege. Sie treten daher für ~osmetisehe Operationen an der 
Apartheid-Politik ein und. wollen -wie es die FAZ am 22. 10. 1977 
programmatisch fonnulierte - dun:h Kapiralinvestitionen einen 
~nften Druck auf das Vorster- Regime ausüben, um einen fried­
lichen Wandel unter neokolonialistischen Bedingungen einzuleiten. 
Darum die Verbitte rung über den ,.Kahlschlag·' '1001 19. Okto­
ber 1977. Daher auch das begrenzte Waffenembargo, das Vorster 
jetzt einige Monate Zeit gibt, seine Politik neu zu überdenken. 

Jedenfalls hat skh durch diese Maßnahmen das Regime von Pre­
toria im Innem und auch nach außen noch mehr isolien , neue 
Gegensätze provozien und dazu beigetragen, daß sich die Reihen 
der fon.schrinlichen Kräfte noch mehr zusammenschließen werden. 

Die VerboIe und Verhaftungen sind also nichl als Ausdruck der 
Slärke, sondern als Zeichen der tiefen Existenzkrise aufzufassen, 
in de r sich das Apanheid-Regime befindet_ 

Da.<; politische und organisatorische Zentrum d~r demoknllischen 
Opposition, der AN<;. weist deshalb auch darauf hin. daß die 
jetzigen Ereignisse die Linie bestätigen, außerhalb des bewaffneten 
Kampfes gäbe es keine Mäglkhkeit , die quasi-kolonialistischen 
Herncha~lrukturcn in Südafrika zu beseitigen. Weiler heiSt es in 
der ANC-Erklärung vom 19. Oktober d. J.: ._Heute schlägt das 
Volk so stark :curiick wie nie zuvor und Vorster ist von Furchr er­
füllt. Der Afrikanische Nationalkongreß ruft alle Abteilungen des 
un terdrückten Volkes, die es bislang noch nicht getan haben, auf, 
ihre Zweifel beiseite zu schieben und sich am Kampf zu belciligen, 
der zu ihrer Befreiung führen wird. Vorster hat gezeigt, daß er 
nicht zu Verhandlungen bereit iSI . laßt uns nun zeigen, daß wir ge­
willt sind, zur Beendigung des üblen Apartheid-S)'l!lems zu kämp­
fen und zu sterben und ein neues Südafrika zu schaffen, frei von 
Rassismus, lmperialismus und Ausbeutung; ein neues Südafrika. in 
dem skh alle Menschen gleicher Rechte und Möglichkeiten erfreuen 
sollen, unabhängig von Rasse, Glauben oder Hautfarbe." 

ANC: b e wa ffne te r Kampf ist unumgä nglich 

Einen wichtigen Beitrag in diesem Kampf stellt die international ge­
führte Kampagne: " Freiheit für die Pretoria 12" dar. Die 12 in 
Pretoria vor Gericht stehenden und mit dem Tode bedrohten Frei­
neilSkärnpfer (siehe AlB, Nr. 9 und 1111977) stehen slellvert re­
tend für die Tausenden von Patrioten. die heute dem Aparlheid­
regime zum Opfer fallen . Der Kampf um ihre Befreiung geht zu­
gleich um die Freiheit aller politischen Gefangenen Südafrikas, für 
die Beendigung aller politischen Tribunale und die Beendigung der 
Mord- und Folterskandale in den Kerkern des rassistischen Re­
gimes. 


